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AIB- Aktuell: Mo~ambique schreibt Geschichte 

Gut e ineinhalb Jahre nach der Proklamatio n der Volksre­
publik M()(j:ambique tra ten vom 3. bis 7. Februar 1977 in der 
Hauptstadt des Landes 330 Delegierte aus allen zehn Pro­
vinzen zum 3. Kongreß der Befreiungsrronl von M~mbique 
(FRELlMO) zusammen. 
Als eines der letzten vom Kolonialismus befreiten Völker 
gehen die 9 Mio M~ambiquane r - so der Entscheid von 
Mapulo - daran, in M()(j:ambique eine Volksdemokratie zu er­
richten, die Grundlage für den Aufbau des Sozialismus in die­
sem Land sein soll. Die FRELiMO selZl damit sowohl was 
die Fortgeschrittcnheit ihrer gesellschaftspolitischen Pro­
grammalik betrifft als auch als verläßliches revolutionäres 
I-;Iintcrland für die Befreiungsbewegungen des südlichen 
Afrika neue Zeiche n. 

Als im Jahre 1962 in der Hauptstadt Tansanias, Dar-es-Sa­
laam, die Befreiungsfront FRELIMO aus dem Zusammen­
schluß dreier antikolonialistischer Organisationen gebildet 
wurde. begrundete ihr 1. Kongreß die Notwendigkeit der 
völligen Zerschlagung der portugiesischen Kolonialherrschaft 
und beschloß die Aufnahme des bewaffneten Kampfes - was 
nach eingehender politischer Vorarbeit im Jahre 1964 ge­
schah . 
Auf dem 2. Kongreß der FRELlMO, der 1968 bereits in der 
befreiten Provinz Niassa stattfand, stand der Aufbau und die 
soziale Organisierung der befreiten Gebiete im Mittelpunkt. 
Der 2. Kongreß fiel jedoch auch in e ine Periode (1967- 1969) 
innerer Auseinande rsetzungen. die von tribalistisch-bürger­
lichen Führungskräften um den damaligen Vizepräsidenten 
Simango ausgelöst wurde. In diese Zeit fiel auch der Mord 
an Eduardo Mondiane. dem ersten Präsidenten der FRE­
LIMO, im Februar 1969. 
1970 wählte das Zentralkomitee der FRELIMO den Ober­
befehlshaber der Volksstreitkräfte (FPLM). Samora Mache!. 

I'-NüIJAlIDA PARA ClJIS11Wo 00 SOOAlJSIII 

zum neuen Präsidenten und den Sckrelär für Außenbcz.ie­
hungen. Marcclino des Santos, zum Vizepräsidenten . Mit 
dieser Behauptung des linken Aügels ging auch eine über 
das Ziel der antikolonial-antiimpcrialistischen BefreiWlg 
hinausweisende Vorformulierung sozialrevolutionärer Um­
wälzungen einher. 
Mit welcher Konsequenz sie die FRELIMO in der Ober­
gangsphase nach dem Sturz des Faschismus in Portugal im 
April 1974 in die Prax is umsetzte und in welcher Weise die 
programmatische Orientierung der FRELIMO nun konkreti­
siert wurde. veranschaulicht der auf dem 3. Kongreß von 
Samora Machel vorgetragene Rechenschaftsbericht des Zen­
tralkomitees, dessen zweites Kapitel wir nachfolgend doku­
mentieren . 

Der " Kongreß des Sieges" ,'om }o'ebruar d. J. mille jecb::h 
noch weitere, wichtige Beschlüsse. Die Delegierten beschlos­
sen, die FRELIMO von einer Bewegung in eine mamcistisdl­
leninistische Pan ei umzuwandeln, die Staat und Gesellschaft 
MOI;ambiques mit Blick auf den Aufbau des Sozialismus an­
führen soll. Neben der Neuwahl Samora Machels zum Präsi­
denten verabschiedete der Kongteß mit dem neucn Statut 
und Programm bedeutende Dokumente. 
Sterfen Lehndorff. Vorsitzender des Marxist ischen Studenten­
bundes Spartakus und Mitherausgel:M:r des AlB, der als ge­
ladener Gast am 3. Kongreß teilnahm. schildert seine Ein­
drucke aus Maputo und (aßt die wichligsten Ergebnisse des 
Kongresses zusammen. 
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Steffen Lehndorff 

Revolutionäre Zeichen für ganz 

Im HOiel Polana in Mapulo, der Hauptstadt Mo-;ambiqucs 
p negte vor der Unabhängigkeit MOIfambiques die Haute 
Volce de r Republik Südafrika ihren Winterurlaub 2U vcr· 
bringen. Jetzt, Anfang Februar 1977. wohnen hier die aus· 
ländischen Gäste des FRELlMO-Partcitags. Vor den Ein­
gängen stehen Posten der m~ambiquanischen Volksbefrei· 
ungsarmec. Revolutionäre Wachllamkci t; von der südafri­
kanischen Grenze bis hie rher sind es keine 80 km . Ober der 
Einfah rt ein Spruchband : " Hoch die Ideen von Marx, Engels 
und Leni n. den Begründern des Marxismus-Leninismus!" 

Kolonialerbe konkret: Elendsring von Mapulo 

So manchem Europäe r mutet das Spruchband etwas depla­
ziert an, vor allem wegen des wirklichen Lebens in diesem 
Land, das hinter dem ViltenviertcL rings um die e lcgame und 
he lle Hauptstadt herum, beginnt: Da leben Hunderllausende 
von Menschen - Arbeiter, Halbprolctarier, Arbeitslose - in 
Slums zusammengepfercht, in einem Dickicht und Labyrinth 
annseliger Wellblech- und Schilfhüncn, mit winzigen Mais-

feldern auf jedem freien Fleckchen Erde, die viele der Ein ­
wohner vor dem Verhungern bewahren. Wir haben gesehen, 
wie in e inigen , besonders ungünstig gelegenen "Vorstädtcn" 
nach starkcn Regenrällen die Hüllen kn ietief unter Wasser 
standen. 

Zehmausend dieser Menschen sind miulcrweile in Sladtwoh­
nungen umge7.ogen. Früher wohnten fast nur PorlUgie5Cn 
in der Stadt. Doch die große Mehrzahl von ihnen hat das Land 
nach der Unabhängigkeit verlassen, aus tiefer Abneigung 
gegen schwarl.e Mehrheitsherrschaft und soziale Revolution 
heraus. Jetzt vertei h der Staat die leerstehenden Wohnun­
gen, kinderreiche Familien werden bevorl.ugl. die Mieten 
sind ext rem niedrig. Viele Wohnungen und Villen stehen 
dennoch leer. Denn nicht wenige Menschen, vor allem die 
A rbeitslosen, würden verhungern. wenn sie in eine Stadl\o:oh­
nung umzögen. Auf dem Balkon kann man keinen Mais an-
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bauen und keine Ziege halten. 
Das Erbe des Kolonialismus konkret. wie auch Samora 
Machel in seinem Bericht an den 3. Parteitag der FRELIMO 
zu schildern '>'-'Ußte (siehe Wortlaut in diesem Heft). 

T iefe Veränderungen seit 1975 

Die tiefgre ifenden Vemnderungen , die im ersten Jahr der 
Unabhäng:gkeü der Volksrepublik M~ambiquc einsetzten, 
werden in dem vom Parteitag verabschiedeten Progrumm der 
FRELIMO SO \'eraJlgemeine rt : " Während des ersten Jahres 
unserer Unabhängigkeit wurde der Prozeß der Schaffung 
der Grund1:lgen für den Aufbau des volksdemokratischen 
Staates eingeleitet. 
Die Arbe ite rk lasse, die fü hrende Klasse unserer Gesellschaft, 
und ihr grundlegende r Verbündeter, die Bauernschaft, die 
bcide in einem unzerstörbaren Bündnis unter der Führung 
der FRELIMO verei nt sind. stellen heute die politisrhe Basis 
der ,"olksdemokntti.schen Macht dar. 
Wäh rend dieser Periode wurden zugleich die Grundlagen de!> 
Staatscigentums und des kooperativen Privateigentums ge­
legt. die die ökonom ische Basis der neuen Macht sind ,' " 

Die große n Veränderungen seit der UnabhängigkeitserkEi­
rung vom 25. Juni 1975 sind Zeugnisse der Kühnhei t der 
FRELlMQ. Aber nicht der Kühnheit allein. Die FRELIMO 
verbindet Kühnheit mit tiefgründiger Wissenschaftlichkeit . 
Schon Ende der 60er Jahre muble sie in den damals \'on ihr 
befre iten Gebieten die Grundsatzentscheidung über die künf­
tige Gescllschaftso rdnung ihres Landes fassen . Denn starke 
Kräfte im Rahmen der nationalen Befreiungsbewegung woll· 
ten die politische Macht übernehmen, ohne die kolonialisti­
schen oder feudale n Strukturen anzutasten. 

Dies zwang den linken Rügel der FRELiMO frühzeitig. den 
" Kampf gegen die neuen Ausbeuter in den Reihen der FRE­
LIMO'· aufzunehmen. Nach und nach wurden die r{.'Ch ten 
Kräfte aus der FREL\MO ausgeschlossen und - verbunden 
mit heftigen Auseinandersetzungen - bis auf den heutigen 
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Tag desorganisierl. Ideologische Orientierung in diesem 
Kampf konnte nur von einer Seite geboten werden: von der 
geistige n Weltmacht Marxismus, von den sozialistischen Län­
dern. SchriU für Schritt arbeitete sich die FRELIMO zu der 
Position vor, die sie nun zur Grundlage ihres Parteistatuts 
gemacht hat: " Die FRELIMO läßt sich durch eine Synthese 
de r Erfahrungen des revolutionären Kampfes des mopm­
biquanischen Volkes mit den allgemeingültigen Prinzipien 
des Man:ismus-Leninismus leiten." 

Marxb mus·Lo, ung vor dem Ho/eI P% no 

Die großen Ziele des nationalrevolutionären Befreiungskamp­
fes, der nationaldemokratischen Revolution smd e rreIcht. 
Dadurch sind, wie das Parteiprogramm feststellt, alle inneren 
und äußeren Bedingungen geschaffen, "um zur nächsten 
Etappe der m~ambiquanische n Revolution überzugehen -
der Etappe der Volksdemokratischen Revolution:' 
Die wichtigste innere Voraussetzung ist, daß "die Arbeiter­
klasse und die Bauern die politische Macht in ihren Händen 
halten". Die entscheidende äuße re Voraussetzung ist "der 
Fortschritt der sozial istischen Länder und ihre konsequeßle 
Friedenspolitik;', die den Imperialismus " an allen Fronten 
zum Rückzug zwingen, wenngleich er noch über starke Kräfte 
verfügt.. überall in der Welt verändert sich das Kräfte­
verhältnis zugunsten der Kräfte des Fortschritts, des Friedens 
und der Demokrat ie." So heißt es im Programm. 

Die volksdemokratische Revolution ist angesichts der Unter­
entwicklung und des Elends, die der Kolonial ismus hinter­
lassen hat , eine notwendigerweise lange historische Etappe, 
in der die Grundlagen des Sozialismus geschaffer werden. 
Durch tiefgreifende personelle, ideologische und strukturelle 
Maßnahmen muß - wie das Programm definiert - "die Zer­
störung des kolonia len Staatsapparats und die Schaffung 
einer neuen Art von Staatsapparat" herbeigeführt werden: 
Der "revolutionären, demokratischen Diktatur der Arbeiter 
und Bauern ." 
Oberstes Machtorgan wird die Volksversammlung: "Zum 

e rsten Mal in der Geschichte unseres Landes werden demo­
kratische Wahlen zu den Organen der Staatsmacht stattfin­
den" - e rklärte Samora Mache!. Eine neue, revolutionäre 
Gerichtsbarkeit wird aufgebaut, eine Volksmiliz wird ge­
schaffen. 
In der Volksdemokratie werden die kollektive Arbeit auf 
dem Land, die Genossenschaften und die staatlichen Plan­
tagen als Basis de r gesamten wirtschaftlichen Entwicklung 
a usgebaut. " Dynamisierender Faktor" der Wirtschaft wird 
ein starke r, bestimme nder staatlicher Sekto r der Industrie 
mit dem Kern e iner staatlichen Schwerindustrie sowie der 
staatliche n Erschließung der Bodenschätze (u. a. Uran, 
Kohle, Bauxit, Asbest). Zugleich wird ei ne sozial-, gesund­
he its- und bildungspolitische Umwälzung eingeleitet, die 
allen Mo~ambiquanern ein menschenwürdiges Dasein er­
möglicht. 

Die neue Vorkämpferpartei 

Die in der Vo lksde mokratie entstehende Zuspitzung des 
inneren und äußeren Klassenkampfes verlangt von den Arbei­
tern und Baue rn , .. sich e ine Vorkämpferpartei zu organisie­
ren, die von der wissenschaftlichen Ideologie des Proletariats 
geleitet wird, durch nen Marxismus-Leninismus. Diese neue 
Vorkämpferpartei ist die FRELl MO." 
Mit der Gründung de r man:istisch-Ieninistischen P:Jrtei, die 
nach den Grundsätzen des demokratischen Zentralismus 
aufgebau t ist, is t jetzt die entscheidende politische Voraus­
setzung fü r den Sieg der zweiten Etappe der m~ambiqua­
nischen Revolution geschaffen worden. 

Entscheidend dafür ist nicht zuletzt die Klassenzusammen­
setzung der Partei . Die soziale Zusammensetzung der Dele­
gierten wa r wie folgt: 40 "10 Arbeiter, 36 % Bauern, Koope­
rativbaue rn und Landarbeiter, 14 % Vertreter der Bcfrei­
ungsannee , 10 % Vertreter des Staatsapparats und der revo­
lutionären Intelligenz. Auch spiegelte sich das Wachstum 
der FRELIMO in de n letzten neun Jahren wider. über 15 "10 
der De legierten hatte n bereits um 2. Kongreß der FRELI MO 
teilgenommen, der 1968 in den befreiten Gebieten stattfand. 
55 % de r Delegierten sind erst nach dem 2. Kongreß der 
FRELIMO beigetreten. Zugleich wurde die unbedingte Ge-

Sldndige Polillß(ile K ommi,ion der FREUMO 

schlossenheit und die Treue zur Führung deutlich, nicht zu­
letzt durch die einstimmige Wahl aller leitenden Organe der 
Parte i (67-köp5ges ZK, IO-köpfi ge ~tändige Politische Kom­
mission, 5-köpfiges Sekretariat des ZK). 
Der demokratische Zentra lismus der Partei wurde auch in 
der Vorbereitung des Konresses durch e ine öffentliche Dis­
kussion der Thesen des Zentral komitees auf tausenden Ver­
sammlungen unterstrichen. Weiterhin ist es in der Vorberei­
tung des Parteitags entsprechend der Orientierung des ZK 
gelungen, das weitere Absinken der Produktion zu stoppen 
und die Sabotage durch erhöhte Wachsamke it einzudämmen. 
Schließlich wurden 77 Mio Escudos, umgerechnet ca. 1,3 Mio 
DM gespendet. 

5 



Die Partei wird rast übennenschlichc Energie benötigen, um 
das Land aus der sehr schlechten winschaftichen Lage her­
auszufüh ren. Bis 1980 soll das Produktionsniveau von 1973 
wieder e rreicht, in einigen Bere ichen übertroffen sein. 
Die wirtschaftlichen Probleme, vor allem die Ausbildung von 
Fachkräften, kann die Volksrepublik M~ambique allein aus 
e igener Kraft nicht lösen. Sie is t auf internationale Zusam­
menarbeit und Hilfe angewiesen. 

Hinterland zur Befreiung des süd1ic:hen Afrika 

Dieses Erfordernis wird von der Außenpolitik der VR Mo­
~ambique berücksichtigt , ohne daß ihre revolutionäre Prin­
zipientreue dadurch beeinträchtigt wÜrde. Der proletlllr isdle 
internalionalismus ist als Lebensprinzip der Partei im Statut 
ve ranke rt . Für den Staat ergeben sich daraus als Grundlinien 
der Auße npolitik: " Die Einheit der arrikanischen Völker 
und Staaten, das natürliche Bündnis mit den sozialistischen 
Ländern , die solidarische Hilfe für den Kampf der Völker 
um ihre Befreiung, den Kampf gegen Kolonialismus, Neo­
kolonialismus und Imperialismus, den Kampf für den Frieden, 
für die allgemeine und umfassende Abrüstung", so Samora 
Mache!. Außenminister Joaquim Chissano konkretisierte 
d iese Grundgedanken, indem e r d ie besondere Verpflichtung 
M~mbiques als Hinterland der 8efreiungsbe .... 'Cgung von 
Südafrika, Zimbabwe und Namibia betonte und hervorhob, 
daß "die Unabhängigkeit aller Länder ein Beitrag zur Aus­
dehnung de r Entspannung auf die ganze Welt" iSI. 

Dem Wesen dieser gegen den Imperial ismus gerichtete Poli­
tik der Nichtpaktgebundenheit entsprccheD die Forderungen 
nach einer We ltabriistungskonferenz und nach einer atom­
waffenfreien Zone im Indischen Ozean ." 

Die FRELlMO strebt - wie S. Machel betonte - nach gleich­
berechtigten wirtschaftlichen Beziehungen zu allen Ländern, 
die ihre politische Unabhängigk.eit respektieren. Dies setzt 
aber einen harten Kampf z. B. gegenüber der Regierung eines 
Landes wie der Bundesrepublik voraus, das vor der Unab­
hängigkeit 12 % Anteil am Außenhandels MOtyambiques 
hatte upd auch heute noch dort über starke wirtschaft liche 
Positionen und Interessen verfü gt. 

So vertrat der Botschafterder BRD in M~mbique, Wei ndei, 
in einem Gespräch mit uns den demagogischen Standpunkt, 
daß die a ngeblichen Diskrim inie rungen der SRD in der mo­
~ambiquanischen Presse aufhören müßten, damit sich die 
wirtSChaftlichen Beziehungen besser entwickeln könnten. 
Auch die Tatsache, daß die Rolle der BRD in Afrika ins­
besondere durch die engen Ber.iehungen zu Südafrika belastet 
ist, wollte er nicht zur Kenntnis nehmen ; er bemühte sich 
staudessen um die Verhannlosung dieser Zusammenar­
beit. 
Die Her~chenden unseres Landes spekulieren darauf, daß die 
FRELIMO politische Zugeständ nisse machen wird, um wirt­
schaftliche Hilfe zu erhalten. Doch die FRELLMO wird sich 
nicht erpressen lassen, und wir müssen ihr zur Seite stehen. 
Die FRELIMO we iß sehr gut, daß (He sozialistischen Länder 
ihre "natürlichen" Verbündeten sind. Die sozialistische n Län­
der sind nach den Worten des Außenministers, Joaquim 
Chissano, "e ine Zone der Humanität und der Freiheit". Sie 
"stellen die befreite Zone unseres Planeten dar, das große 
strategische Hinte rland unseres Kampfes", sagt das Pro­
gramm dazu. 
Ein Hinterland, das für den Sieg im Wirtschaftsaufbau eben­
so unersetzlich sein wird, wie es im militärischen Kampf un­
ersetzlich gewesen ist. 

Unobh ltnQ/Qkei/!demOrWral/on 1975: - Verelnl"ung von Batlern und ArbeIlern lur Volbmochl (Poller Popwar! • 
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Samora Machel 

Bericht an 
3.Kongreß der FREL 

Als unser Land seine Unabhängigkeit erklärte, fand unser 
Volk einen kolonial-faschisttschen Slaalsapparal vor, der 
Ausdruck der Ausbeuterdiktatur der ausländischen Bour­
geoisie über die werktätigen Klassen war. 

Das koloniale Wirtsdlaftserbe 

Auf ökonomischem Gebiet begann unsef Land in einer kata­
strophalen Situation,' die es der kolonialen Ausplünderung 
und den Schwankungen des Kapitalismus verdankte. Diese 
Situation verschärfte sich noch durch die Unterwerfung des 
portugiesischen Kolonialismus unter das imperialistische 
und rassistische System. 
Die Landwirtschaft wurde von großen internationalen Mono­
polen und den "colonos" (portugiesische Siedler, d. Red.) 
kontrolliert. Der größte Teil der landwirtschaftlichen Pro­
duktion ging nach Portugal oder in die Städte. in denen 
die oolonos wohmen. Der Bauer war auf die Subsistenzwirt­
schaft (Selbstversorgungswirtschaft, d. Red.) angewiesen. 
Die Industrie war nahezu auf die Fertigste llung importierter 
Produkte für den Konsum der Bourgeoisie ausgerichtet . Die 
wenigen Grundstoffindustrien dienten im wesentlichen den 
Inte ressen der Kolonialbourgeoisie und des Imperialismus. 
Dies gil t für die Zementindustrie, die für die Bauwirtschaft 
geschaffen worden war, die aber ihrerseits nur den Bedürf­
nissen der Kolonialbourgeoisie entsprach oder für imperia­
listische Projekte wie Cabora Bassa gedacht war. 
Der Außenhandel war ebenso Ausdruek der Kolonialherr­
schaft über unser Land. Unsere wichtigsten Produkte gingen 
zu extrem niedrig fes tgesetzten Preiscn auf bestimmte aus­
ländische Märkte. Insbesonders die uns von der Kolonial­
metropole aufe rlegten Handelsbeziehungen führten zum 
systematischen Raubbau an unseren Rohstoffen. Während 
unser Land gezwungen war. Portugal zu Niedrigstpreisen 
ROhstoffe zu liefern, mußte es gleichzcilig Fertigprodukte 
zu Höchstpreisen importie renJ Diese Ausplünderung war 
das wesentliche Minel der kolonial-faschistischen Regierung 
zum Ausgleich ihrer Handelsbilanz. 
Den Binnenhandel beherrschten die großen Gesellschaften 
und die colonos, die möglichst schnell hohe Gewinne machen 
wollten. Der Aufkauf der Produkte lag zum größten Teil in 
der Hand der .. cantinas". Sie waren über das ganze Land 
verstreut , kauften den Bauern direkt ihre Produkte ab und 
sicherten den Transport in die Städte im Verbund mit einem 
ausgeweiteten System von Zwischenhändlern. Alle profitier­
ten von den erbäm iich niedrigen Preisen, die dem Bauern 
für seine Produkte gezahlt wurden und von den Wucherprei­
sen, die der Bauer für Fertigprodukte zahlen mußte. Dies 
war das e inzige Binnenhandelssystem, das der Kolonialis-

W'edefllewdhl!e, FREUMO·P,6Ildenl S. Moehel 

mus in unserem Land entwickelt hatte, und es brach mit dem 
Weggang der colonos, die die meisten canlinas kontrollien 
hatten, zusammen . Das erklärt zum Teil unsere gegenwär. 
tigen Schwierigkeiten im Binnenhandel. 

Die "zivilisatoriSt"he Aktion" Portugals 

Während der Herrschaft des Kolonialfaschismus wurden viele 
m~ambjquan ische Werktätige gezwungen, in Nachbarlän­
der auszuwandern . Dieser Auswandererstrom ging in die 
Be rgwerke, Fabriken und Pflanzungen Südafrikas, in die 
Planzungen und Bergwerke Rhod~iens, auf die Teeplan­
tagen Malawis. Vor Beginn des nationalen Befreiungskamp· 
fes floß der Strom der Auswanderer auch in die Kupferminen 
des damaligen Nordrhodcsien und die Sisalplantagen des 
damaligen Tanganjika. So befanden sich Hundentausende 
von M~ambiquanern außerhalb des Landes, als dieses un­
abhängig wurde. Das Land selbst verfügte nicht über die ent· 
sprechende Wirtschaftsstruktur, um ihnen Arbeit und die 
Wiedereingliederung in die Gesellschaft zu sichern. 
Das Transp0l1- und Nachrichtenwesen war an den Interessen 
der rassistischen Regimes und den Bedürfnissen des Kolo­
nialkrieges o rientiert und verschärfte nur die Außcnabhän· 
gigkeit unseres Landes. Zur Finanzierung des KoJonialkrie· 
ges und Stärkung der Bindungen an die internationalen Wirt· 
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schaftsinteressen schuf der Kolonialismus VoraussclZungen 
für eine verstärkte imperialistische und rassistische Herr­
schaft in unserem Land und der sich daraus ergebenden wach­
senden Abhängigkeit M~mbiques. 

Infolge des großen strukturellen Ungleiehgewichts im Land 
zog es die Landbevölkerung in die beiden einzigen Wirt­
schaftszentren, in die Hauptstadt und das Gebiet um die Stadt 
Beira. So bildete sich zwangsläufig eine parasitäre Bevöl­
kerungsgruppe heraus, die immer mehr an den Rand der 
Gescllschaft gedrängt wurde und dem Verbrechen zuneigte. 
Es entstand eine riesige Rese rveannee von Arbeitslosen 
und Unterbeschäftigten, die das Großkapital benutzte, um 
das Lohnniveau möglichst niedrig und die Rate der Aus­
beutung möglichst hoch zu halten. 
In sozialer Hinsicht äußerte sich die vie l gepriesene "zivili­
satorische Aktion" des Kolonialismus in einer Analphabeten­
rate von über 90 "10, in Obskurantismus (Verdummung, d. 
Red.), Unwissenheit und Abcrglauben, in der Förderung 
von Prostitution und Drogcnk\lnsum, von Kriminalität und 
Banditent um . Man zwang unser Volk, unter Bedingungen zu 
leben, die nicht mehr als menschlich bezeichnet werden kön­
nen. Die medizinisch-hygienische Versorgung blieb prakt!sch 
auf die Kolonialbourgeoisie beschränkt. 

Nach dem Sr.heitern der Operlltion .. Gordisdrer Knoten" 
(militärische Offensive der Kolonialmacht im Jahre 1969, 
d. Red.) mußte der Kapitalismus. der sich bereits in der Krise 
befand, immer mehr um seine Zukunft in M~mbique ban­
gen. 
Die großen imperialistischen Investitionen blieben aus. Die 
Kolonialbourgeoisie zog verstärkt Devisen ab und setzte 
einen Prozeß der wirtschaftl ichen Sabotage in Gang. In die­
ser Zeit begann auch die Abwanderung der cotonos, die in 
der Folgezeit immer stärker wurde. Nach den offiziellen 
Kolonialstatistiken wanderten 1971 über 6000 oolonos ab, 
1972 über 12 500; 1973 verließen mehr als 22 000 M~m­
bique. 

Nach dem Zusammenbruch des faschistischen Regimes in 
Portugal versuchte der Kapitalismus angesichts des stünni­
sehen Vormarsches des -.noyambiquanisehen Volkes in seiner 
Verzweiflung mit allen Mitteln, die Kolonialmacht in unsc­
rem Land aufrechtzuerhalten oder doch zumindest eine neo­
koloniale Lösung durchzusetzen. 

Die Versch ärfung des Klassenkampfes 

Unter der sogenannten Übergangsregierung versuchte sich 
die kapitalistische Reaktion in immer neuen Manövern. Sie 
förden e die Anarchie in den Betrieben, Streiks, wahllose 
Säuberungen, Lohnforderungen . Sie veranlaßte demagogi­
sche Lohnerhöhungen, die in keinem Verhälltlis zur Pro­
duktion der Betriebe standen. Dicsc Manöver sollten die 
werktätigen Masscn verwirren , sie von der Hauptforderung, 
der Unabhängigkeil, ablenken , die gesamte Wirtschaft desor­
ganisieren und lahm legen. Es ging darum, die du rch den 
Kapitalismus entstandene Krise zu verschärfen Wld chaoti­
sche Zustände herbeizuführen, um die Machtübernahme 
durch das Volk zu verhindern oder zu sabotieren. 
Zusammen mit der WirtschaftsSabotage bewirkten diese Ak­
lionen ei n deutliches Absinken der Produktion in allen Be­
reichen der Wirtschaft. Und so sind die Wurzeln von Diszi­
plinlosigke it , Liberalismus und Korruption, die die werktäti­
gen Klassen desorganisienen und zum Absinken \lOn Pro­
duktion und Produktivität führt en, in de r Strategie des Kapir 
talismus während der Phase des Zusammenbruchs der Kolo­
nia lherrsehaft zu suchen. 
Der Kampf des m~ambiquanischen Volkes an allen Fronten 
erre ichte jedoch, daß die kolonial-kapitalistische Reaktion 
ihr unmittelbares Ziel nicht verwirklichen konnte, nämlich 
die Machtübernahme durch die FRELlMO zu verhindern. 
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Während der Obergangsphasc wa r der Kapitalismus erneut 
gezwungen, seine Strategie zu überdenken und neue Pläne 
zu schmieden. Er heizte die Panik an und förderte das Ab­
wandern von kleinen und mittleren Unternehmern, Techni­
kern und anderen qualifizierten Werktätigen. Die Großkllpi­
til listen, die diese Manöver planten und lenkten, hoffien 
immer noch, ihre Inte ressen bewahren zu können. Sie be­
trieben e ine Politik der angeblichen Mäßigung und des ver­
meintlichen Realismus unte r Berufung auf t~chnologische 

und admin istrative Mängel , die sie selbst herbeigefühn hat­
ten. Um ihre Interessen in den Betrieben und im Staatsappa­
rat zu verteidigen, benützten sie die einheimische Bourgeoi­
sie, die in den letzten Jahren des Kolonialismus überstürzt 
geschaffen worden war. Diebstahl und Zerstörung nahmen 
überhand. Vieh, Traktoren, Maschinen, Lastkraftwagen ver­
schwanden über die Grenze oder wurden in unseren Häfen 
mit dem Einverständnis reaklionärer und korrupter Beamter 
verladen. Als das Plündern dank der zunehmenden Wach­
samkeit des Staates und der werktätigen Massen nicht mehr 
möglich war, ging der Klassenfeind zur Zerstörung über. 
Man schlachtete Tausende Stück Vieh ab und ließ sie ver­
wesen. Lebenswichtige Konsumgüter wurden gehortet, ver­
schwanden vom Mark t, um später zu Wucherpreisen wicJer 
verkauft zu werden . Der ohnehin unzureichende Einze lhan­
del wurde systematisch sabotiert. 

Dynamisierungsgruppen gegen die Sabotagestrategie 

Entsprechend der Losung, die FRELlMO im ganzen Land 
aufzubauen, bildcten wir zwischerTleitlich die Dynamisie­
rungsgruppcn. Sie wurden unsere entscheidende Waffe im 
Kampf gegen alle Formen der Wirtschaftssabotagc und gegen 
alle Versuche, die Werktätigen zu verwirren, zu sp:lltcn , zu 
korrumpieren oder umzustimmen. In der Obcrgangsphasc 
stoppten die Dynamisie rungsgruppen die kapitalistiSChen 
Manöver und trieben die Reakt ion in die Defensive. In Hun­
derten von verlassenen Betrieben wurde die Produktion auf­
recht erhalten . Sie organisierte n die Kontrolle der Werktä­
tigen, schärften ihre Bewußtse in bezüglich des Wesens, der 
Ziele und der Methoden des Feindes. Von den Dynamisie­
rungsgruppen organisiert übernahmen die Massen bewußt die 
lnit iative im Klassenkampf, isolierten den Klassenfeind, 
machten im wescnll ichen seine Absichten zunichte und zwan­
gen ihn, seine arrogante Haltung aufzugeben. 

Nach der Verkündung der Unabhängigkeit und den ersten 
Verstaatlichungen nahmen die Sabotageversuche zu , der 
Imperialismus, die Koloniallxlurgeoisie und die einheimische 
Reaktion gingen an die Umsetzung ihrer Pläne, um die Sta­
bilität der neuen Staatsm<\eht zu gefiihrden. Die Subversion 
gegen unsere Republik wurde organisiert. Vom Ausland her 
wurden Radiosendungen nach M~ambique ausgestrahlt und 
konterrevolutionäre Flugblättcr e ingeschleust. Drogen, Por­
nographie und subversive und obskurantistische religiöse" 
Propaganda wurden verbreitet. Gcrüchte und Provokationen 
nahmen zu, um die Abwanclerung von Spezialistcn zu be­
schleunige n. ln Pressekampagnen fielen sie systematisch 
über die revolutionären Erru ngenschaften des Volkes her. 
um die Volksmacht zu verleumden und zu diskreditieren. 
Sie schleusten Agenten, Waffen und Sprengstoff ein und führ­
ten kriminelle und terroristische Aktionen dureh . Das ille­
gale rassistische Regime Rhodesiens mußte erneut als äußere 
Operationsbasis für Angriffe auf unser Land und Massaker 
an unse rem Volk dienen. 
Die reaktionäre Provo btion vom Dezember 1975 in der 
Hauptstadt , die der Imperialismus und die Koloni:llbou rgcoi­
sie anzettelten , scheiterte gänzlich dank des schnellen und 
zuverlässigen Einsatzes der FPLM (Volksbefreiungsstreit­
kräfte von M~ambique), die durch das Volk, das in den 
Dynamisierungsgruppen organisiert war, un terstützt wurden . 



Insbesondere diese erneute Niede rlage veranlaßte die Kolo­
niatbourgcoisie, panikartig das Land zu verlassen, nachdem 
sie vollständig isoliert und entlarvt und in ihrer Uno rgani­
siertheit unfähig war, die von der FRELlMO geführten, 
stünnisch vordrängenden werktä tigen Massen aufzuhalten. 
Im Januar 1976 wurden an eine m einzigen Tag in der Haupt­
stadt 20 Betriebe aufgegebe n. 
Durch die Einsetzung von Verwaltungskommissionen und 
besonders .durch die Tätigkeit der Dynamisierungsgruppen 
ko nnte die überwäl tigende Mehrheit d ieser Betriebe weiter 
produzieren, so daß ein Anstieg der Arbeitslosenzahl und 
die Lahmlegung großer Teile der Wirtschaft. wie sie der Feind 
geplant hatte, verhindert werden konnte. 
Vo m I L bis 27. Februar 1976 trat zum ersten Mal in der 
Hauptstadt unseres Landes das Zentralkom itee (Z K) der 
FRELIMO zusammen. Die 8. Tagung des ZK fand in einer 
Phase des verschärften Klassenkampfes statt und in direkter 
Folge der Festigung der Macht des Bündnisses von Arbei­
tern und Bauern und der revolutionären Maßnahmen, die 
ihr Staat unte r de r Führung der FRELIMO getroffen hatte. 
Der starke Riiekgang von Produktion und Produktivität, die 
Aufgabe der Betriebe. die vielfältigen Fonnen der Wirt­
schaftssabotage, die Aggressio nsakte des Imperialismus 
durch sei ne n rassistischen Vortrupp unter Führung des Ver­
brechers lan Smith und seine einheimischen Agenten , all 
das e rforderte Maßnahmen. die der verschärften Situation 
des Klassenkampfes gerecht wurden. 

K1ägliche5 Sdleitern der Kolonialbourgeoisie 

Das ZK ana lysierte d ie Entwicklung des Befreiungskampfes 
zwischen der 5. und der 8. Tagung, die gegenwärtige Phase 
des Klassenkampfes in M~ambique und den Prozcß der 
Errichtung des volksdemokratischen Staates. Das ZK stellte 
fes t, daß die Reaktion mit den verschiedensten Methoden 
vorgeht , aber daß ih re Ziele dieselben bleiben: die Winschaft 
zu desorganisieren und lahmzulegen. die vom Kolonial­
kapitalismus geschaffene Krise zu verschärfen, die Volks­
massen zu spalten und Unzufriedenheit zu wecken. um die 
Volksmacht zu stürl.en . Das Z K stellte weiter fest, daß die 
Klassenschlacht hauptsächlich im Bereich der Wirtschafl ge­
schlagen wi rd und gab die Losung aus: "Allgemeine poli­
tische und organisatorische Offensive an der Produklions­
front! ·· Das Z K betonte die Notwendigkeit. die Strukturen des 
kolonialistischen Staates zu beseitigen und e ine n Staatsappa­
rat neuen Typs aufzubauen, der in seiner Zusammensetzung, 
seinem Aufbau und seinen Methoden die Macht des Bündnis­
ses der Arbeiter und Bauern wide~piegell. Auf seiner 8. 
Tagung berid das Z K den 111. Kongreß der FRELIMO ein, 
um die Strategie und Taktik zu erarbeiten. die der gegen­
wärtigen Phase des Klassenkampfes und der Errichtung der 
Volksdemokratie e ntsprechen. 
Die Grii ndung der Volksrepublik MOI;3.mbique, der Charak­
ter unserer Verfassung. die ersten Ven1aatlichungen am 24. 
Juli 1975 und die Verstaatlichung aller Miets- und Geschäfts­
häuser am 3. Februar 1976 wa ren ein entscheidende r Schlag 
gegen die kapitalistischen Strukturen in un serem Land. 
Die Beseitigung des Privateigentums an Grund und Boden 
bedeutete ei nen c~ten grundlegenden Schritt zur Verände­
rung der Produk tionsverhältnisse in unserem Land und einen 
e ntscheidenden Schlag sowohl gegen das feudale als auch 
gegen das kapitalist ische Ausbeut.ungssystem. da den Aus­
beute rn die Hauptquelle des mat eriellen Reichtums entwgen 
wurde. Die Möglichke it der Spe ku lation mit Bauland wurde 
beseitigt, und die G rundlagen fü r die Entwickl ung staat licher 
Betriebe, landwi rtschaft licher Genossenschaflen und Oe­
me inschaftsdörfer wurden geschaffe n. Dies stellt den Beginn 
der Vergesellschaftung der Landwirtschaft dar. 

Mit de r RÜCkgewinnung des Landes erkämpfte sich unser 

MauenmobJ/l, fcrunQ der Dynaml.lerunIl'Ill'wppen. mit Plalral1' von 
S. Madlel und E. Mondlane 

Volk das e ntscheidende Produktionsmittel zur Entwicklung 
der Wirtschaft und der Befriedigung der wesentliche n Be­
dürfnisse, zum Kampf gegen Hunge r. feh lende Kleidung, 
Elend und Krankheit, zum Aufbau einer unabhängigen und 
blühenden WirlSChafi des Volkes, die frei von Ausbeutung 
ist. 
Die korrekte Linie der Mobilisierung für di~ kc lJekt ive Ar­
beit. d ie Genossenschaften und die Gemeinschaftsdörfer ge­
wannen die breiten Volksmassen. In allen Provinzen richtete 
das Volk " machambas colectivas·· (geme inschaftliche Fe lder, 
d . Red.) ein , die Bauern schufen Genossenschaften und Ge· 
meinschaftsdörfer. Diese eindeutige Unterstützung der Ver­
gesellschaftung der landwirtschaftlichen Gebiete durch die 
Bauern zeigt sich bereits, ehe der Staat die grundlegenden 
Nonne n für die Genossenschaften und Gemeinschaftsdörfer 
entwickelt haue. Die staatl ichen Ste llen waren noch unge­
nügend organisiert , um alle von unseren Bauern produzier­
ten überschüsse lagern. transJXlrtieren und absetzen zu kön­
nen. Deshalb ging ein Teil der Produktion verloren. Die 
m~ambiquanischen Dauern gaben aber deshalb nicht auf. 
Mit verstärkten Anstrengungen gehen sie jetzt an die Auf­
gaben der neuen Ernte. 
Die Schaffung von · staatlkhen Landwirtschaftsbetrieben, 
die berei ts 60000 hOl kult ivie rtes Land umfassen. ennöglieht 
den Kampf um die Vergesellschaftung der Landwirtschaft in 
e inem neuen und größeren Maßstab. Die brüderliche Unler­
slÜlZupg von Spezialisten aus den sozialistischen Ländern 
ist e in bedeutender Beitrag zum Fortschrin in unsere r land­
wirtschaft . 

Unsere revolutionären Errungenschaften 

Die Verstaa tlichung der Krankenhiiuser und Pri,·atkliniken 
und das Verbot der iirztlichen Privatpraxen beendeten die 
schändliche Ausbeutung der Leiden und der Krankheiten 
unseres Volkes und schufen die Bedingungen zur Errich­
tung eines Volksgesundheitsdie nstes. 
Durch d iese Errungenschaften im Bereich des Gesundheits­
wesens entstand ei ne neue Front im Klassenkampf. Das Ge­
sundheitswesen in den Dienst de r Massen zu stellen, hieß 
e inerseits. die Massen für den Kampf um das Gesundheits­
wesen zu organisieren und andererseits, die bescheidenen 
Mittel, Einrichtungen und Fachkräfte, über d ie das Land in 
diesem Bereich verfügte, optimal zu nutzen. Vor der Ver­
staatl ichung standen die Fachkräfte und die mediZinischen 
Einrichtungen fast ausschließlich der Ko lon ialbourgeoisie 
zur Verfügun g und waren auf die wicht igsten Städte kon7.cn­
Iriert. Die L:mdbevölkerung und die Bewohner der·Vorstäd­
te. die we rktätigen Massen. verfügten praktisch übe r keine 
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medizinische Versorgung. Die Vel1itaatlichungen führten zur 
Befreiung der medizinischen Fachkräfte und ennöglichten 
ihren Einsatz entsprechend den Bedürfnissen des Landes. 
Sie schaffen die Voraussetzungen dafür, daß die am meisten 
benachteiligten Schichten in den Genuß der medizinischen 
Versorgung gelangen . Große Kampagnen der Mobilisierung 
und Organisierung der Massen zur Durchsetzung von Maß­
nahmen im Bereich der Hygiene und Krankheitsvorbeugung 
wurden durchgeführt. Millionen von Menschen nehmen aktiv 
an diesen Kampagnen teil, die die medizinische Versorgung 
der Massen grundlegend verändern werden. 

Die Verstaatlichung des Gesundheitswesens rief die aktive 
Opposition der Reaktion auf den Plan. Ausländische und 
e inige m~ambiquanische Ärzte, Krankenpfleger und sonstige 
Angehörige des medizinischen Personals verließen unser 
Land, weil das Leiden der Menschen keine Goldgrube mehr 
darstellte, und weil sie hofften, durch ihre Abreise eine chao­
tische Lage herbeiführen zu können, wodurch unser Volk 
zur Rücknahme seine r Errungenschaften gezwungen worden 
wäre. Die Tätigkeit reaktionär geprägter Elemente, die an 
ihren Arbeitsplätzen verblieben, trug ebenfalls zur Krise in 
der Gesundheitsversorgung bei. Die rückständigen Strukturen 
und eine bürokratische und konservative Mentalität ver­
schärften die großen Mängel im Gesundheitswesen und er­
schwerten die Umsetzung unserer Gesundheitspolitik. 
Die korrekte Linie de{ FRELlMO führte zur Mobilisierung 
des größten Teils der im Gesundheitswesen tätigen Mo~­
biquaner. Sie nahmen große Opfer auf sich und arbeiteten 
unermüdlich bis an den Rand der Erschöpfung. Durch ihren 
Einsatz konnte mit wenigen Personen die gewaltig angewach­
sene Zahl der Menschen versorgt werden, die sich täglich 
an unsere medizinischen Einrichtungen wenden. D:\s An­
wachsen der Zahl der Patienten erklärt sich aus dem Venrau­
en, das die Volksmassen in die Vel1ilaatlichung setzen. Der 
Einsatz der im Gesundheitswesen Tätigen hat die reaktionä­
re Offensive gestoppt und unseren Prinzipien im Gesund­
heitswesen zum Sieg verholfen. 

Das korrekte Vorgehen der FRELlMO und unseres Staates, 
d ie patriotische und revolutionäre Entschloss"Cnheit der Ärzte, 
des Pflege- und anderen Personals, die brüderliche Unter­
stützung der afrikan ischen und sozialistischen Länder ennög­
lichten es, die schweren Mängel zu beseitigen und die Sabo­
tage auszuschalten. Dies zeigt sich deutlich in den Provin­
zen, wo es Gesundheitseinrichtungen nur in einigen Städten 
gab. Wir haben mit Erfolg die Ausbildung einer großen Zahl 
von Pflege kräften begonnen und dabei schon die el1iten sicht­
baren Erfolge erzielt. 

Die Verstaatlichung der Schulen und die Abschaffung der 
Privatlehrer haben eines der mächtigen Werkzeuge beseitigt, 
mit deren Hilfe der Kolonialismus unser Volk beherrschte, 
entfremdete und es seiner Persönlichkeit beraubte. So konn­
ten wi r mit dem Aufbau eines einheitlichen Erziehungswesens 
im Dienste der Massen und der Schaffu ng des Neuen Men­
schen beginnen. 
Die Verstaatlichungen im Bereich des Erziehungswesens 
legten die Grundlagen für eine echte Demokratisierung des 
Bildungswesens. In der kurzen Zeit hat sich die Zahl der 
Schüler verdreifach!. Hundert tausende von Kindern aus den 
am meisten benachte iligten Schichten gehen 'in die Schule. 
Zehntausende von Erwachsenen lernen lesen und schreiben. 
Wir beseitigen mit Erfolg Obskurantismus und Aberglauben 
in Methoden und Inhalt der Bildung. Wir bekämpfen die 
e litären Methoden und Inhalte der bürgerlichen Erziehung. 

Wir bemühen uns, wissenschaftl iches Studium und gesell­
schaftliche Praxis der Produktion miteinander zu verbin­
den, dem Studium der Wissenschaft und der HerausbildUng 
der analytischen Fähigkeiten der Schüler eine materialistische 
und dialektische Grundlage zu geben-. Wir richten das Bil­
dungswesen an den Interessen des Landes und der werk­
tätigen Massen aus und beginnen in großem Maßstab mit 
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der Ausbildung von Lehrern. 
In diesem Kampf machten wir Front gegen zahllose Manö­
ver, die von Verleumdungskampagnen gegen unser Bildungs­
wesen bis zum Abwandern von Lehrern reichten. Es gab leh­
rer, die die Schüle r einfach im Stich ließen . Andere verfal­
schten den Inhalt der Lehrpläne oder weigerten sich, sie anzu­
wenden und fördenen Liberalismus, Disziplinlosigkeit und 
sexuelle Promiskuität unter den Schülern. 

Beseitigung der Boden- und Wohnungsspelmlation 

In der kolonialkapitalistischen Zeit waren die Städte aus­
schließlich für die Kolonialbourgeoisie bestimmt. Unser Volk, 
das die Städte baute, die Gebäude errichtete, war gezwun­
gen, unter unmenschlichen Bedingungen am Rande der Städte 
zu leben. Der städtische Grund und Boden befand sich in 
der Hand der Bourgeoisie, die als einzige in den Genuß von 
Baukrediten kam, um Miets- und Geschäftshäuser zu Spe­
kulationszwecken zu e rrichten. 
Die Verstaatlichung der Miets- und Geschäftshäuser besei­
tigte die kapitalistische Ausbeutung in diesem Bereich, gab 
die Städte in die Hand des Volkes, das sie erbaut halte und 
beseitigte den für die Kolonialstädte charakteristischen Ras­
sismus. Sie schuf die Voraussetzungen zur Durchsetzung des 
Rechts auf Wohnung und zur Organisierung des kollektiven 
Lebens in den Städten durch die Schaffung von Gemein­
schaftswohnvierteln . 

Die Vel1itaatJichung der Beerdigungsinslitute schaffte das 
Geschäft mit dem Tod und die Diskriminie rung der Toten 
ab,eine der unwürdigsten Erscheinungen im Kapitalismus. 
Die Wiedergewinnung von Grund und Boden durch das Volk, 
die das Bauland und die verstaatlichten Miel- und Geschäfts­
häuser umfaßt, ist zusammen mit der staatlichen Kontrolle 
des Kreditwesens und der Daubetriebe von außerordentl icher 
Bedeutung für das l eben unseres Volkes. Die Vel1itaat li­
chung der Miets- und Geschäftshäuser ermöglichte, daß allein 
in Maputo 10 000 Familien in' menschenwürdige Wohnun­
gen einziehen konnten zu Mieten, die nach dem Einkom­
men und der Zahl der Familienmitglieder berechnet wer­
den. 
Die Wiedergewinnung des Baulandes und die staatliche Kon­
trolle des Kreditwesens und der Bauunternehmen ermögli­
chen ein planmäßiges Volksbimwesen und eine Wohnungs­
politik im Dienste der Massen. 
Die Abschaffung der privaten Rechtsanwälte machte Schluß 
mit dem kapitalistischen Geschäft mit der Justiz urid ist eine 
Voraussetzung für die Schaffung einer Volksjustiz im ganzen 
Land. 



Die Arbeiterklasse M~biques nimmt ihre historische 
Verantwort ... mg in der Schlacht um die Reorganisierung und 
den Neubeginn der Produktion wahr und entspricht damit 
der losung "Allgemeine politische und organisatorische 
Offensive an der Produktionsfrontf" Die Fabriken haben 
besonders unter der Wirtschaftssabotage gelitten. Masch inen 
wurden gestohlen oder zerstört oder standen still wegen feh­
lender Ersatzteile, industrielle Ausrüstungen wurden nicht 
erneuert, Mittel für Sozialfonds und Anlagen verschwanden, 
die Bücher waren nicht mehr aufzufinden, die ausländischen 
Fachkräfte verließen das Land. Noch immer hat die demo­
bilisierende und desorganisierende Tätigkeit der Betriebs­
leitungen vor ihrem Rückzug, haben Sabotage, Disziplin­
losigkeit, Versuche der Spaltung und Korrumpierung der 
Arbeiterklasse von Seiten getarnter Agenten der Reaktion 
in den Betrieben ihre Nachwirkungen. In den Betrieben blie­
ben die autoritären Beziehungen am Arbeitsplatz bestehen 
und verhinderten die schöpferische Initiative der werktätigen 
Massen. Allein die Erneuerung der Verwahungskommissio­
nen konnte dieses Problem nicht lösen. Deutlich wurde die 
Notwendigkeit, d ie Beziehungen am Arbeitsplatz zu verän­
dern, die radikale Umwälzung der Produktionsverhältnisse 
zu beschleunigen. 
Nach der 8. Tagung des Zentralkomitees begann die Arbei­
terklasse unter Führung der FREUMO eine mächtige Offen­
sive mit dem Ziel, die Produktion und die Produktivität zu 
steigern. Die ArbeiterklaSse erhöhte ihre Disziplin, entwik­
kelte und verbesserte die kollektive Arbeitsweise, widmete 
sich intensiver dem politischen Studium und erreichte so 
bedeutende Siege. 

Die Produklionsräte, die wir in zahlreichen Betrieben ein­
richteten, entwickelten entscheidende Voraussetzungen, um 
in den nächsten drei Jahren die bisherigen Produktionszif­
fern zu erreichen und zu übertreffen. Die Schaffung der Pro­
duktionsräte wird zusammen mit tiefgreifenden, in einem 
Betriebsgesetz zu fixierenden St rukiurveränderungen zu einer 
Veränderung der gesellschaftlichen Produktionsverhältnisse 
führen und zur Durchsetzung der führenden Rolle der Arbei­
terklasse beitragen. 
Wir beglückwünschen die Arbeiterklasse, die den Produk­
tionsabfall von 1974 und 1975 aufgehalten und einen Pro­
zeB des Aufschwungs eingeleitet hat. 
Mit de r Phase der Volksdemokratie beginnen wir eine lange 
geschichtl iche Etappe. Viele tiefgreifende Verän.derungen in 
unserer Gesellschaft gilt es durchzusetzen, viele Aufgaben 
müssen noch erfüllt werden, und e in harter und langer Kampf 
steht uns bevor, bis wir das Ziel des Sozialismus ·erreicht 
haben. 
Gegen die Befriedigung der Inleresscn der breiten werktä-

tigen Massen wehren sich der Imperialismus und seine Ver­
bündeten in unserem Land, die einheimischen Reaktionäre 
und die überreste der Kolonialbourgeoisie. Der Sieg über die 
Reaktion und den Imperialismus ist d ie Voraussetzung 
zum Aufbau der sozialistischen Gesellschaft. Die Massen 
müssen sich daher organisieren und den einheimischen Aus­
beutern ihren Willen aufzw ingen, um das Land und die 
Revolution gegen die imperialistischen Angriffe zu vertei­
digen. 

Die Volksdemokratie ist die historische Phase, in der die 
werktätigen Massen unter Führung der Arbeiterklasse ihre 
Macht stärken, die Diktatur des Proletariats errichten und 
die Macht der Mehrheit in allen Bereichen des gesellschaft­
lichen Lebens durchsetzen. 
In dieser Phase vertiefen und erweitern wir die revolutio­
nären Errungenschaf!en und errichten ein mächtiges System 
zur Verteidigung unseres Vaterlandes und der Revolution, 
das sich auf das organisierte Volk als Hauptkraft stützt. Beim 
Kampf um den Aufbau der neuen Gesellschaft muß das Volk 
fest und geschlossen in allen. Bereichen des politischen, ideo­
logischen, ökonomischen und kulturellen Kampfes voran­
schre iten . In der gegenwärtigen historischen Phase festigen 
wir unsere ideologisehe und klassenmäßige Einheit und stel­
len unsere nationale Einheit auf eine höhere Ebene. 
Um die Grundlagen für den Sozialismus zu schaffen. müssen 
wir die Produktionsverhältnisse in unserem Lald radikal 
verändern und unsere WirlKhaft entwickeln. 

Die Aufgaben der volksdemokratischen Revolution 

Die Volksdemokratie ist die Phase, in der wir die Produk­
tionsmittel vergesellschaften und die beiden grundlegenden 
Formen sozialistischen Eigentums, das staat liche und das 
genossenschaftliche Eigentum schaffen . Es ist die Phase, in 
der wir l!nsere Wirtschaft entwickeln und quali tativ verän­
dern und die materiellen Grundlagen für die sozialistische 
Gesellschaft legen. 
Mit der Landwirtschaft als Basis, der Industrie als dynami­
schem und der Schwerindustrie als entsc:heidendem Faktor 
werden wir dem Elend und der Abhängigkeit ein Ende setzen 
und eine fortgeschrittene Wirtschaft im Dienste des Volkes 
aufbauen. 

In der Phase der Volksdemokratie werden wir die ÜbeITCSte 
der Feudalgesellschaft und des KOlonialkapitalismus, die 
sich noch in der Mentalität und im Verhalten bewahrt ha­
ben, beseitigen. Wir setzen den Kampf fort gegen die Unter­
drückung und Ausbeutung der Frau und der Jugend und 
gegen die dekadenten Werte der Bourgeoisie. Wir setzen 
den während des revolutionären Befreiungskampfes begon­
nenen Kampf um die Schaffung des Neuen Menschen, der 
für immer von Unwissenheit, Obskurantismus, Aberglauben 
und Vorurteilen frei und seiner Pflicht zu Solidarität und 
Zusammenarbeit bewußt ist, au f neuer Stufe fort. 
Durch die wissenschaftl iche und soziale Entwicklung schaf­
fen wir die materiellen Voraussetzungen dafür, daß die Ar­
beit Recht und Pflicht aller Bürger wird und daß das Prin­
zip "jeder nach seinen Fähigkeiten, jeder nach seinen lei­
stungen" Anwendung findet. 
In dieser Phase verstärkt die Arbeiter- und Bauemmadtt 
ih re Verwurzelimg in der Gesellschaft. ·Im Prozeß der Zu­
spitzung des Klassenkampfes festigt die Arbeiterschaft stän­
dig ihre Klassenbewußtsein. In den Betrieben wird diese 
Klasse im Rahmen der Partei ei nen hohen Grad der Orga­
nisation und Kollektivität der Arbeit erreichen. Im Kampf 
um die gesellschaftliche Kontrolle der Produktion erfäh rt die 
Arbeiterklasse den an tagonistischen Widerspruch, der sie in 
Gegensatz zum Privateigentum an den Produktionsmitteln 
stell t. Sie erfüllt so schrittweise die Voraussetzungen, die sie 
zur führenden Kraft des Prozesses der Befre iung der Gesel[-
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schaft von allen Formen der AusbeUiung machen. So wird 
die Arbeitcrklasse entsprechend der langen Kampflradi tion 
des m~ambiquanischen Volkes zur ruhrenden Kraft beim 
Aufbau der sozialistischen Gcsellschaft . 

Die Bauernschaft - Hauptkraft der Rnolution 

Die Bauernschaft ist der wichtigste Bündnispartner der Ar­
beiterklasse und umfaßt die Mehrheit der Bevölkerung un­
seres Landes. Sie wurde vom Kolonialsystem brutal ausge­
beutet und spielte eine entscheidende Rolle im bewaffneten 
Befreiungskampf. Die Mehrheit der Kämpfer. Kader und 
Mitglieder der FRELIMO ist bäuerlicher Herkunh . Die 
Bauern lrugen ~ie Hauptlast des revolutionären Volkskrieges. 
sie waren die Opfe r der Angriffc. Bombenüberfalle, Ver­
brechen und Massaker der Kolonialtruppen. Die organisier­
ten Bauern sicherten die Produktion von Nahrungsmittcln 
fü r die Kämpfer und den Transport des Kriegsmaterials und 
sorgt~n für die innere Sicherheit der befreiten Gebiete . Unter 
der revolutionären Führung der FRELIMO stürzten die 
Bauern die Feudalklasse und die neuen Ausbeuter in den 
befreiten Gebieten. Ihr Bündnis mit der Arbeite rklasse 
wurde im nationalen Befreiungskampf geschmiedet und be­
ruht auf dem gemeinsamen Interesse von Arbeitern und 
Bauern an der Beseitigung jeglicher Art von Ausbeutung 
des Menschen durch den Menschen. 

Heute geht die Bauernschaft. die Hauptkraft der Revolu­
tion, mit Begeisterung an die Aufgaben der Emchtung von 
Gemeinschaftsdörfem. Das große und spontane Echo von 
Seilen der breiten Masse der Bauem auf die Losung vom 
Aufbau der Gemeinschaftsdörfer hin zeugt von ihrem stän ­
digen revolutionären Elan, von ih rem Willen, zu kollektiven 
und technisch fortgeschrillenen Organisationsformen der 
Produktion tu gelangen. Trotz der Mängel im Staa tsappa­
rat und dessen Unfähigkeit, rechtzcitig und in richtige r 
Weise auf die stünnische Entwicklung für die Gemeinschafts­
dörfer einzugehen, trotz bürokratischer Fehler, haben die 
B8l.Iemmassen nicht nachgelassen, und mit ihrer schöpfe­
rischen Initiative und durch harte Arbeit festigten sie die 
Gemeinschaftsdörfer und machten sie zu einer Errungen­
schaft unserer Revolution, die das künftige Aussehen unse­
rer Landwirtschaft bestimmen wird. 
In den landwirtschaftlichen Gebieten gibt es außerdem eine 
sich zunehmend entwickelnde und organisierende Kraft, die 
Arbeiter der großen - vor allem der staatlichen - landwirt­
schaftsbetriebe_ Diese Landarbeiter haben große Aufgaben 
bei der gesellschaftlichen Entwicklung und der Hebung des 
Bewußtseins der gesamten Bauernschaft zu' erfüllen. 

Alle diese M~nschen vertrauen auf die FRELIMO und er­
kennen mehr und mehr in den Gemeinschaftsdörfern , den 
Staatsbetriebcn, der kollektiven Produktion und der Verge­
sellschaftung der Landwirtschaft den Weg zur Befreiung von 
Ausbeutung, Elend, Hunger. Nacktheit und Krankheit. 

Breite soziale Basis der Re~olulion 

Die übrigen Werktätigen, Angestellte, Beamte und re \'olu­
tjonäre Inlellektuelle gehören ebenfalls zur sozialen Basis 
der Revolution. Im Kolonialkapitalismus ließ die Bourgeoi­
sie nichts unversucht, um sie ' dazu zu bringen. Werte der 
Bourgeoisie anzunehmen und ihren Interessen z,u dienen. 
Aber im Prinzip haben diese Menschen. die 'lUsschließlich 
von ihrer e igenen Arbeit leben, volles Ipteressc- am Aufbau 
einer gerechten. von kapitalist ischer AUSbeutung freien Ge­
sellschaft. Ihre aktive Teilnah me am revolutionären ProlCß 
erfordert e inen in neren Kampf, damit sie in Menta lität und 
Vcrhallen die Laste r und Feh ler der Bourgeoisie ablegen. 
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Dic Kleinbauern und Handwerker sind Gesellschaftsschich­
ten, die das Proletariat zunehmend für den Aufbau der neuen 
Gesellschaft gewinnt. Durch die berufliche Tätigkeit spielen 
sie e ine wichtige gesellschllft liche Rolle bei der Produktion 
von Gütern, im Dienstleistungsbereich und im Handel. Der 
nationale Wiederaulbau braucht ihre aktive Unterstützung. 
Zudem entspricht der VerillUf des revolutionären Prozesses 
ihren Inte ressen und bcfreit sie von der ständigen Bedro­
hung und Unterdrückung durch das Großkapital. Daher muß 
die Partei sich ständig um sie bemühen und sie dazu ermun ­
tern, ihre Produktion zu rationalisieren, d. h. vor allem sich 
freiwillig an Genossenschaften zu beteiligen. um ihre Pro­
duktionskapazität zu e rv,leite rn . 

Wir gehen entschlossen den Weg zum Sozia lismus, indenl 
wir ständig die Fehler der Vergangenheit bekämpfen. Der 
Krieg hat uns gelehrt. den Wert des menschlichen Lebens 
zu schätzen. Der Krieg hai uns gelehrt . menschlich zu sein. 
den Menschen zu lieben. Während des Krieges führten wir 
einen harten Kampf gegen falsche Auffassungen, und wir 
schcuten nicht die offene Auseinandersetzung in unseren 
Reihen, um die gercchte Politik der Gnade durchzusetzen. 
Wir haben gegen den portugiesiSChen Kolonialismus ge­
kämpft und nicht gegen die Portugiesen. Ein gefangen~r 
feindliche r, von der verbrecherischen Kriegsmaschine. der 
e r ursprünglich angehörte. isolie rter Soldat , hörte für uns auf. 
e in Feind zu sein . Er war ein Mensch, der, e inmal vorn System 
befreit , se ine Menschlichkeit wiede rgewann. 

E in entschlossener Weg zum Sozialismus 

Während des Krieges haben wir nie gezögert. gegen Ver­
bre<:hen, BanditenlUm, Ungc recht igkeit, Korruption und 
Mißachtung der Menschenwü rde zu kämpfen. Wir setzen 
diesen Kampf heute in unserem ganzcn Land fort . um eine 
Gesellschaft zu scharren, die nur zum Wohle des Menschen 
erbaut und organisiert wi rd. Der Unterdrucker, der Gc \<\-:a lt­
tätige, der Ausbeuter ist unS('r Feind, auch wenn er II US unse­
ren eigenen Reihen kommt_ Letztlich war es immer das Ziel 
unseres Kampfes, dem Mensehen einen neuen Wert und 
e ine neue Würde zu geben. Dieser Weg hat uns selbstver­
ständlich zum Sozialismus geführt. 
Ocr Krieg hat uns erLOgen und uns zu dem gemacht. was wir 
sind. Unsere Erfahrung hat uns auch gezeigt, daß der Erfolg 
des menschlichen Strcbc.ns nach sozialer Gerechtigkeit, 
Gleichhei t und Frieden nicht nur eine Frage des guten Wil­
lens ist. Gestern richtete der Kolonialismus seine Kanonen 
gegen unsere legitimen Bestrebungen nach Freiheit und Un­
abhängigkeit. Heute ist diese Bedrohung nicht verschwun· 
den. Jene, die uns immer ausgebeutet haben. find.:!n sich 
nicht ab mit dem Ende der Ausbeutung. Der parasitäre Kllpi­
talist nimmt nicht frohen Herzens das Ende seiner Privile­
gien hin . Unser Kampf muß organisiert werden, so wie sich 
im bewaffne ten nationalen Befreiungskampf die Un terdruck ­
ten organisieren müssen. 

Der wissenschaftliche Sozialismus ist die Richtschnur der 
werktätigen Klassen bci der Erstürmung der Bastionen des 
unmenschlichen und ausbeuterischen Kapitalismus und Im­
perialismus. 
Bei der Verteidigung dieser Prinzipien sind wir in der Tat 
unnachgiebig. Auf diesen Kampf zu verziChten, zuzulassen. 
daß aus den Opfern unscres Volkcs eine ncue Klasse ent­
steht, die es erneut unterdrückt und demütigt. dic das mensch­
liche Leben mißachtet und das L:md neuen Herren über· 
gibt , das wäre der schändliehMe Verra t. 
Unscre- eigene Erfahrung hat uns gezeigt. daß alle, die ehrlich 
Gerechtigkeit wollen. für den Sozialismus sin d. ( ... ) 

(Quelle: Rechenschaftsbericht des Zentralkomitees dcr FRE­
LIMO an den Ill. Kongreß. in: noticias. Mapulo. 3. 2. 1977) 



LATEINAMERIKA : FASCHISMUS 
UND WIDERSTAND [2.TEILl 

US·Jolldbombcr AT 37 für Chiles I"cUdlW"n; wcsrlldle5 Fjnanuenlrum Chosc·!>1l1nhauon Banle, US·Monoge, N. Tsd!isa.ow, der die Rüdceroberunl/ des 
dJilenisduln Kupfeu dilldr den Kt'nnecoU-Konzem leire'" 

Wilhelm Breuer 

Säulen des Pinochet -Regimes 
Die internationalen ÖkOIl(jmi.~chell Hilfsn1aßllahmell für die 
Pinochet-Jul/ttJ, ihre inneren Auswirkungen IIml KOlIselllielizell 
für deli sozialen OlUrakter des chilenischen Herrschuftss)'siems 
hat der Beitrag 1'011 Dr. Wilhe1m Breller zum Gegem'wnd. Der 
Verfasser iSI Mi/glied (Ies Priisidiwns des Weftfriedensrmes. 
Vorsitzender (Ier Frewulschaftsgesellsdlllft ßRD-Kuba wuf 
Mitherausgeber des AlB. 

Zu dl,!ß he rvorstechenden Charakteristika der faschistischen 
Diktatur in Chile zählt zweifelsohne ihre massive UnterslÜt­
zung durch ausländische Konzerne und internationale Finanz­
institutionen. Diese " Hilfe" zielt darauf, dem Terrorregime 
Stabilität zu verleihen und zugleich das Land noch fester 
in den eigenen Griff zu nehmen. Als Kehrseite diescr anhal­
tenden Auslandshilfe stehcn Chiles wachsende Verschuldung 
( 1976 rund 5 Mrd Dollar) und Abhängigkeit. Seit ihrem 
Machtantritt hat die Junta dem Auslandskapital alle Türen 
geöffne t, dic chilenischen Ressourcen verschleudert und den 
Ausverkauf nationaler Interessen zur Maxime ihrer Wirt­
schaftspolitik erhoben. 

Auslandshilfe unter Federführung der USA 

Ein Blick auf die Zusammensetzung dieser Auslandshi lfe für 
die Junta offcnbart , daß dasGros allcr Finanzmittel aus den 
USA und von intcrnationalen Finanwrganen stammt, in de­
nen Washington die herausragende Rolle spiel!: 

1974 hatten - Studien internationaler Organe zufolge -
72.7 % dc r finanziellen Unterstützung, die die Junta er­
hie lt , nordamerikanischen Ursprung, 1975 stieg dcr US­
Anteil allf 86,2 %. 

FINANZIELLE UNTERSTüTZUNG - SCHÄTZUNG 

Insgesamt 
USA und internationale 
Finanzorgane 

1974175 
782,5 
569, 1 

1975176 
1341,2 
I 158,2 

(Berechnet aufgrund von Unterlagen internationaler Orga­
nisationen in Mio Dollar) 

Diese Finanzierungsquelle kommt nicht von ungefähr. Die 
Regierung und die multinationalen Konzerne mit Sitz in den 
USA haben d irekt und aktiv an der Plan ung und Verwirk­
lichung des faschistischen Putsches vom 11. September 1973 
mitgewirkt. Nachdem dieser durchgeführt war, bcmüht~n sie 
sich, diese Regierung zu "stabilisieren" ebenso wie sie alles 
darangesetzt hatten, in den vorangegange nen Monaten die 
Regierung unter Salvador Allende zu "destabilisieren", Jetzt 
gaben sie bereitwillig die ökonomischen Mittel heraus, die 
sie vorher im Zusammenhang mit ihrer Absicht der fi nanziel­
len Blockade Chiles verweigert hatten. 
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GeneralstabsgemiiRe Stabilisierung 

Der Begriff "Stabilisierung" steht seit langem im Handbuch 
des US·amerikanischen Generalstabes. In einem davon steht 
er mit dem Symbol FM 31-16, der wie folgt definiert wird: 
"Stabilisierungskampag.ne. Der Begriff wird im allgemeinen 
Sinn verwendet. Er kann definiert werden als die Erreichung 
der vollständigen inneren Verteidigung und Operation zur 
Entwicklung und Unterstützung ... Die Fähigkeit des Landes 
den inneren Freiden herzustellen wird unterstützt von den 
USA und anderen Verbündeten ... um die Regierung unter 
militärischen Gesichtspunkten zu stärken ... Ökonomische 
Aktion, die den geplanten Einsatz von Maßnahmen einschließt. 
die darauf abzielen, ökonomische Stabilität in dem Land her· 
vorzubringen"'. 
Wie der nordame rikanische demokratische Abgeordnete 
Michael Harrington unter Auswertung von Statistiken der 
Kongreßbibliothek, die offiziellen Charakter haben, bekannt· 
gab, haben die USA z. B. im Jahr 1975 der faschistischen 
Junta ö ko nomische und militärische Hilfe im Wert von 276 
Mio Dollar zuteil werden lassen. Diese Summe ist weit höher 
a ls jene, d ie der Gesamtheit der lateiname rikanischen Staa· 
ten gewährt wurde . Diese "Hilfe" wurde nach Angaben Har· 
ringtons zum großen Teil in Verkehrung der Beschlüsse des 
norclamerikanischen Kongresses ausgegeben. 
"Man muß zu dem Schluß komme" ... führt Harrington in sei· 
ner Anklage aus. "daß die augenblickliche politische Kam· 
pagne der USA gegenilber O\ile genauso kalkuliert und be· 
trügerisch ist wie es die Politik der Entstabilisierung (gegen 
die Regierung Allende, d. Verf.) in jüngster Vergangenheit 
war" 2• 

Diese breite Unterstützung durch die Regierung der USA hat 
zu einer starken Verurteilung dieses Landes in der 'lffent· 
lichen Meinung gefiihrt . Diese Tatsache war ständiger Gegen· 
stand der entsprechenden Diskussionen im US-Kongreß und 
während der jüngsten Wahlkampagne zu den Präsidentschafts· 
wahlen. Im gegenwärtigen Haushalt der USA ·nahm man zwei 
Posten von je 27,5 Mio Dollar zugunsten der Junta auf, \\"0-

von die e rste Summe bereits übergeben wurde. Der Antrag 
der Regierung Fo rd war auf die Gewährung eines Ökonomi· 
schen Hilfsprogtamms fü r die faschistische Junta in Höhe von 
100 Mio Dollar hinausgelaufen. Diese Summe wurde auf die 
bereits angeführten 55 Mio Dollar reduziert. 

Demonstration der "Unabhängigkeit" ? 

Der Kongreß wies auch jegliches Zugeständnis in Hinblick auf 
militärische Hilfe an die faschistische Regierung zurück. Die· 
ser Haltung spoltete US-Präsident Ford, indem er vor Ratifi· 
zierung des entsprechenden Gesetzes drei Verträge mit Chile 
unterschrieb. durch welche die Marine, das Heer und die 
Luftwaffe mit genügend Reserve für die nächsten zwei Jahre 
ausgestattet wurden . 
Die zweite überweisung dürfte entsprechend dem laufenden 
Haushalt nur erfolgen. wenn der Präsident dem Kongreß ver­
sichern würde, daß die Junta nicht weiterhin die Menschen­
rechte verletzt'. 

Die fortgesetzten Verletzungen der humanen Grundprinzi­
pien fUhrten dazu, daß die Forderung verstärkt wurde, diese 
Gelder nicht zu übergehen . Aufgrund dessen sah sich die 
Junta im Oktober 1976 gezwungen. auf diese Minel zu ver­
zichten, da - laut einem Schreihcn. das ihr Bo tschafter in den 
USA übergab - d ie gewährte Summe "n icht die politische 
Ausnutzung rechtfe rtige. die damit intendiert sei ... "4. Gro­
teskerweise wurde diese Tat. die ein Licht auf das wachsende 
Ausmaß der internationalen Zurückweisung der Junta wirft, 
von den Sprechern der Junta als Demonstration der "Unab­
hängigkeit" ausgegeben. Diese Unabhängigkeit sei möglich 
geworden durch eine relative " Besserung" der Situation im 
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Bereich der Außenwirtschaft. 
Pinochc t tat diesen Schritt in der Absicht, die Verurteilung 
seiner Regie rung zu verringern, während der Wahlkampf in 
den USA sich seinem Höhepunkt näherte, zumal er einschätz­
te, daß der Erhalt der Gelder mehr als zweifelhaft war. 

Es ist von großer Bedeutung, daß die weltweite Verurteilung 
des faschistischen Regimes auch wachsende Fonnen im In­
nern der USA annimmt, sind doch vor allem dort jene Kräfte 
beheimatet, die sie am Leben e rhalten. Des weiteren hat die 
finanzielle Bindung der Junta an die nordamerikanischen 
Monopole zur übernahme einer Anzahl von ausgesprochen 
antinationalen Verpflichtungen geführt. 

Raubbau der BodenKhätze 

Es ist kein Zufall , daß der Finanzminister und oberste Mini­
ster für Wirtschaftsfragen der Junta, Jorge Cauas, seit seiner 
Amtsübemahme regelmäßige Reisen in die USA unternom­
men hat. Die Besuche hatten außer dem Ersuchen nach Kre­
diten zum Inhlllt , daß er dire kte Rechenschaft vor Vertretern 
der US- Regierung und der internationalen Kreditinstitute 
übcr scine Tätigkeit ablegen mußte. Ein Telegramm der inter­
nationalen Nachrichtenagentur Nordamerikas UPI ist in die­
se r Hinsicht besonders aufschlußreich: 
Die Nachricht beginnt damit, daß eine Mission der Junta, an­
geruhrt von Jorge Cauas, den Internationale'n Währungsfonds 
<IWF) und das zuständige Ministerium in Washington, ver­
treten durch den stellvertretenden Sekretär für interameri­
kanische Fragen. William Rogers, über die augenblickliche 
ökonomische Situation in Chile unterrichte. Später wird wÖrt· 
lich hinzugefügt : "In beiden Gesprächen wurde Punkt für 
Punkt das Programm der ökonomischen Wiedergesundung, 
das die chilenische Regierung entwickelt hat, analysiert"'. 
Die Formen. die die Unterwerfung angenommen hat, sind so 
weitgehend. daß die Junta-Presse die Dreistigkeit besaß, die­
ses Schreiben breit zu veröffentlichen. Es liegt auf der Hand, 
daß a lle derartigen Verhaltensweisen neue Zugeständnisse 
an die US-Monopole bedeuten . Diese orientieren sich im Mir 



ment hauptsächlich darauf, sich direkt des Kupfers zu be­
mächtigen, das Uran unter Kontrolle zu nehmen und sich 
die Beherrschung der neuen Erdöl- und Gasvorkommen, die 
vor der Erschließung stehen, zu sichern. Das Lithium ist be­
reits in die Hände der noroamerikani.schen Finna Foot über­
gegangen, und zwar über(lie sogenannte Chilenische Lilhium­
gesellschaft, die von der Junta geschaffen wurde. 
Wieder erstarkl sind die transnationalen Unternehmen, deren 
Aktivitäten von der Volksregierung eingeschränkt worden 
waren'-- die Junta zahile ihnen "Entschädigungen"; die an der 
Verschwörung beteiligten Kupferunternehmen Cerro Corpo­
ration, Anacooda und Kennecott sowie die Irr erhielten nach 
offlZielIen Angaben 524,5 Mio Dollar. 
Außer der Regierung und den Monopolen der USA waren 
internalionale Institutionen wie der Internationale Währungs­
fonds (IWF), die Interamerikanische Entwicklungsbank (B1O) 
und die Weltbank die Hauptfinanziers der Junta. Dafür gab 
die Präsenz der USA in allen diesen Organen den Ausschlag, 
aber konkretisieren konnte sieh jeweils nur, was das Wohlge­
fallen und die Unterstützung der übrigen Mitgliedsländer 
rand. Diese Institutionen haben in hohem Maße ihre " Aexi­
qilität" bewiesen. Von der absoluten Verweigerung jeglichen 
Kredits, wie dies die BID und die Internationale Bank für 
Wiederaufbau und Entwicklung/Weltbank (IBRD) während 
der Regierung Allende praktizierten, gingen sie über zu einer 
entschiedenen UnterstützUng der Junta. 

"Beistands"kred.ite - ein politisches Werkzeug 

Das Erteilen von Krediten wurde als weiteres politisches 
Werkzeug benutzt, um den Zielen des großen internationalen 
Kapitals Vorteile zu verschaffen. Der Internationale Wäh­
rungsfonds vereinbarte mit der Junta in den Jahren 1974 und 
1975 "Beistands"- Kredite mit Sonderziehungsrechten. 
Der erste wurde wenige Monate na"Ch dem Putsch gewährt mit 
dem ausdrücklichen Ziel - wie in den entsprechenden Doku­
menten zu lesen war - "das ökonomische und Finanzpro­
gramm der Regierung zu unterstützen, dessen Inhalt es ist, 
den Grundstein zu legen für die ZUTÜckeroberung der Pro­
duktion, für den Stop der Inflation und die Verbesserung der 
Zahlungsbilanz". Keines dieser Ziele wurde erreicht, was 
aber für den IWF kein Hinderungsgrund war, der Pinochet­
Junta im fo lgenden Jahr einen ähnlichen Kredit ~ übergeben. 
1976' begann das faschistische Regime Versuche in der glei­
chen Richtung ZU unternehmen. Man verzichtete schl ießlich 
darauf, weil der ImportTÜckgang das Zahlungsbilanzdefizit 
venninderte aber auch weil unübersehbar war, daß die Stim­
men derer ständig zunahmen, die ihr Votum gegen einen 
solchen Kredit für eine Regierung abgaben, die ständig die 
Menschenrechte verletzt, die das Lebensniveau des Volkes 
senkt und gegebene Versprechen nicht einhält. Der IWF be­
teiligte sich 1974 up.d 1975 auch sofort an derartiger Hilfe für 
die Junta, mit der ihr Kredite zu Lasten von "Erleichterun­
gen im Erdölsektor" gewährt wurden. Chile war der dritte 
Empfanger von Hilfe dieser Art und erhielt eine der höch­
sten Summen. 
Besonders hoch waren die Kredite von der Interamerikani· 
schen Entwicklungsbank (B1O). Das kann nicht verwundern, 
bedenkt. man daß in dieser Institution bis zur kürzlichen 
Aufnahme n~uer Mitglieder Mitte 1976 die USA 40 % der 
Stimmen besaßen. Dieser Prozentsatz wurde z\:yar jetzt auf 
34 % gesenkt, ist aber noch immer entscheidend. 
Antonio Ortiz Mena, der Präsident der BIO, gab bei seinem 
Besuch. in Santiago zu Anfang 1976 bekannt, daß .die Junta 
1976 Kredite in der Höhe von 150 Mio Dollar erhalten wür­
de. Diese Summe ist - wie selbst Ortiz Mena unterstrich -
außergewöhnlich hoch, bedenkt man, daß die BID seit ihrer 
Gründung 1961 bis zum 3 1. Dezember 1975 eine Gesamt­
summe an Krediten von 475 Mio Dollar in Chile gewährt 
hatte. 

-WeltbankoOarlehell$lU$3ge an Chile , , - . .~ ,;,.....".....-- . 

Diese Politik der uneingeschränkten Unterstützung des fa­
schistischen Regimes stieß hingegen zunächst auf Gegenwehr 
in der Weltbank. Dies wurde besonders deutlich, als sich An­
fang 1976 trotz der aktiven Mobilisierung zugunsten der Ini­
tiative der US-Regierung ein großer Widerstand gegen die 
Gewährung eines Kredits von 33 Mio Dollar regte. Bei der 
ersten Gelegenheit zu der die Anleihe dem Aufsichtsrat der 
Bank zur Genehmigung vorgelegt wurde, erhoben sich viele 
kritische Stimmen. Aus diesem Grund war Weltbank-Ptäsi­
dent, Robert McNamara gezwungen, eine Entscheidung zu­
rückzuste llen in Erwartung eines günstigeren Moments und 
zur Nutzung der Zeit, um Ränke zu schmieden, die dennoch 
eine Zustimmung ermöglichen sollten. 

Diese Situation beleuchtet die Stärke der registrierten Oppo­
sition, erinnerte doch die New Vork Times am'Tag nach der 
Sitzung daran, daß dieser Aufsichtsrat "sehr selten seine Zu­
stimmung verweigerte, wenn ein vorgeschlagenes Darlehen 
in seiner Verhandlung so weit gediehen war"s. Eine zweite 
Sitzung wurde notwendig, in der die Resolution gegen die 
Stimmen der skandinavischen Länder angenommen wurde, 
während sich zahlreiche europäische Länder wie Großbritan­
nien, Italien, Frankreich, die Bundesrepublik Deutschland, 
Belgien und Holland zusammen mit einigen Vertretern der 
" Dritten Welt" der Stimme enthielten. Wenn diese Länder 
gegen das Abkommen gestimmt hätten, wäre es abgelehDt 
worden. 

Ein solches Verhalten wäre das konsequenteste gegenüber 
einer Regierung, die - wie die bereits zitierte Publikation 
der New Vork Times analysiert - aus "Mord und Foller ihre 
Politik macht". Man würde auch nur dann den theoretischen 
Ansprüchen gerecht, die immer wieder. von hochgestellten 
Persönlichkeiten der Weltbank proklamiert werden und de­
nenzufolge die Kredite zu einer möglichst gerechten Einkom­
mensverteilung in den Ländern beitragen sollen, denen sie 
gewährt werden. 

Die Weltbank im Zwielidtt 

Bekanntlich geschieht in Chile das genaue Gegenteil. Eine 
gewaltige Konzentration der Einkommen hat - nach Recher­
chen des chilenischen Wirt.schaftsexperten und Ministers 
der Regierung Allende, Pedro Felipe Ramire~ - dazu geführt, 
daß 1974 der Anteil der werktätigep Massen am Gesamtein­
kommen um die Hälfte sank (s.w.u.). 

Im . Dezember 1976 hat die Weltbank der Pinochet-Junta 
einen neuerlichen Kredit, diesmal i~ Hohe von 60 Mio Dol~ 
lar, gewährt. Lediglich eine Gruppe skandinavischer Länder 
und einige US-Kongreßabgeordnete sprachen sich gegen 
diesen Beschluß der Weltbank aus. 

In den Jahren 1974 und 197"5 bestand eine weitere Maßnah­
me der Junta zur Abdeckung ihrer Bedürlnisse an ausländi­
sch~r Finanzierung in dem. Bemühen, neue Verhandlungen 
über ihre Auslandsschulden zu errcichen. Dafür wurden Ver­
handlungen im sogenannten Klub von Paris angesetzt, an 
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denen 14 Gläubigerländer teilnahmen. 1974 wurde - abge­
sehen von der Zurückweisung durch Italien, das nicht an den 
Verhandlungen teilnahm - das Ziel erreicht, wenn auch wäh­
rend der Sitzungen mehrere Regierungen die Verletzung der 
Menschenrechte d urch die Diktatur verurteilten. Aber bereits 
im Jah r 1975 sche iterten die Absichten einer gemeinsamen 
Verhandlung. 
Sieben Länder, nämlich Großbritannien, Italien, Schweden, 
Ho lland, Dänemark , Be lgien und Norwegen, weigerten sich 
zu verhandeln und schufen damit eine nie dagewesene Lage. 
Der Klub von Paris nahm Abstand von einem multilate ralen 
Abkommen mit de r Junta trotz de r mühevollen Anstrengun­
gen, die die Vertreter der US-Regierung und des lWF entfal­
teten. Die übrigen sieben Regierungen nahmen bilate rale 
Verhand lungen auf, d ie mite inande r verbunden wurden durch 
einen geme insam bestimmten Re präsentanteh. Diese Regie.­
rungen sind die der USA, Spaniens, Kanadas, Japans, der 
BRD, de r Schweiz und Frankreichs. 
Im Jahr 1976 hat die JUnia einen ähnlichen Versuch unter­
lassen. 

Die eigentlichen Gründe dieser Entscheidung, die die lunta 
als Zeiche n der Besserung ihrer auswärtigen Finanzsituation 
darzustellen versucht, liegen tatsächlich in dem gewaltigen 
Ausmaß, das ihre internationale Isolierung erreicht hat. Sie 
liegen auch in der Tatsache begründet. daß sie sich in der 
Siluation de r Zahlungseinstellung bzw. vor der vollständigen 
Aufkündigung mit einigen Lände rn befindet, denen gegen­
über sie ihre Verpflichtungen nicht erfüllt haI. Da es bereits 
1975 unmöglich war, eine multilaterale Vereinbarung zu tref­
fen, wurde es 1976 erst recht unmÖglich, vor allem weil in 
diesen Ländern, denen gegenüber die lunta im Verzug ist, 
d ie Forderungen verschiedenster Kreise wachsc~ , die Regie­
rungsve rtreter soll ten neue Maßnahmen e rgreifen , um die 
faschistische Regie rung Z\l zwingen. ihre Verpflichtungen zu 
erfüllen. 

Vertiefte Import·Abbängigkeit von den USA 

Die große Abhängigkeit der Junta von der Regierung und den 
Monopolen der USA zeigt sich auch in der Handeisabhängig­
keit . 
Die geographische Zusammensetzung der chilenischen Im­
porte hat sich im Laufe diese r d rei l ahre dahingehend ver· 
ändert, daß der Anteil nordamerikanischen Ursprungs stän­
dig wuchs. Somit entstand ein für Chile außergewÖhnlich defi­
zitärer Handeisaustausch. Dieses Imponwachstum ergab sich 
sofort nach dem vollzogenen PulSCh. 1974 erreichte es 
41 5,694 Mio DoUar, während es 197 1 und 1972 jeweils bei 
160 bzw. 170 Mio Dollar lag. Die für die USA günstige Han­
delsbilanz erreichte 1974 129,637 Mio Dollar und die im­
porte aus diesem Land lagen bei 2 1,7 % de r Gesamlmenge. 
1975 stieg der Anteil von Importen aus den USA - nach den 
dazu veröffentlichten Registe rn der Zentralbank - auf 
29, 15 %. 
Diese Fakten geben trotz ihrer Wichtigkeit noch nicht d ie 
ganze Abhängigkeit wieder, die aus dieser SilUation erwächst. 
Der Einfluß der US-Monopole hängt nicht nur von der Han­
deismenge ab, sondern steht in direktem Verhältnis zur be­
sonderen Wichtigkeit vieler Impongüter. 
E in großer Teil der Technologie und daraus folgend de r Er­
satzteile und Ausstattungen kommt beispielsweise aus den 
USA. Gene rell kontrollieren die US-Monopole den Hauptteil 
der A usrüstungen, der Reserven und der Energieversorgung 
in den Schlüsselbetrieben, wie zum Beispiel bei den Chemie­
produkten . Hinzugefügt werden muß, daß ein bedeutender 
Prozentsatz des Handels, der als Handel mit anderen Ländern 
geführt wird, in Wirklichke it abgeschlossen wurde mit multi­
nationalen Konzernen nordarnerikanischer Herkunft. Das ist 
der Fall beim Treibstoff und bei einem wichtigen Te il des 
wachsenden Handels mit Brasi lien und Argentinien. 

11 

Die BRD als Hauptkiiufer chilenisdter Produkte 

Oie deformierte Außenhandelsstruktur Chiles führt dazu, daß 
der Großteil der Einkommen durch Export abhängig ist von 
e inigen Ro hsloffprodukten, vor allem von Kupfe r. Der Ex­
pon dieses Minerals macht 60-70 % des Gesamtexports des 
Landes aus. Aus diesem Grund sind sein Preisniveau und 
seine Handelsbedingungen entscheidend fü r den Fortgang der 
chilenischen Wirtschaft. Die Hauptkäufer von Kupfer sind 
laut einer Statistik der Zentralbank für das erste Halbjahr 
1976 in der Schwerindustrie (in dieser Reihenfo lge): die 
BRD, Japan, Brasi lien, die USA und Großbri tannien. In der 
Leichtindustrie: Brasilien, die USA, Argentinien, Spanien 
und die BRD. 
Der zweite Expon anikel von Wichtigkeit für Chile ist das 
Eisen , das 1975 zu 85 % nach Japan und zu 10 % nach den 
USA verkauft wurde. 

Die wichtigsten Käufer chilenische r Produkte sind die BRO, 
Japan und Argentin ien, die jeweils 14,3 %, 11 ,3 % bzw. 10 % 
des Gesamtvolumens kauften. Der Handel zwischen der BRO 
und der Junta wächst. Im Jahr 1976 hatte sich nach Aussagen 
der BRD-Botschaft in Chile be re its in den ersten acht Mona­
ten das von Chile exportie rte Volumen dem des gesamten 
Jahres 1975 angeglichen. 
Die Sprecher der Junta hoben hervor, daß dieses Land der 
Hauptkäufer chilenischer Produkte sei. 

EXPORT CHILES - WICHTIGSTE LÄNDER 

Land 1974 1975· 

t . BRD 336 688 239 1.51 
2. Japan 407 049 186637 
3 . Argentinten 169255 166 417 
4. USA 286 057 146 471 
5. GroBbritannien 21722S 137178 
6. Bra.silien 144 046 97999 
7. Holland 94022 90 741 
8. Italien 1.61 Ui1 80 147 
9. Frankreich 86536 70311 

10. Spanien 33678 67739 
11. Benelux 33219 56 146 
12. Schweden 52194 34 316 

·1975 sanke n die Exporte um 23,7 % entsprechend' de r tat­
sächlichen Auslieferung. 
(Quelle: Oberste Zollaufsicht. In Tausend Dollar) 

Aus diesen Ländern besteht die Basis dcs Außenhande ls der 
faschi stischen Junta. Sie kaufen die Grundstoffe und Ro her­
zeugnisse genauso wie Lebensmittel und gebräuchliche Kon­
sumgüter des tägliche n Bcdarfs, d ie dem internen Markt ent­
zogen wurden. 
De r Mehrheit dcr Bevölkerung wurden drastisch die Konsum­
möglichkeiten beschnitten. um die Güter ins Ausland zu 
schicken. 
Das deutlichste Beispiel dieser Po litik, die in Chile und unter 
allen demokratischen und humanistischen Menschen der 
Welt nur Abscheu hervorrufen kann, gibt der Export von 
Lebensmitte ln bei gleichzeitige r Senkung des Lebensniveaus 
der Bevölkerung. Derartige Taten zählen zu den Komponen­
ten e iner Po litik, d ie große Teile der Bevölkerung in Hunger 
und Elend fühn. 
Die Katastrophe in der Latrdwinschaft , die in Chile unter 
dem Faschismus entstand, ist mehr a ls ausreichender Beweis 
dafür, daß das Wachstum des Lebensmiuelexports nicht aus 
e inem Wachstum de r Produktion, sondern aus einer Be. 
schneidung des Konsums resuhien. 
Kürz.lich von der Zeitschrift E rcilla angeste ll te Berechnungen 



Bereiche 
Landwirtschaft 
Viehzucht 
Toto] 

Bereiche 
Land"Yirtschaft 
Viehzucht 
Total 

AGRAREXPORT 1970- 1975 

1970 1971 
28,3 35,6 

9,1 5,1 
37,4 40,7 

1973 
25,8 

1,5 
27,3 

197' 
56,4 
6,6 

62,9 

1972 
24,0 

1,1 
25,1 

1975 
115,1 
22,4 

137,5 

(Quelle: ODEPA, auf der Basis von Daten des Zolls. In Mio 
Dollar) 

zeigen, daß die Agrarproduktion - in übereinstimmung mit 
bis jetzt bekannten offiziellen Statistiken und in Schätzung 
derer, die nicht bekanntgegeben wurden - sich im Jahr 1976 
um 19,8 % gegenüber 1975 verringert hat. Die Verringerung 
pro Kopf ist indessen wesentlich höher und erreicht 26,2 %. 

Alle verfügba~n Unterlagen über den Bereich der Viehzucht 
weisen daraufhin, daß die Misere in diesem Bereich noch 
größer ist . Es gibt augenblicklich weniger Tiere als vor 40 Jah­
ren, währe nd sich die Bevölkerung mehr als verdoppelt hat. 
Die Hochschule der Agra ringenieure warnte zu Beginn letz­
ten Jahres, daß man in diesem Se ktor "mit besondere r Deut­
lichkeit Verluste in der Produktion beobachtet"7. 
Die Statistiken weisen zudem aus, daß der Verbrauch pro 
Einwohner im Jahr. 1975/76 um ca. 25 % gesunken ist, ver­
glichen mit 1971 und 1972. Trotz dieses katastrophalen Zu­
stands und eben we il eine Politik des Massenhungers ver­
folgt wird, haben die Lebensmittelexporte rasend schne ll zu­
genommen. 1975 wuchsen sie um mehr als das fünffache im 
Vergleich zu 1973. 

Geschäftemacherei mit dem Hunger 

Am Hunger des Volkes profitiert die Finanzoligarchie. Sie 
hat mehr als 400 Unternehmen als Privateigentum zurück­
e rhalten; mehr als je zuvor ist heute das Finanzsystem sind 
die Produktionsmitte l und Produktionsinst rumente in der 
Hand eine r verschwindenden Minderheit konzentriert. Ein 
einziges Be ispiel möge den Umfang dieses !}onzentrations­
prozesses verdeutlichen: Die Nacional Finaneiera, ein Unter­
nehmen der unter de m eindrucksvollen Namen Pifanas (Pi­
ranha) bekannten Gruppe, kontrolliert heute 41,27 % des 
gesamten Aktivvermögens des Kapitalmarktes. 

Auch die Großgrundbesitzer-Oligarchie hat ihren Teil abbe­
kommen: Der schon in den 60er Jahren unter derchris tdemo­
kratischen Regierung Frei eingeleitete Prozeß der Agrarre­
form wurde rückgängig gemacht und verfalscht. Im Oktober 
1976 waren schon fast 2 Mio ha (das sind 19,5 % der gesam­
ten enteigneten Aäche) wieder an die früheren Eigentümer 
zurückgegeben worden. Das erfolgte in einem zweideutigen 
Prozeß der "überprüfung" d~r Gründe für die Enteignung. 
Weitere 6,6 % der Gesamtfläche waren den Oligarchen in 
Form von "Reserven" übergeben worden (natürlich handelte 
es sich hierbei um das beste Land). Somit wurde der Prozeß 
der überWindung der vorkapitalistischen Formen in der Feld­
wirtschaft und Viehzucht hinsichtlich der Perspektive ge­
meinschaftl icher Arbeit unterbrochen. Stattdessen trieb die 
Junta sogenannte Maßnahmen zur "EntwiCklung des Kapita­
lismus'·' in der Landwirtschaft voran, indem sie den· Kauf und 
Verkauf der G rundstücke libera lisierte. D~es verursachte 
innerhalb kurze r Zeit einen Prozeß der Konzentration des 
Eigentums und - als Folge dessen - der Verarmung der Klein­
baue rn. 

Wir e rleben hier das Gegenstück zur Verelendung der Arbei-

ter und Angestellten, die sich widerspiegelt in einer Arbeits­
losenquote von über 20 % (gegenüber 3, 1 % im Jahre 1973), 
einer durchschnittlichen Inflationsrate von 200 % und einer 
Kürzung der staatlichen ·Sozialausgaben um nahezu 50 %. 
Von daher nimmt es nicht Wunder, daß die Löhne und Ge­
hälter auf den fünft en Teil der realen Kaufkraft des Jahres 
1973 gesunken sind. 

In der bereits erwähnten Studie von Pedro Felipe Ramirez 
wird der Gesamtumfang des an den chilenischen Massen be­
gangenen Raubes errechnet und festgestellt , daß die " Lohn­
empfange r, die kleinen Unternehmer und die auf eigene 
Rechnung arbeitenden Werktätigen" im Verhältnis zu ihrer 
Beteiligung am Nationaleinkommen im Zeitraum von 1971-
1973 "durch die übereignung an an .... ere Kreise" den unge­
heuren Betrag von 7,148 Mrd Dollar (zum Wert von 1974) 
im Zeitraum von 1974-1976 verloren haben . Von diesser 
Summe kommen 6,983 Mrd direkt den "Latifundisten; natio­
nalen Monopolen und dem Auslandskapital" zu Nutzen. Zu 
diesem Betrag muß noch die Sunune von 404 Mio Dollar 
(zwn Wert von 1974) binzugerechnet werden, der sich aus 
den den Lohnempfängern . auferlegl(;n 3teüedasten ergibt. 
Insgesamt hat eine Reduzierung des Anteils der Arbeiter und 
Angestellten am chilenischen Nationaleinkommen von 59,5 % 
im Jahre 1973 auf nur mehr 30 % stattgefunden. 

Allein die Nennung dieser Zahlen - die natürlich unvollstän­
dig sind - für ein Land, dessen Einkommen 1975 bei nur 
8,2 12 Mrd Dollar (nach dem Wert von 1974) lag, kann eine 
Vorstellung von der wirklichen Ausplünderung der Wirt­
schaft vermitteln, die durch die Politik der Militärjunta ge­
fördert wird . 

Zu einem Zeitpunkt, da sich d~r größte Te il der Entwick­
lungsländer darum bemüht, gemeinsame Maßnahmen zu er­
reichen, d ie auf die Gestaltung einer Neuen Internationalen 
WirtSChaftsordnung abzielen sowie Anregungen zum Schutz 
und zur Verteidigung ihrer produktiven Ressourcen anneh­
men, er(üllt das faschistische Pinochet-Regime somit die trau­
rige Rolle eines Verteidigers von Interessen, die seiner Na­
tion fremd sind, und unterstützt verhaßte Privilegien. Chile 
ist heute ein der Neokolonisation geöffnetes Gebiet. 

Soziale Hauptstützen des Faschismus 

Die angeführten Tatsachen machen deutlich, daß die Haupt­
nutznießer der von der Pinochet-Junta eingelei teten Politik 
die ausländischen Monopole und die einheimische Oligar­
chie, voran die US-Konzeme und die chilenische Großbour­
geoisie sind. Sie verkörpern auch die sozialen Hauptstützen 
des faschi stische n Herrschahssystems in Chile. Die angeführ­
ten Tatsachen erlauben es hervorzuheben, daß die Junta, um 
ihren Bestand zu erhalten, mit einer starken Unterstützung 
durch die Regierung und Monopole der USA wie anderer 
westliche r Hauptmächte rechnen kann, mit de r Finanzierung 
durch internationale Kreditinstitutionen, vor allem durch 
den IWF, die BID und die Weltbank und ebenfalls mit der 
Unterstützung durch ökonomische lnter€;sse ngruppen anderer 
Länder. Die vom Auslandskapital wie den westlichen Regie­
rungen verfochtene "Stabilisierung" der faschi stischen Dikta­
tur in Chile geschieh t um der eigenen profitorientierten Vor­
teile willen. 
Der weltweite Kampf zum Boykott,der Junta aber rührt an 
qie Fundamente des 1973 errichteten Faschismus. 

Anmerkungen: 

I EI Dia, Mexiko, 31. I. 1976 
2 United Press International (up1); New Yor", 23. I. 1976 
3 urin, Buenos Aires, I. 7. 1976 
4 ErciUa, Sanliago, 27. 10. 1976 
5 UPI,28. 10. 197-5 
6 UPI. 23. L 1976 
7 EI Mercurio, Santiago, 23. I. 1976 
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Rainer Falk I Anni Friese I Hans Mayer 

Das 
---
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Lange Zeit galt Brasilien geradezu als Paradebeispiel für die 
Propagierung e iner beschleunigten Entwicklung der Drillen 
Welt auf kapitalistischem Wege, was zugleich den Blick ablen­
ken sollie von den Iypischen CharaktcrJ.:ügen und sozialen 
Folgen, die die Wirtschaftspolitik des militärfaschistischen 
Regimes auszeichnen. Denn: Als historisch erstes Beispie l 
in der Strategie der USA, sich Statthalter in der ,Drinen 
Welt' zu schaffen, solhe Brasilien eine führende Ro lle bei 
der Sicherung der imperialistischen Herrschaft über den 
lateinamerikanischen Konlinent spielen. 

In der Tat hat das brasilianische Wirtschaftsmodell lange 
Zeit hindurch Wachstumsraten hervorgebracht, die dazu führ­
ten, vom "brasi lianischen Wunder" zu·reden. Mit einem jähr­
lichen Anstieg des Bruttoinlandprodukts zwischen 9 und 
11 % in dcn Jahren 1968 bis 1974 lag es an der Spitze der 
Entwicklungsländer überhaupl. Doch verschärfte Krisener­
scheinunge n in den letzten Jahren - ein drastisch rückläufi­
ges Wirtschaftswachstum, eine Inflationsrate von nahezu 
50 % im Jahre 1976 und ein ständig anwachsendes Han­
dels- und Zahlungsbilanzdefizit - haben dazu beigetragen, 
daß d ie Euphorie über das brasilianische EntwicklungsfTl()­
deli zusehends abklingt. 

Ursachen des Putsches 

De r Putsch vom 1. April 1964 beendele nicht nur den Zyklus 
bürge rlich-demokratischer Regierungen (Vargas 1951-1954, 
Kubitscheck 1955-1960, Quadros 196 1, Goulart 196 1-
1964), sondern wurde zu dem Zweck organ isiert, optimale 
politische Voraussetzungen für eine rigorose Durchsetzung 
großbourgeoiser Wirtschaftsinteresscn auch gegen den Wi­
derstand breiter Teile der Vo lksrnassen herzustellen. Dem 
diente die schrittweise vollzogene Ablösung der traditionel­
len bürgerlich-demokratischen Staatsinstitutioncn in einen 
militärfaschistischen Machtapparat unter Führung der Ar­
mcespitze . Damit schuf man de n idealen politiSChen Rahmen, 
um den sich seit Ende der 50er Jahre abzeichnenden kapi­
talistischen Akkumulationsprozeß auch mit gewaltsamen 
Mineln zu besch leunigen. 
Auf der Grundlage und im Gefolge der seit den 30cr Jahren 
betriebenen imponsubstituiere nden Industrialisierung (Erset­
zung von Importgütem durch inländische Produktion) hatte 
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Wirtschafts modell 
sich der Prozeß de r Kapitalkonzentration gerade Anfang der 
6'Oer Jahre erheblich beschleunigt. Die Zahl der privaten Mi!­
Iiärdärsgruppen verscchsfachte sich von 1960 bis 1964 nahe­
zu. Damit verbunden war ein seit den 50er Jahren verstärkt 
einsetzender ProzeB des Zuflusses von ausländischem Kapi­
ta l. Zugleich setzte ein Prozcß der Verflechtung des einhei­
mischen Großkapita ls mit dem AuslandSkapita) ein, der 1964 
bereits nahezu 50 % de r einheimischen Milliardärsgruppcn 
e rfaßt halle I. 

Unte r de n Bedingung~n der in z~nehmendem Maße durch 
das internatio nale Monopolkapital bestimmten Konzentra­
tionsprozesse in der Wirtschaft hieh die Regierung Goulart 
am gese llschaftspolitischen Konzept des Populismus Cest, an 
einem Weg der eigenständigen kapital istischen Entwickung 
unter Hegemonie der nationalen Bourgeoisie. So setzte sie 
sich insbesondere seit 1962 o Cfen in Gegensatz zum Auslands­
kapital, als sie den Profittransfer ins Ausland gesetzlich be­
grenzte. Bedingt durch die Schwäche des nationalen Kapi­
tals stützte sie sich bei dem von ihr verfochtenen national 
e igenständigen Entwicklungsweg zusehends auf die ersta rken­
de Arbeiter- und Baue rnbcwegung, die sie mit sozialpoli­
tischen Z ugeständnissen in ein gesamtnationales Bündnis zu 
integrieren suchte. Doch unter den Bedingungen der sich 
ständig verschärfenden gesellSChaftl iChen ~olarisierung er­
wies sich das Konzept der Versöhnung der Klasscnkräfte 
unter der Losung der " nationalen Entwickung" als illusionär. 
A ls Goulart die Nationalisierung der letzten fünf privaten 
Ö lraffinerien, die Enteignung aller Ländereien ent lang der 
Bundesstraßen, der Eisenbahnlinien und der Staubecken im 
Umkreis von 10 km verfügte, drängten das AuslaAdskapi­
tal, die ihm angegliederte brasi lianische Großbourgeoisie 
und die Landoligarchie das Militär zur offenen Intervention 
und zur Liquidierung der forma'len Demokratie. 

Das Militärregime fungierte somit von Anfang an als un­
mittelbarer Exekutor und Förderer des Auslandskapitals und 
der sich herausbilde nden einheimischen Monopolbourgeoisie. 
Grundzug seiner Politik war die brutale Unterdrückung der 
klassenbewußten Arbeiterbewegung. Nicht nur die Kommu­
nisti!!Che Partei Brasiliens, auch die Gewerkschaftsbewegung 
wurde o rganisatorisch zerschlagen bzw. in die Illegalität ge­
drängt. Ebenso wie die Bauern- und Studentenorganisatio­
ncn wurden die unabhängigen Gewerkschaftsführungen auf­
gelöst und die Gewerkschaften nach dem Vorbild des portu­
giesische n Faschismus d irckt dem Arbeitsministerium unter­
stellt . Ungezählte Arbcitcrführer und Gewerkschafter, die 
sich nicht korrumpieren ließen, verschwanden in den Ker­
kern und Folterstätte n des Regimes oder wurden ins Exil 
gezwungen. Die staatlich festgdetzten Mindestlöhne wurden 
mit Brachialgewalt d urchgesetzt: Die Durchbrechung des von 
den Mili tärs verhängten Streik verbots in " strategiSChen" 
Industriezweigen ' ist mit 4 bis 10 Jahren Freiheitsstrafe be­
d ro h!. 

Diese Maßnahmen bedeuteten de facto die Außerkraftsct­
zung der Wertbestimmung der Arbeitskraft, wie sie un ter 
den Bedingungen de r Tarifautonomie möglich ist. Insofern 
wurden ideale VorausSetzungen geschaffen, um eine Phase 
beispiellosen Aufschwungs der kapitalist ischen Entwicklung 
zu Lasten der Werktätigen einzuleiten. 
Damit wurde die ohnehin schon außerordentliche Attrakti-



vität des Landes für die internationalen Konzerne noch bc+ 
trächtlich erhöht: Brasilien ist mit 8 Mio qkm das Ilächen­
größte Land der " Dritten Well", mit e iner Bevölkerungs­
zahl von 109 Mio der lateinamerikanische Staat mit dem 
weita us bedeutendsten Arbcitskräftcpotential, das neben 
Argentinien und Me xiko das ökonomisch entwickeltste und 
an Rohstoffvorräten reichste Land des Halbkontinents. 

Das Konzept aus der Kriegshochschule 

Dem Ziel einer hochgradigen Monopolexpansion diente voll 
und ganz die von den Militärregimes unter Castelo Branco 
(1964-67), Cosla e Silva (1967-69), Garrastazu Medici 
(1969-74) und ErneslO Geisel (seit 1974) verfochtene Wirt+ 
schaftspolitik , womit von vorneherein der überhebliche An+ 
spruch verbunden war, ein für Lateinamerika vorbildl iches 
"Entwicklungsmodell" zu verwirklichen. Ebenso wie die Pla­
nung des Putsches selbst war die Winschaftskonzeption des 
militärfaschistischen Regimes in der .,Escola Superior de 
Guerra" (Kriegshochschule) der brasilianischen Armee ent­
wickelt worden, die nach dem Vorbild des .. National War 
College" (Nationale Kriegshochschule) in Washington und 
mit Unte rstützung der USA geschaffen worden war und so­
zusagen als brasilianische "Bundeswehrhochschule" die Auf­
gabe hatte , eine großbürgerliche Mililär- und Verwaltungs­
intelligenz heranzubilden. 

Um die sich zuspitzenden sozialen Widersprüche der brasi+ 
lianischen Ge!iCllschaft im Interes!iC der Monopolbourgeoi+ 
sie zu regulieren , bedurfte es sowohl der offenen Repression 
gegen du ... demokratische und Volksbewegung als auch der 
Entwicklung eines wirtschaftspolitischen Instrumentariwns 
des diktatorischen Eingriffs in den Wirtschaftsorganismus. 

... 

GeKhc'iI/,melIopole Im Indus/rlezentrum Soo Paolo 

Um das Ziel der monopolkapitalistischen Industrialisierung 
in möglichst kurze r Frist zu e rreichen, schlug das Militär­
regime e inen Weg ein, der gekennzeichnet ist durch die: 
• unbeschränkte Öffnung Brasiliens für das Auslandskapital; 
• Finanzierung des Wirtschaftswachstums vornehmlich mit­

tels einer umfangreichen Aufnahme von ausländischem 
privatem und staatlichem Leihkapital; 

• staatliche Förderung dt:r monopolistischen industrie llen 
Expansion im Inne rn über immer direktere Eingriffe des 
Staates in den Produktions- und Reproduktionspro"Leß; 

• bewußte und rigorose Umverteilung der Einkommen zu­
gunsten der monopolkapitalistischen Akkumulation; 

• Förderung der Herausbildung kapitalist ischer Verhältnisse 
in der Landwirtschaft, insbesondere im Nordosten ; 

• Erschließung der unentwickelten Regionen Brasiliens, 
insbesondere Amazoniens und des Minelwestens. 

Politik des nationalen Ausverkaufs 

Dic uneingeschränkte Öffnung für und die bewußte Förde­
rung des ausländischen Kapitals wurde zum bestimmenden 
Grundzug der brasilianischen Wirtschaftspolitik nach 1964. 
Daran hat das Regime nie Zweifel aufkommen lassen. So 
versicherte der brasilianische Außenminister Medici im Okto­
ber 1970 vor füh renden Vertretern der Auslandskonzerne: 
" Das brasilianische Entwickungsmodell schließt eine breite 
Beteiligung des ausländischen Kapitals ein ... Wir wissen, 
daß das Auslandskapital in dem Maße nach Brasilien kommen 
wird, wic sich sein Glaube an die Stabilität des Regi mes, an 
di,:, Richtigkeit und Festigkeit seiner Steuer- und Finanzpoli+ 
til.. , an die Garantie eines klugen Systems des Profittrans+ 
fers festigt." 2 Entsprechend dieser Devise öffneten die ersten 
Maßnahmen des Regimes nach 1964 den ausländischen Kon­
zernen Tür und Tor: Im August 1964 wurde der unbeschränk­
te Profitt ransfer ermöglicht. Im Dezember 1964 wurde die 
Beteiligung des Auslandskapitals an der Ausplünderung der 
brasilianischen Rohstoffe gestattet. Im Februar 1965 wurden 
d ie US- Kapitalanlagen, später sämtliche ausländischen Kapi­
talanlagen, durch staatliche Garantien vor Enteign ung usw. 
geschützt. 

Diese Maßnahmen haben bis heute einen ständig steigenden 
Zulluß von Auslandskapital bewirkt, auf dem die hohen 
Wachstumsraten der brasilianischen Wirtschaft zum großen 
Tei l beruhen. Bis 1976 sind die ausländischen Direktinvesti­
tionen auf 7,4 Mrd Dollar angestiegen. Allein in der ersten 
Hälfte der 70er Jahre haben sie sich mehr als verdoppelt. Der 
Löwenanteil dieser Lnvestit ionen entfällt auf die USA (mit 
2, 1 Mrd Dollar); aber das dahinter rangie rende BRD- und 
japanische Kapital haben in den letzten Jahren ihren Rück­
stand gegenüber dem US-Kapital in beschleunigter Weise 
weugemacht 3• Dies geschah um den Preis einer völligen De­
fonnat ion der Wirtschaftsslruktur zum einen, eines giganti­
schen Kapitalentzuges durch den ungehinde nen Profi ttrans­
fer der Auslandskonzeme in ihre westliche n Stammländer 
ande rerseits. 

Verzehnfachung des Schuldenbergs 

Die vorhc rrschende Position des Auslandskapitals in der 
brasilianischen Wirtschaft bemißt sich aber nicht minder in 
qualitativer Hinsicht. Die ausländischen Investit ionen kon+ 
zentrieren sich in den dynamischen und WachstumsseklOren: 
Die pharmazeutische Industrie wird zu 100 % vom Auslands+ 
kapital kontrolliert. die Automobilindustrie zu 93 %, die 
e lektrotechn ische und elektronische Industrie zu 77 %, die 
chcmische Indust rie zu 70 % und der Maschinenbau zu 
63 %4. Diese Bereiche sind auch Schauplatz eines zunehmcn+ 
den Konkurrenzkampfes der Konzemkapitale der einze lnen 
Länder um die Auf teilung des brasilianischen Marktes und 
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die Nutzung der profitablen An lagesphären. So hat das west­
deutsche Kapital in e inigen Be re ichen die Führung übernom­
men, z. B. VW do Brasil und Me rccdes Dem do Brasil im 
Bereich der AUlo mobi lproduk tion. 

Die A ußenabhängigkeit der brasilianischen Wachst umsraten 
ergibt sich auch aus der ständig steigenden Schuldenlast. die 
d ie Abhängigkeit des Landes gegenüber dem internationalen 
Finanzkapital außerordentl ich e rhöht haben . Im letzten Jahr 
wuchs d ie Auslandsverschuldung auf ca. 28 Mrd Dollar an . 
1964 , im Jahr des Putsches, hau e sie noch 2,9 Mrd Dollar 
betragen: vor zwei J ahren lag sie schon bei 16,7 Mrd Dollar. 
Dieser knappen Ve rzehnfachung der Auslandsschulden in 
den Jahren der Militärherrschaft steht ein ständig schwinden­
des Po lster an Währungsreserven gegenübe r, das zur Deckung 
der Schulden erfo rde rlich ist 5• 

Ruin der kleinen und miltleren Unlernehmen 

Daß sich im Zuge des Wachstumsprozesses der Ictzten zehn 
Jahre d ie Abhängigkei t der brasilianische n Wirtschaft von 
den internationalen Ko nzernen lediglich auf höherer Stufe 
reproduzie rte, verdeutlicht besonders die nähe re Betrachtung 
der Fo rm , in der sich die Kapitalakkumulation unl er dem 
Militärregime vollzog und vorangetrieben wurde. Sie ist \'Qr 
allem geke nnzeichnet durch eine beschleunigte Konzentration 
und Zentralisatio n des Kapitals. verbunden insbesondere 
mit eine m beachtlichen Erstarke n des brasilianischcn Finanz· 
kapitals und einer ständig wachsenden Verflechtung des bra· 
silianischen Großkapitals mit dem ausländischen Mo nopol ­
kapital. Ve rbunden mit diesem Konzcntrations- und Ve r­
neeht ungsprozeß ist e in Prozeß des Abstiegs und der Rui· 
nierung der kleine ren und mitt lercn Kapitale. Be ide Pro· 
zesse werde n durch die staatliche Wirtschaftspoli tik syStema­
tisch und bewußt geforden und haben unmitte lbar eine 
Stärkung der sozialen Stützen des Regimes zur Folge. 

ßie rigorose Öffnungspolitik gegenübe r de m Auslandskapi­
tal hat nach dem Putsch vor allem die kleineren und mitt· 
leren Unte rnehmen get roffen . Bis 1968 wurden allein 57 ein· 
heimische Unternehmen von ausländischen Konzernen auf­
gekauft. Zahlreiche andere brasilianische Unternehmen 
untcrlagen der ausländischen Konkurrenz. Besonders im 
Be reich de r Produktion daue rhafter Konsumgüter ist der 
Prozcß de r Entnationalisie rung de r einheimischen Industrie 
zu beobachten. In der Radio- und Fernsehproduktion ging 
der Ante il der brasilianischen Unternehmen von 70 % ( 1965) 
aur 20 % ( 1975) zurück. Allein 60 bras il ianische Radio- und 
Femsehproduzenten mußten in diesem Zeitraum ihren 
Bankrott a nmelden. In der pharmazeutischen Indust rie hat 
das Auslandskapital bis 1975 49 bras il ian ische Unterne hmen 
überno mme n. Von den 200 größten in Brasilien tätigen 
Unterne hmen entfa llen - gemessen am Nettobuchwc rt de r 
ge tätigten Investi tionen - nur 13 % auf das einheimische 
Privatkapit al 6• 

Die 300 reichen Familien 

Um dem einheimischen Kapit al angesichts dieses rapiden 
Entnat iona lisierungsprozesses, de r Ende der 60cr Jahre zu 
wachsenden Protesten geführt hallc. eine angemessene Teil­
habe an den Ergebnissen des kapi talis tischen Wirtschafts­
wachsturns zu sichern, fordert der Staat insbesondere seit 
dem Einsetzen des " Wirtschaftswunders" gezielt den Kon· 
zent Tntionsprozeß des einhei mischen Großkapi'tals und se ine 
Vernechtu ng mit de m Auslandskapital. Ihren prägnantesten 
Ausdruck fi ndet diese Politik in dem Regierungsde kret NT. 
I l ~ 1 vom 16 . 1. 1971 , das e inheimischen Unternehmen im 
Falle de r Fusion außero rdentliche Steuervo rteile zugesteht. 
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Hinzu ko mmen Ma ßnahmen insbesondere dcr technologi. 
schen Mode rnisierung durch zahlreiche staatl iche En twick· 
lungsbehörden und -inStitutione n wie der Nationalen Ent· 
wicklungsbank (BNDE) und anderer staatlicher Kredit· und 
Finanzie rungsinsti tutc. 

Die staatliche Ko nze ntTationspolit ik hat zur Herausbildung 
einer Reihe von e inheimischen monopolistischen Gruppie· 
rungen gc fü hrt , vorwiegend gesch lossenen Familienunter­
ne hme n. d ic in der Rege l die traditione llen' Industriezweige. 
d ie im Zuge der Importsubstition aufgebaut worden Wllren. 
mo nopolistisch behe rrschen, abe r über Mi nderheitsbc tcil i· 
gungen auch an dynamischen Zweigen beteil igt sind. Oft sind 
diese einhe imischen Pri"at kapitale mit dem Auslandskapital 
ve rflochten. Auch dies wird staatlicherseits entschieden vor­
angetrieben. So gab es Fiille. in denen die Bewilligung von 
Kredi ten durch die staatlichen EllI wicklungsbehörden mit der 
Aunage "e rknüpft wurden. ausliindische Konzerne an den 
be treffenden Unte rne hmen zu beteiligen1 . Die Gründung ge­
mischter Gesellschaften aus einheimischem und ausländi ­
schem Kapital ( .. jo int "cntures") wird mit Steuervergünsti­
gungen und Kreditcrleichte rungen hono riert. So ist es nicht 
ve rwunde rlich, we nn von den 59 brasilianischen Großull ter· 
nehmen, die sich unte r den 200 größten Kapitalgese l1s:haften 
des La ndes befinden. 20 mit de m Auslandskapital verfloch· 
te n sind . Auch das Bankkapital ist einem \'erstärktcn ... nd 
von staatl icher Seite geförde rten Zentralisationsprozeß unter· 
wo rfen. wobei es sich imme r stä rker mit dem Industriekapi­
lat verfli cht. Während sich die Anzahl der Privatbanken von 
1960 bis 1974 um 2/3 verri nge rte. ist der Anteil der fün f 
größten Privatbankc n an den gcsamten Anlagen dieses Sek· 
to rs von 18,5 % im Jahre [1)65 auf 30 .2 "/0 im Jah re 1972 
angcwachst:n 8 . 

Die " Entlastungsfunktion" des Slaalssektors 

Aur dei Grundlage dieses rapiden Konzentrationsprozesscs 
der brasilianischen Wi rtschaft hat sich eine brasil ianische 
Finanzoliga rchie herausgebildet. die aus etwa 300 der reich· 
ste n Familien besteht und lluch personell enge Verflec ht un­
ge n mit dem militärfaschistischen Regime aufweist. A[s d i· 
rekter Nutznießer de r st:lal liche n Wirtschaftspolitik ist ihr 
ö konomisches Potential zwar absolut gewachsen, aber um den 
Preis einer verstärkten Abhlingigkcit des brasi lianischen 
Kapita lismus vom We itkapitll l. 

Die Rolle des br .. si lianischcn Militärstaates geht übe r die 
stcuer- und finan zpol it ische Förderung des Konzentrations· 
proZeSses weit hinaus. Der abhängigc kapitalistische Akku­
mulationsprozeß selbst \'crl;iufl zum großen Teil unte r di­
rekte r staatl iche r Regie. Die fortschreitende Konzentration 
der Produktion in Form ei nes slaatlichen Wirtschaftssck-
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In,"eSlilionSläligt.:.eit und Ge,,·inne ausgewählter internationaler Konzerne jn Brasilien 

Januar 1965 - Juli 1975 (M1o US-Dollar) 

Konzern 

Volkswagen 
Exxon 
Pirclli 
Phillips 
Firestonc 
Gene ral Elcctric 

Insgesamt in 
Brasi lien inve· 
sticrtes Kapital 

119,5 
1.8 

28,7 
9.9 
4.1 

13,9 

Reinvcstioncn 

72.8 
67 .7 
37.8 
5 1.2 
44.5 
32.2 

(Quelle: Latin America Eoonomic Report . London. 9. I. 1976) 

lors und ei n breit gefächertes finanzpoli tisches Regullerungs­
instrumenlarium dienen dabei e inem doppelten Zweck. der 
der spezifischen Struktur des relativ weit entwickelten abhän­
gigen Kapitalismus in Brasi lien entspricht. Einmal geht es um 
staatliche Hilfestcll ung bei der überwindung der Unterent· 
wick lung auf kapitalistischem Wege. um die überwindung 
bestimmter vorkapitalistischer Produktionsverhältnisse. vor­
nehmlich im landwirtschaftl ichen Bereich g~Andercrsci ts geht 
es um die Entlastung des privatkapitalistiSChen Akkumula­
tionsprozesscs in Bereichen . die zwar zur Reproduktion des 
Gesamtsystems notwendig sind. die aber ausgesprochen lange 
Amort isationsfristen (Zeitspanne von der Neuanlage von 
Kapital bis zum Abwerfen eines Gewinns über die I nv~s ti ­

tionssumme hinaus) und vorerst keine maximalen Profitraten 
aufwe isen. Es gehl also um dic Herstellung von allgemeinen 
Produkt ionsvoraussetzungen für dcn vom Auslandskapi tal 
und dem großen einheimischcn Kapital bestimmten. also 
hoch entwickelten Bereich der Wirtschaft. Diese Formen des 
staatsmonopolistischcn Kapitalismus in Brasi licn tragen den 
Stempel dcr Abhängigkeit, was sich vor allem aus der Unter­
ordnung der staatlichen Wirtschaftspol itik unter die Vc"",·cr­
tungsintcressen des Großkapitals sowie der unmittclbaren 
Durchdringung des staatlichen Wirtschaftssektors du rch das 
ausliindischc Konzernkapital crgibt. 
Die ,.Entl astungsfunktion'· dcs staatskapit:ll il>tischcn Wirt­
schaftssektors gege nüber dem Privatkapital illustriert die 
nähere Analyse derjenigen Bcreiche. die \'om staatlichen 
Kapital bei Investit ionen bevorzugt werdcn. E.'i handelt sich 
vorwiegend um die Erdölindust rie. die Energieerzeugung. 
die Petrochemie. das Nachrichtenwesen. das TransporISY­
stem , die Förderung mctallischer und nicht metallischer Roh­
stoffe und die Eisenverhüttung. 

Personalunion von Regierung und Konzernen 

Der brasilianische Staat behält sich somit in dcr Hauptsache 
die Grundstoffindustrie und den Infras trukturbereich vor. die 
hohe Investitionen erfordern und/oder erst langfristig Profit e 
erbringen. Das Militärregime hat den Ausba u dieser Bereiche 
systematisch gerordcrt : Weit über die Hälfte aller brasiliani­
schen Staatsunternehmen wurden nach 1964 gegründet. 
Dabei wurden einerseits unrentable Zweige vom brasiliani­
schcn Privatkapital übernommen. so besonders im Bereich 
der Eisc n· und Stahle rzeugung. Andereflleia ist besonders 
im staatl ichen Winschaftssektor ei ne Tcndenz zur wachsen­
den Kooperation und Verflechtung mit dem Auslandskapi­
tal festzustellen. 
Der militärfaschistische Staat geht bei der von ihm prokla­
mienen " joint venturc"-Politik mit gutem Beispiel voran 
und betei ligt das Auslandskapital dort. wo er die erfordcr-

Insgcsa mt 
rücktransfcriertc 
Mittel 

279,1 
44.5 
64.9 
14.4 
50.2 
23.7 

Erwirtschaftete 
Gewinne 

35 1.9 
112,2 
102.7 
65,6 
94.7 
55,9 

liche Kapitalmenge. Erfahrung und Technologie nicht selbst 
aufbringen und gleichzeitig hohe Profite in Aussicht stcllen 
kann. Dic Verschmelzung des Auslandskapitals mit dem brn· 
silianischen Staatsscktor wi rd noch dadurch gefördert. daß 
die ausländischen Konzerne hierbei in den gleichen Genuß 
von Steucrvortcilcn und Kreditvergünstigungen gelangen 
wie bei ihrem Zusammengchen mit dem brasilianischen Pri­
vatkapital. Dies wird e rleichte rt durch eine zusehends stärker 
werdende personelle Verfl echtung des Staatsapparats mit di­
rekten Repräsentanten des Konzernkapitals. So war der Pla­
nungsminister der Regierung Costa e Si lva, Maccdo 50Mes. 
z. B. jahrclang Präsident der brasilianischen Niederlassung 
von Mercedes Benz. Der neue Chefstratege des brasiliani­
schen Modells, Finanzministcr Mario H. Si monson, ist einer 
der flihrenden brasilianischen Bankiers. 

Auf dem Hintergrund der bisherigen Ausführungen kommt 
man zu dem Schluß. daß das ausländische Kapital seine domi­
nie rende Posit ion gegenüber dem privat- und staatskapita­
listischen Bereich in den Jahren der Militärherrschafl weiter 
ausgebaut und gefest igt hat Zwar hat das .,nationale" (staat. 
liehe und privatc) Kapital einen beachtlichen quantita tiven 
Wachstumsprozeß durchgcmacht. sich dabei aber gleichzeitig 
enge r mit dem ausländischen Konzernkapital verwoben und 
vor allem im Bereich dcr dynamischcn Zweige Positions­
einbußen hingenommen. Während das Auslandskapital vor 
allem im Bereich der dauerhafte Konsumgüter produzieren­
dcn Industric den Ton angibt. ist das staatliche Kapital vor 
allem im Bereich der Vor· und Zwischenproduktion präsent. 
Das e inheimische Kapital wird im Verhältnis dazu immer 
stärker vom Auslandskapital verdrängt . 

Wachslumsstralegie um jeden Preis 

Das ständige Anwachsen der ausländischen Investitionen 
in Brasilien war verbunden mit der verstärkten Integration 
des Landes in die weltweite imperia listische Arbeitsteilung. 
Das haUe zur Folge, daß sich die Produktionsstruktur der 
brasilianischen Wirtschaft nach den Prioritäten der multina­
tionalen Konzerne und nicht nach den Erfordernissen einer 
national-eigenständigen Volkswirtschaft bestimmte. Der 
Platz, der Brasilien in der imperialistischen Arbeitsteilung 
zukam. ergab sich daraus, daß die multinationalen Konzerne 
lIb den 50er Jahren ve rstärkt dazu übergingcn, stärker die 
Auslage rung von Zweigen der verarbeitenden Industrie in die 
,. Drittc Welt ·· vorzunehmen. Brasi lien bot sich als InveSli­
tionsland sowohl wegen seines immensen Rohstoffreichtums 
und se ines im Vergleich zu anderen Entwicklungsländern 
rc lativ cntwickelten Systems kapitalistischer Strukturen an 
als auch dadurch, daß die Waehstumssuategie ,.um jeden 
Preis". die von den Militärs verfochten wurde. bewußt auf 
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den zügellosen Ausbau jenes Be reichs setzte, der durch die 
Produktio n dauerhaft er und Lultuskonsumgüter gekennzcich· 
net ist. Das haue zur Folge, daß sich ein relativabgeschlos. 
sener Markt he rausbildete, an dem nur ein verhältnismäßig 
kleiner Te il der brasilianischen Bevölkerung teilhat. Die Pro· 
dukt ion für diesen Markt erfo rdert eine hochqualifi zierte 
Techno logie , üocr die nur die mullinalionalen Konzerne ve r­
fügen bzw. d ie aus dem Ausland imporlien werden muß. Der 
Expansion dieses Bereichs sind die außerordentlichen Wachs­
tumsraten de r IctzteTl Jahre zum großen Teil geschuldet ge­
wesen. 
Paralle l dazu existierte ein Be reich weiter, der Konsumgüter 
für den Masscnbedarf herstellte. Da die auf verstärkte Ein­
ko mmenskonzentration orientierte Politik des Regimes aber 
in de r Hauptsache die Grundlage fü r die Akkumulation im 
Bereich der Luxusgütcrproduktio n schuf, war die Produktion 
von Massenkonsumgütern einer verhähnismäßigen Stagna­
tion ausgesetzt. 

Besonders gravie rend für die A bhängigkei t der wirtschalth­
chen Gesamtstruktur Brasiliens war und ist die Tatsache, daß 
die e inse itige Förde rung der Lu xusgüterproduklion no t wen­
digerwe ise mit zunehmend steigender. Importen vo n Pro­
d uktionsmitteln verbunden ist. die über eine ständig stei· 

gende A uslandsverschuldung finanzie rt werden müssen. Im 
Jahre 1974 allein hat Brasilien elektrische Masch inen und 
Apparate im We rte von 2,4 Mrd Dollar, Hochöfen und ver­
schiedene mechanische Maschi ne n und Inst rumente im Werte 
von 1,7 Mrd Dollar eingeführt 10. Die Entwick lung einer eige­
nen Produktionsmillelindustrie wurde demgegenüber \<cr· 
nachlässig!. Besonders dies ist dafü r verantwortlich. daß Bra­
siliens kapitalistisches Akkumul:llionsmodell strukturell ab­
hängig und eingegliede rt in den Reproduktionspr01:eß der 
entwickelten kapitalistiSChen Länder bleiben mußte. 

Die Folge: Verelendung de r Massen 

Ein solches Mode ll aber erfordert zur Bereitstellung der für 
die Akk um ulation notwendigen Mittel und für die ständige 
AuMlchn ung des Luxuskonsumgülcmmrk tcs die verstarkte 
Ausbeutung der werktät igen Be"ölkerung, die Umvcrteilung 
ihres Einkommens zugunslen der Klassen und Schichten, 
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d ie an dem "gehobenen" Markt tei lhaben und ihn so :,tän­
dig ausdehnen und schließt somit notwendigerweise einen 
beschleunigten Prozeß der Massenverelendu ng ein. 

So war es die erste Aufgabe des Militärregimcs nach dem 
Putsch. di e Einko mmen der Arbe iter zu beschränken. In dcr 
Praxis hat das zu einem kontinuierlichen Abbau der Real­
ei nkommen der Arbei te rklasse geführt, was sich insbesondere 
in der 50 % igen Abnahme der seit 1964 staatlich d iktierten 
Mindestlöh ne zeigt l' . Die Einkommensverleilung weist 
extreme und sich ständig verschärfe nde Disproportionen auf. 
Von 1960 bis 1970 hat sich der Einkommensantei l der 5 % 
Re iche n von 27,35 % aur 36.35 % am Gesamtcin kommen 
e rhöht, während sich der der 40 % Ännsten von I 1.2 % auf 
9,05 % ve rringerteu. Dieser Tatbestand. der die Bereiche­
rung de r herrschenden Kreise Brasi liens auf Kosten der fort­
gesetzten Verelendung der Masse der Bevölkerung illustriert, 
wird vom Regime bestenfa lls in zynischen Worten kommen­
tiert . wie be ispie lsweise vom Hauptstrategen des brasiliani­
schen Wirtschaftswachstums und dem ehemalige n Wirt­
schaftsminister Dclfim Neto: "Sicher is t, daß 100 % des 
Volkseink ommens unlu 100 % der Bevölkerung aufgeteilt 
werden. die Proportionen sind nicht so wichtig. Im Kapita­
lismus gibt es nun einma l Amle und Reiehe."T3 

Die Repressionspolitik des mili tärfasch istischcn Regimes 
gegen die Arbeiter- und Gewerksch<lftsbewegu ng hat auch 
auf anderen Gebieten zur Erhöhung des Ausbeutungsgrades 
geführt. So haben sich seit 19M Arbcitsintensiliit, Arbeit:,­
rythmus und Arbeitszeit ständig erhöht. In den Unternehmen 
von Sao Paulo z. B. ist ein Arbeitstag von 10 Stunden und 
eine Arbeitswoche von 50 Swnden an der Tagesordnung. 
Brasilien hält den Weltrekord an Arbeitsunfällen, der in der 
Hauptsaehe auf die crbannungslose Arbcitsher.re in den Be­
Irieben zurückzuführen iM I • • 

Die Umverteilung der Einkommcn über den Staatshau:,halt 
zum Zwecke der bcschleuniglcn Kapitalakkumulation hat sich 
auch in einem ständigen Abbau der staatlichen Sozialle istun­
gcn niedergeschlagen. Am kra:,~es tcn ill ust riert dies das Ge­
sundhe itswesen. Obwohl die Kinderstcrblichkei t zu den höch· 
~ten in der Weh gehört und ctWll 40 % der GCS<lmtbcvöl­
kcnmg und 72 % der Kinder 1Iis unterernährt !,>eltcn, wurde 
dcr Anteil der Au:,gaben rur das Gcsundheits\\csen am 
SlnlllSllllushalt in den Jahrcn 1962 bis 1972 "on 3.1 % auf 



1,2 % gesenkt 's. 

Der gesellschaftliche Reichtum ist in Brasilien auch regional 
extrem unglcichgcwichtig verteilt. Er konzentriert sich in den 
großen Städten des Südweste ns, während der Rest des 4n­
des lrotz vielfacher Bemühungen um die Erschließung des 
unterentwickellen No rdens und Nordoste ns bis heut e leer 
ausgeht. 

Im Z uge de r Verwirklichung des brasilianischen Wirtschafts­
modells haben s ich nicht nur d ie gesellschaftl ichen Wider­
sprüche zugespitzt und verschärft. Die abhängige Struktur 
des Mode lls birg t E lemente in sich, die früher cxler später zu 
verstä rkten Kriscne rscheinunge n füh ren mußten. 

Mit der gezielten Fö rderung de r dauerhafte n Konsumgüter­
produktion und der bewußte n Po litik de r Einkommenskon­
zentration ist zwar e in Markt entstanden, der einen großen 
Te il de r wachsenden Flut von dauerhaften Konsum- und 
Luxusgütern aufnahm und dazu beigetragen hat. das in- und 
ausländische Monopolkapital in Brasilien zu konsolidieren. 
Mit der Festigung dieser St rukturen wurden jedoch .2leich· 
zeitig d ie der monopolkapita listischen Wirtschaftsweise 
immanente n Tende nzen zur Oberakkum ulation he rvorge­
bracht . Dazu kommt, daß dieser Markt in Brasilien eine struk­
ture lle Begrenzullg aufweist. Nur 20 % der Bevölkerung sind 
angesichts der ständig steigenden Massenverelendung zu r 
Te ilhabe a m "gehobe nen Markt" in der Lage. 50 % der Be­
völ kerung verfügen über ein Ein kommen, das ihnen nur die 
Teilnahme am Masse nkonsumgütennarkt gestattet und 30 % 
der Bevölkerung lebcn noch im Be reich der Subsistenzwirt­
schaft (Produktion im Familicnverband zur Eigenversor­
gung)" . 

Grenzen des "Wirtschaftswunders" 

Die Krise des " Modells" machte sich zuers t in einer Abnah­
me der Wachstumsraten der Industrieprodu ktion bemerkbar. 
Dabei wurden die tradi tionellen Industriezweige der Massen­
ko nsumgütcrproduk tion zunächst am schwersten bet ro ffe Q. 
Im erste n Krisenjahr 1975 verze ichnete die Lebens- und Ge­
nußmittelindustrie einen absolu ten Rückgang von 1.1 7 %, 
die Papier- und Ze llstoffindustrie ging um 14,57 %. die Tex­
tilindustrie vert eichnete nu r ein Wachstum von 3,24 % . Auch 
in den dynamische n Indu~t riezwcigen kam es zu Einbrüchen. 
Besonders die Nachfrage nach Personenk raftwagen gi ng um 
1,46 % zu rück, Insgesamt halbierte sich die Wachstumsrate 
gegenüber dem Vorjahr auf 4,2 %, was angesichts der hohen 
Wachstumsratc de r Bevö lkerung und der Massenarbcitslosig­
keit nahe an der Grenze zur Stagnation liegt H . 

Auf diese Situation reagierte das Regime mit umfassenden 
Maßnahmen der Exportfi' rde rung. Stall die Massenkaufkraft 
zu heben, sollte die Krise über ein System von Exportver­
günstigungen und ausfuhrbewge nen Importerleichterungen 
au6cnwirtschaftl ich abgewälzt we rden. Eine weitere Maß­
nahme, die dcr bisherigen Linie des Regimes entsprach. wa­
ren Erleichterunge n der Konsumsteuem für dauerhafte und 
Luxuskonsumgüter . 
Diese Maßnahmen haben zusammen mit den nach wie vor 
extrem günstigen Profitaussichten das internationale Mono­
polkapital wie nie zuvor in der Geschich te nach Brasilien 
gezogen. In den Jahren 1975 - 1976 stiegen die Auslands­
investitionen a lle in um 23,8 % an, die größte Steigerungs­
rate m der Gcschichte . Die Auslandsmonopole haben die 
durch die Krise provozierten Maßnahmen dazu genutzt. Bra­
!> ilien ve rstä rkt als ihre Exportbasis auf dem lateina merika­
nischen Konti nent auszubauen. VW do Brasil exportie rt heute 
bereits in über 30 Länder. 

D ie Expansion des Auslandskapila Is in der Krise hat aber 
eine weilere Ursache de r Krise erheblich verschiirft, nämlich 
die ständig steigende Aulknfinanzierung des Wachstumspro-

zesses. Bewirkt durch die ständig steigende n Importe und die 
wachsensen Verpflichtungen Brasiliens gegenüber seinen 
Gläubigern ist die Zahlungsbilanz des Landes seit 1974 nega­
tiv, und zwar mit deutlich steigender Tendenz. Diesem wach­
senden Defi zit wo ll te d ie Regierung neben der Exportbegün­
stigung, die das Deviscnpolste r Brasiliens aufbessern soll ten, 
durch eine Beschne idung de r Importe und eine Neuaufnah­
me de r Umschuldungsverhandlungen beiko mmen. Die Im­
port restriktionen trafe n jedoch hauptsächlich den Staatssck­
to r, während der prl\'atkapitalisl ische Sekto r zunehmend von 
den d ie Exportproduktion begünstigenden Bestimmungen 
Gebra uch machte. Das hat dazu geführt , daß das Regime 
Ende letzte n Jahres die Kürzung der im Rahmen des staat­
lichen Entwicklungsplans fü r das Jahr 1977 vorgesehenen 
Mille l um 25 % bckanntgeben mußte. Die bei der Kürzung 
des Staatshaushal ts gesetzten Prioritäten haben den massen­
feindliche n Charakte r des Regimes noch stärker zu T age ge­
fördert, treffen doch die Kürzungen in erste r Linie die ohne­
hin de nkba r geringen staatliche n Sozialausgaben". 

Tiefe Wurzeln der Krise 

Mit einer weiteren Maßnahme hat das Regime seinen anti­
nationalen Charakter unter Bewe is gestellt . Sozusagen als 
Zcichen des guten Willens ist es im Zuge seiner Bemühun­
gen, günstige Umschuldungen zu erreichen, von der bislang 
verfOlgten Dok trin, d ie Rohstoff müßten in Händen des bra­
silianischen Staates ble iben, abgerückt . Es hat nicht nur die 
DEL TEC ( Rockefe llerkof17.em) und zahlreiche andere Kon­
zerne am staatl ichen Ölkonzern Petrobras beteiligt, Inzwi­
schen haben die Mil itärs aueh dem britischen Ölkonzern BP 
Bohrkonzessio nen an der brasil ianischen Küste eingeräumt. 
So hat die Krise zu einem neuen Aufschwung der Polit ik des 
nationalen Ausverkaufs gefüh rt. 

A lle gege nwärtig vom mili tärfaschistischen Regime Brasiliens 
ge troffenen Maßnahmen verschärfen somit nur noch die 
struk turellen Ursachen de r gegenwärt igen Krise, die im ab­
hängigen C harakter der Entwicklung der letzten Jahre wur­
ze ln. Brasilien ist an e inem neuen Schnittpunkt seiner Ent­
wicklu ng ange langt. 
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Julia Juruna "Demokratische" Fassade 
der Geisel-Diktatur 

VerblInden mit den wachsenden K risenersdreimmgen der öko­
IIomisclren Entwicklllng Brasiliens si",t dell/liche Ris!l€ im 
po/irischen flerrscha!wyslem des brasilianischen Faschismus 
zutage gelri!li'Il. Unser nachfolgender Beitrag (lIIulysierl tlIt/ 
dem Himer8m"d der spektakulären Wahlerfolge der einzig 
l.IIgelassenen .. Opposiliol/Spartei" MDB ill deli lahren 1974 
111/(1 Ende /976 die Krise des dllrch (Ins Mifiliirregime gesclwf­
fellen formalen Z wei/JQrteiensystems wu/ zeigt die diesem 
System innewohnenden Grenun Oll/. 

Die Zuverlässigkeit des Mililärregimes ist zur Hauptsorge für 
diejenigen Wirtschaftskreise geworden, die mit Brasilien Han­
deI treiben . Denn die ökonomische Krise läßt die Schwächen 
des politischen Systems in lIo llem Licht erschei nen. Offensicht­
lich hat die breite Wählerschaft seit zwei Jah ren das Spiel der 
" Liberalisierung" gewählt , indem sie der Demokratischen Be­
wegung Brasiliens (MDB), der einzigen anerkannten Opposi­
tionspartei, ihre Stimme gab. Aber diese Partei wird nun zu 
einem störenden Mitspieler für das Regime, das darum bemüht 
ist, sich einl! demokratische Fassade zu erhalten, ohne an die 
nach dem Militärputsch lIon J 964 aufgebauten Strukturen zu 
rühren. 

De r Ernst der ökonomischen Lage Brasiliens hai aufgehö rt ein 
Tabu zu sein. Er ist inzwischen lIon der Regierung öffentl ich 
zugegeben und von de n westlichen Finanzk reiscn in Rechnung 
gestellt worden, indem sie mit Bl ick auf das Risiko die Be­
dingungen für ihre Darlehen heraufschrauben . Die Abtei lung 
für Auslandsschulen (23 Mrd Dolla r) wird 1976 allein für sich 
4,5 Mrd Dollar festsetzen; das ist die Hälfte der riirdieses Jahr 
e rwarteten Exportei nnahmen. Im Lande selbst wird die Inna­
tionsrate 50 % e rreichen, während die Wachstumsrate regel­
mäßigsink t: von 10 % 1974 ist sie 1975 auf 4 % gefallen und 
wird 1976 2 % nicht übersteigen. Dar.lUsergibt sich, daß 1976 
erstmals das Pro-Kopf-Einkommen sinken wird, denn die brd­
silianische Bevölke rung wächst weiterhin um 3 % pro Jahr '. 
( ... ) 
Dank der ökonomischen Krise werden sich die westlichen 
Analytike r dessen bewußt, daß das nach dem militärischen 
Staatsstreich von 1964 errichtete politische System gerahrJiche 
Widersprüche enthält . 

Ein Zweiparteiensystem nach Man 

Vor e ine m verblüfften Auditorium behauptete ein der Regie­
rung nahestehender Universi tätsprofessor in Oxford: .. Das 
brasi lianische Regime kann sich nicht dcmOkrdtisicren, denn 
es würde dann sei ne Rechtmäßigkeit verlieren". Diese Fonncl 
veranschaulicht deut lich die ideologische Konfusion. in die 
sich die offiziellen Kreise Brasiliens verstrickt haben. aber sie 
faß t zur gleichen Zeit den zwieschlächtigen Charakter des 
akt uellen poli tischen Systems zusammen. 

Nach dem Mißerfolg der ersten beiden Versuche 1955 und 
196 1 schlossen sich die Militärs der traditionellen Rechten an, 
um 1964 von neuem die Regierungsgewalt an sich zu reißen. 
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BraalleM (lm/lerender Sloauprö.idenl, General Geisel 

Durch vorhergehende Demonstrationen der Mittclschiehten 
in den großen Städten vorberei tet, nach e iner Methode, die 
von neuem 1973 in Chile angewandt wurde, resultierte der 
Slsa!sstrcil-h W>1Il April 1964 :.us einem Komprorniß zwischen 
der zivilen Rechten und den Militiirs. Dieser Pakt wurde durch 
das Wahlsystem ve rkö rpert, das se ither in Brasilien installiert 
ist. Im Zuge der Säuberungsak tionen. über die Hunde rte der 
fortschrittli chen politischen Führer, aber auch gemäßigte wie 
de r Ex*Präsidenten Juscelino Kubilschek, aus Parlament und 
politischem Leben entfernt wurden, hat man die traditionellen 
politischen Parteien aufgelöst und ein Zwei-Parteien-System 
eingeführt . Gegenüber der Regierungspa rtei, dem Hund der 
Nationalen Erneuerung (ARENA), mußte die Demokrutische 
Bewegung Brasil ie ns (M OB) zum Aushängeschild einer \'om 
Regime tolerierten Opposition werden. Parallel wurden Maß­
nahmen unternommen. um die Eingriffe de r Wählerschllft in 
das poli tische Leben zu begrenzen: Die Direktwahlen zum 
Präsidenten der Republik, 7.U de n Länderregierungen und den 
Hunde rten von Bürgermcisterämtem wurden abgeschafft. Es 
wurde Au fgabe des Parlaments un(l der Ländervers..'lmm lun­
gen, den Präsidenten de r Republik bzw. die Gouverneure der 
Lände r zu nomin ie re n: eine bloße Fonnalität imeingeschränk* 
ten Rahmen des Machtapparates, die darin besteht. nur die 
Aufstellung orfizie ller Kandidate n zuzulassen . 

Auch die Bürgernleister gewisser als "strategisch" angesehe­
ner Städte sind durch die Zentral regierung ernannt worden. 
Seitdem kann die Direktwahl nur noch durchgeführt werden, 
um die Mitglieder des Parlamentes, der Ländervcrtret'ungcn 
und die Le iter nicht -"strategische r" Gemei nden zu wählen. 

Nach Meinungder Militärs und dcr reehtcn Juristen müßte die­
ses Wahlsystem e ine Scheinde mokratie schaffen, in der eine 



Regierungspartci, die ARENA, die fortschrei tende Institu~ 

tionalisierung des Machtapparates gegenüber einer kontrol~ 
lierten und von den wirklichen Entscheidungszentren femge­
haltenen Opposition erlauben würde. In dem Maße , wie die 
Vergünst igungen der Verwaltung nur über die lokalen und re­
gionalen Repräsentanten der ARENA erlangt werden konn ­
ten. schie n der offiziellen Panei eine breite Anhänge rschaft 
sicher, obwohl es ihr an einer wirklichen polilischen Anhän­
gerschaft im Rahmen de r Bevölkerung mangelte. Die neue 
Wahlgesetzgebung konnte die Illusion des Pluralismus reUen, 
indem sie die Existenz zweier unterschiedlicher Parteien aner­
kannte. die im Grunde jede Möglichke it von lokalen Verbin­
dungen zum Vorteil von Kandidaten. die nicht das Vertrauen 
des Regimes genossen, ausschloß. 

Das Versagen der Regierungspartei ARENA 

Aber seit e inigen Jahren hat d iese Konstruktion Ergebnisse 
e rzielt, die den von den Militärs erwarteten vö llig entgegen­
stehe n. Diese Umkehrung der Situation erklärt sich als Folge 
von drei Phänomenen: 
Zunächst einmal wän! es. damit die ARENA ihre Rolle als 
Vennitt ler zwischen Verwaltung und Bevölkerung hätte spie­
len können, wünsche nswert gewesen, daß die Aufgaben. die 
ihr zufalle n sollten, von der Regierung klar definiert und von 
der Gesamtheit der zivilen und militärischen Bürokratie aner­
kannt worden wären. Das war nicht der Fall . 

Die wachsende Willkürherrschaft, vor alle m unter der Präsi­
dentschaft General Mcdids (1969-1973). hat den höheren 
Militärs und Technok raten erlaubt, dem Staat zu ihrem Nutzen 
d ie Macht zu entreißen, zum Nachteil der Organe. über die 
sich theoretisch das Regime institutionalisieren sollte. Durch 
die Vcrv:altung ferngehalten , konnten sich die Gewählten der 
A RENA nicht als Verteiler der staatlichen Vergünstigungen 
behaupten; die nationale Verankerungder Partei wurde davon 
natürl ich in Mitld denschaft gezogen . Darüber hinaus behin­
derte die wirtschaftliche Rezession, deren Auswirkungen sich 
ab 1974 bemerkbar machten, d ie Realisierung spektakulärer 
Projekte und die Verwi rklichung derjenigen Vorhaben, die 
der Aufpolierung des Prestiges des Regimes dienlich se in soll­
ten. 

Ein zusätzliches Element, das der brasilianischen W .. hlsozio­
[ogie eigen ist und im Populismus wurLelt , beeinträchtigte 
schließlich den von den Militärs eingeführten politischen 
Mechanismus: Die benachteiligten Massen üben einen solchen 
Druek ;In der Basis der sozialen Pyramide aus, daß die Oppo-

Das Kabimlll- Mj.dJun" von Milililr. und KQnzernve rltelern 

sition. in dem Maße wie sic eine Möglichkeit zum Widerstand 
- soweit er populist iseh ist - gegen das herrschende soziale 
und ökonomische System bietet , siche r die Wahlen gewi nnen 
wird 2. 

Als im Jahre 1974 General Geisel Präsident wurde, erlebte 
man eine Wicdcrbelebung der Inslitutionalisicrungspolit ik des 
Regimes. Seit seine r Ernennung beruh sich der neue Präsident 
auf die "schöpferische Einbildungskraft der Politiker'· . Er 
mußte inzwischen den Tatsachen ins Auge blicken : die 
ARENA war kein wi rksames Werkzeug mehr, um die großen 
Vorhaben des Regimes auszuführen. Zum Erstaunen aller gin~ 
gen die Parlamentswah len von 1974 wirklich zum Vorteil der 
Demokratischen Bewegung Brasiliens aus, die 61 % der Stim­
men e rhie lt. Seitde m hat sich der Mechanismus der Wahl ge­
gen jene gewandt, die daraus ihren Nutzen ziehen wQllten. 

Absage der Massen an das Geisel-Regime 

Alle Bestimmungen, die eingeführt wurden , um den Aufstieg 
der ARENA zu erleichtern, begü nstigen nunmehr die MOB. 
Die pflicht gemäße Treue gegenübe r der Auslegung des Zwei­
parteiensyslems hält die Abgeordneten der MOB davon ab, 
den Regierungsverlockungen nachzugeben : Das Zweipaflei­
c nsystcm gibt der MOB den Charakter einer Sammlung der 
Opposition und ermöglicht die Organisierung einer Front, die 
d ie unterschiedlichen Gruppierungen der demokratischen und 
fo rtschrittlichen Meinung vereinigt. 

Untersuchungen übe r den Ausgang der Wahlen von 1974 ha­
ben andererseits dazu beigetragen , gewisse Zweifel auszu­
räumen, die nicht nur bei der Rechten bezüglich des Realitäts­
gehalts der Stimmabgabe des Volkes in Brasilien bestanden. 
Die st.atistische überprüfung de r Volksentscheidung in den 
großen Städten hat nämlich bewiesen, daß dieser Teil der 
Wählerschaft die polit ische Bedeutung der Parlamen!swahlen 
sehr deutlich durchschaut halle. Die Volksschichten, dic ihre 
Opposition gegenüber dem Regime bislang durch die Abgabe 
leerer oder ungültiger Stimmzettel zu erkennen gegeben hat­
ten (die brasilianischen Gesetze erlauben keine Stimmem­
haltung), haben Position bezogen, indem sie ihre Stimmen 
nunmehr der Oppositionspartei gaben 3. Damit wurde den in. 
de r he rrsche nden Klasse we it verbreiteten Ansichten eine 
deutliche Absage erteilt, die behaupten, daß die JX)litisehCfl 
Parteien für die brasilianische Realität ungee ignete institutio­
nelle Formen scien. Gleichzeitig mußten gewisse Kreise der 
Opposit ion, welehe ih ren Aktivismus aus einer mit dem "kul­
turellen Rückstand'" der Massen begründeten elitären Kon­
zept ion ableiteten, ihre Einschätzungen revidieren. 

Die MOB hatte also bewiesen, daß es ihr möglich war, zum 
Symbol eine r Opposition gegen das Regime zu werden . Würde 
sie in der Lage sein, die ihn tragenden gesellSChaftlichen 
Kräfte wirksam zu vert reten? 

MDB als Symbol einer nationalen Opposition 

Die Führe r dieser Partei waren anscheinend die ersten, die 
von dem Ausmaß ihres Erfolges von 1974 überrascht wurden. 
Denn sie hatten einen sehr langen Prozeß der JX)litischen 
Regenerat ion durchmachen müssen. Die JX)litischen Führer, 
die 1965 die Partei gründeten, waren sich der Skepsis, auf die 
ihre Initiative traf, bewußt. Um gegen die" Wahl" des Gene­
rals Costa e Silva zum Präsidenten zu protestieren. erwogen 
sie 1966 sogar die SelbstauOösung der Partei. Die Wiederge­
burt von 1974 hat also eine echte Veränderung im fnnern die­
ses poli tischen Gebildes hetvorgerufen ; es handelte sich ganz 
offensichtlich um eine tiefgehende Bewegu ng der Wähler­
schaft. welche die Gegebenheiten der brasilianischen Poütik 
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AUl1egenwQr! der Atmn 

veränderte. Doch wie läßt sich eine nalionale Opposition 
gegen das Regime en tfalten, ohne daß man deren Aufmerk· 
samkeit auf sich zieht? 

" Die Revolution von 1964 entstand, um das demokratische 
System in Brasilien aufrechtzuerh alten und zu vervollkomm· 
nen" . Dies ist die Interpretation, die die MOB vom Staats· 
streich gibt, der die Militärs an die Macht gebracht hat'. Die· 
ser Satz ze igt die Zweideutigkeiten, die zwischen den sozialen 
Kräften bestanden, die am Sturz der Regierung Goulart mitge· 
arbeitet hatten. Er zeigt ebenfa lls das Manövriergeschick der 
brasilianischen parlamentarischen Opposition. 

Tradition des brasilianischen Parlamentarismus 

Einige Kommentatoren bemerken, daß im Brasilien unserer 
Zeit die Perioden verfassungsmäßiger Legalität relativ kUil 
gewesen sind und daß zum anderen die Ausübung des allge· 
meinen Wahlrechts zu oft mit dem Makel von Unregctmäßig· 
keiten behaftet war, um sich fes t zu verankern. Die Wirklich· 
keil aber ist komplexer. 
Zunächst muß angemerkt werden, daß das Fehlen demokrati~ 

scher Traditionen eine parlamentarische Tradition und Praxis, 
die vie lleicht zu den lebendigsten in Lateinamerika gehören, 
nicht ausschließt. Im Gegensatz zu dem. was in den europäi. 
schen Ländern geschieht, und damit dem amerikanischen poli. 
tischen Leben näherkommt, ist das brasi lianische Parlament, 
das seit dem Anfang des ·19. Jahrhunderts sehr aktiv ist, der 
Ort. wo eher die regionalen Inte ressen al.s die gesellschaft· 
lichen Klassen aufeinanderstoßen. 1m Innem des Landes 
haben die regionalen Unterschiedlichkeiten immer wieder die 
politischen Parteien vor schwerwiegende Probleme "horizon· 
taler" ebenso wie "vertikaler" Organisation gestellt, d ie wie· 
derum mit der Besti mmung von gemeinsamen Zielen der ver· 
schiedenen sozialen Gruppen verbunden sind. 

Deshalb begi nge man einen Fehler. wenn man die tak tische 
Geschicklichkeit der an der Spitze der MOB stehenden tradi· 
tionellen Politiker unterschätzte, gerade zu dem Zeitpunkt, da 
der Integrationsmechanismus der herrschenden Klasse durch 
die von der Wirtschaftskrise erzeugle Verschiedenartigkeit der 
Interessen der Schichten blockiert is t. Esbe!ttehen gegenwärtig 
günslige objektive Bedingungen für den Zusammenschluß 
eine r breiten Wählerschaft um eine polilische Partei, die du rch 
die Strenge des Scherbengerichts der Staalsgewah hart gewor· 
den ist und der Abgeordnete dienen, die über eine weitge. 
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fächerle parlamentarische Erfahrung verfugen. Das Auftrelen 
einer neuen Arbeiterpartei, die im Gegensatz zur Brasi liani· 
schen Arbeiterpartei (PTB) von Vargas und Goulart in der 
Opposition entstünde und wüchse, würde ein politisches Er· 
e ignis von beträchtlicher Bedeulung in Brasilien darstellen. 
Ist die MOB in der Lage, diese politische Veränderung zu be· 
werkstelligen? Die Gemeindewahlen vom 15. November 
( 1976, d. Red.) haben einige Ansätze für eine Antwort ge· 
liefert. 

Die Manipulierung der Gemeindewahlen Ende 1976 

Zuallererst muß in Erinnerung gerufen werden. daß der Druck 
von Seiten der Regierung die MOB daran gehindert hai. in 
einem Drittel der Städte, in denen Wahlen vorgesehen waren. 
Stadtvor.itände zu bilden . In einem Viertel dieser Städle war 
der Repräsentant der ARENA der einzige Kandidat . Außer· 
dem wu rden einige bedeutende Industriestädte mit einer gro· 
ßen Mehrheit von Arbeiterwähle rn , die 1974 für die MOB ge· 
stimmt hallen, nunmehr für "strategisch" befunden und in die· 
ser Eigenschaft von den Wahlen ausgeschlossen. Ihr Bürger. 
meisterwurde direkt \'on der Regierungernannt. Der ARENA 
wurde auf diese Weise von Anfang an ein großer Von;pnmg 
und die Kontrolle einer bedeutenden Anzahl von Bürgermei· 
ste rämtern gesichert. Zum anderen yerbot die Regierung nach 
ihrem Mißerfolg bei den Parlamentswahlen 1974, der großen. 
teils dem Einfluß der Massenmedien auf die ländliche Wäh· 
lerschaft (die bis dahin der Kontrolle der Gnmdeigentümer 
und Behörden unterv.'orfen war) zugeschrieben "'tirde, die 
Propaganda über Radio und Fernsehen. So gibt es zahlreiche 
Einzelheiten. die die Tragweite des Erfolges. den die ARENA 
mit e iner Mehrheit von 54 % der Stimmen e rrang, außcror· 
dentlieh abschwächen. 

Während sie in den großen Städten die Mehrheil besitzt, 
mußte die MOB ihren Einfluß bei der Wählerschaft auf dem 
Lande und in den klei nen Städten schwinden sehen. Die rein 
loka len Probleme, um die es bei diesen Wahlen ging, haben 
die dynam ischen Wirkungen begrenzt, die das Zweiparteien· 
system der im MOB repräsentierten Opposition verleiht: in 
zah lreichen Städten führt en Kandidaten der Opposition und 
der Regierung eine Wahlkampagne, die sie nicht voneinander 
unterschied. 

überdies e rklärl die Icilwcise Vernischung des Opposiltöns­
charaktcn d~r MDB die Wiederzunahme der ungültigen 
St immabgabe in einigen Gebiete n. Es ist in diesem· Zusam· 
mcnhang bezeichnend, daß die Mehrzahl der 240 000 ungül. 
tigen Stimmzettel (das sind 12 % der abgegebenen Stimmen), 
die im Bezirk von Rio de Janeiro registriert wurden, den Ver­
merk .. feijao prfto" (schwarze Bohne) trugen, eine Anspie· 
lung auf die Knappheit und den steigenden Preis dieses Grund­
nahrungsmittels in Brasilien, was Anlaß für heflige Demon­
strationen in der letzten Zeit war. 

Beschränkter Charakter der MDB 

Diese teilweise Abwendung der Wählerschaft zeigt jedenfalls, 
daß ein Z usammenschluß der Volksbcwegung um die MOB 
nicht von Dauer sein könnte. In Ermange lung einer wirkungs­
vollen regionalen Verankerung ist das Hineinwirken der Par· 
tei in besti mmte Gebiete schwierig gewesen. 

Dennoch rührt das Hauptproblem von den Beschränkungen 
her, die die Militärbehörden ihr auferlege n. Die Situation der 
" Liberalisierung auf Bewährung", in der das Land lebt, hemmt 
die Bestrebungen zur Erneuerung der Strukturen der MOB, 
die sich nach ihrem Aufstieg von 1974 aufdrängte. Ihr Appa. 
rat ist zum großen Teil in den Händen von Politikern, die eher 
eine formaljuristische als eine im e igentlichen Sinn politische 



Opposition praktiziert haben. Zahlreiche Neueintritte, die die 
Partei verzeichnet hat, erklären sich aus regionalen Rivalitä­
ten, die in keinem engen Zusammenhang mit den fortschritt­
lichen politischen Vorstellungen ihres Programmsstehen. Und 
als das Fallbeil der Regierung auf einige ihrer Abgeordneten 
fiel und deren Mandat aufhob, gab es nur gemäßigte Reak­
tionen des Apparats. Der am 15. November 1976 registrierte 
Rückfluß ei r]es Teils der Wählerschaft trifft sicher nicht auf 
Mißfallen bei denjenigen Mitgliedern der MOB, die den Auf­
stieg neuer regionaler Parteiführer unter dem Druck der Basis 
befürchten. 

So besteht eine tatsächliche Diskrepanz zwischen dem Appa­
ral der MOB und der Lebendigkeit ihrerWählerschaft. Nichts­
destoweniger stellt die Vorsicht ihrer Führer nur eine schwache 
Garantie für das Regime dar. Die von dieser Opposition re­
präsentierten potentiellen Gefahren werden vervielfaltigt 
durch die Folgewirkungen, die jene auf allen Ebenen der 
bürgerlichen Gesellschaft hervorruft. Die durch den Auftrieb 
der MOB von 1974 in das politische Klima eingefiihrte Ent­
krampfung hat hier und da im Lande Richter, Mediziner, hohe 
Beamte dazu veranlaßt, aus der durch die Repression erzwun­
genen Reserve zu kommen, um die Folterungen, die Kor­
ruptio n der Beamten und die Mißstände aller Art öffentlich an­
zuklagen, die ein Krebsgeschwür im Körper der brasiliani­
schen Gesellschaft darstellen. 

Schaffung eines neuen Parteist'hemas zeichnet sich ab 

Dies e rklärt , daß die Militärs erneut darüber nachdenken, das 
Wahlsystem zu verändern und diese Zeitbombe zu entschär­
fen, die die MOB darstellen könnte, wenn sie ihren VOr'marsch 
bei den nächsten nationalen Wahlen fortsetzte. Die Schaffung 
von drei oder vier neuen Parteien könnte die Risiken, die die 
gegenwärtige Situation beinhaltet , begrenzen. Eine Zentrums­
partei , aus den Elementen der ehemaligen konservativen Par-

teien, der Sozialdemokratischen Partei (PSD) und der Natio­
naldemokratischen Union.(l!DN) gebildet, würde der Regie­
rung Geisel die Unterstützungsbasis liefern . Auf der Linken 
wären die fortschrittlichen Elemente der ehemaligen Brasi­
lianischen Arbeiterpartei (PTB) und der jetzigen MDB in einer 
Fonnation isoliert, die die eindeutig bezeichnete Zielscheibe 
der Repression wäre, während sich auf der Rechten, zur besse­
ren Hervorhebung der demokratischen Meinung, eine Partei 
bilden würde, welche die Anhänger des ehemaligen Präsiden­
ten Medici und andere faschistische Elemente, die gegenwärtig 
die liberale Entwicklung des Regimes bekämpfen, neu grup­
piert. 

Wie de r I %5 entwickelte Plan, so ist auch dieses Schema 
realisierbar. Es bleibt ab"mwarten, obdie Volksbewegungden­
jenigen, die ihr Schicksal periodisch beschlagnahmen, nicht ein 
zweites Mal einen Strich durch die Rechnung machen wird. 

Anmerkungen: 

I) vgl. CH. Vanhecke, It n'y a plus de ,,modele brtsilieo" de lUlle 
contre !'inflation, in: Le Monde, Paris, 9. 11 . 76, ebenso wie die be­
deutende Studie von R. Harvey, A Survey of Brazil: Chan~ in 
Direction, in: The Economist, London, 3[ 7. 76 ' 

2) Diese Gegebenheit hat sich seit dem Zweiten Weltkrieg immer 
wieder bestätigt. Sie wurde am besten durch die von Goulart _ er 
war zwischen 1962 und 1964 Präsident der Republik - verfolgte 
Politik veranschaulicht. Während dieser Zeit hat der Präsident stets 
parallel zu den institutionellen Organen gehandelt tmd erschien da­
durch als der Führer einer Opposition innerhalb der Staatsgewalt. 
Dadurch wurden die Grenzen des Systems, das die VerwirklichUng 
der von den Massen geforderten somden Reformeo nicht ermög­
lichte, verändert. 

3) Vgl. B. Lamounier und F. H. Cardoso (Hrsg.) , Os Panklos e as 
Eleicoes 00 Brasil, CEBRAP, Rio de Janeiro 197.'i 

4) Aus dem Handbuch das die MDB anläßlich der Wahkn von 1974 
für ihre Kandidaten unter dem Titel herausgab: Democracia com 
de:senvolvimento e justica social, Brasilia o. J. 

(Quelle: Le Monde Diplomatique, Paris, Dezember 1976) 

Ivan Ljubetic 

" Pinochet ist zum Entlühra Nummereins geworden und zum 
größten und schlimmsten Terroristen unserer Zeit". Diese 
Worte von Luis Corvalan, die er kurz nach seiner Freilassung 
im Dezember 1976 äußene, bewahrheiten sich in dramat.ischer 
Weise jeden Tag aufs neue. 

Der Fall der 13 Entführten 

In den e rsten drei Dezemberwochen des Jahres 1976 wurden 
13 chilenische Bürger vom Geheimdienst DlNA verhaftet: die 
neunundzwanzigjährige medizinaltechnische Assistentin Rei­
nalda Pereira, die im sechsten Monat schwanger war; der Pro­
fessor der Universität von Chile Femando Oniz und elf Ge­
werkschaftsführer. Die Angehörigen versuchten, ihren Auf­
enthaltsort zu erfahren ; doch wie jetzt in Chile üblich, lautete 
die Antwort: Sie befinden sich nicht in Haft. So kamen auch 
ih re Namen auf die lange, unheilvo lle Liste der " Verschwun­
denen". 

Nachdem die Rechtsschutzeingaben, die für jede der ver­
schwundenen Personen eingebracht wurden, vom zuständigen 

Gericht abgelehnt worden waren, richteten die Angehörigen 
der 13 " Verschwundene.n" am 27. Januar 1977 einen gemein­
samen _Brief an den Obersten Gerichtshof, in dem sie ul)ter 
anderem e rklärten : " Das Verschwinden unserer Angehörigen 
kann, angesichts der verflossenen Zeit, ihrer Gewohnheiten 
und Lebensweise, nur eine Erklärung haben, nämlich daß sie 
e ntwede r Opfer vo.n Gewaltanwendung wurden, w9durch ihr 
Tod verursacht und die Leichen dann verborgen wUrden, oder 
aber daß man sie an der Ausübung ihrer Freiheit hindert". Die 
A ngehörigen forderten die ErnenRung eines ,,Ministro en 
Visita" (eines ausschließlich mit dieser Aufgabe befaßten 
Richters) , um den Fall zu klären. 
Das erwähnte Schreiben an den Obersten Gerichtshof wurde 
nicht nur von den Angehörigen, sondern von weiteren 60 be­
kannten Persönlichkeiten der verschiedensten Anschauungen 
und Berufe unterzeichnet: von zehn Priestern, zehn Rechts­
anwälten, mehreren Schriftstellern, Schauspielern, Ärzten, 
Nonnen usw. 
Zudem sandien am gleichen Tag, dem 27. I. 1977,die wichtig­
ste n Führer der Christdemokratischen Partei, Patrieio Aylwin, 
Andres Zaldivar und Juan Hamilton. einen Briefan den Ober-
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stej1 Gerichtshof, in dem sie sich mit den Angehörigen der 
"Verschwundenen" solidarisierten und u. a . .schrieben: " Die 
ungewöhnlichen Bedingungen, unter denen das Verschwinden 
dieser Personen stattfand, sind Grundlage genug zur An­
nahme, daß gewisse Sicherheitsdienste, die in den Jetzten Jah­
ren ähnliche Verfahrensweisen benutzten, daran nicht unbe­
teiligt sind". 
G le ichfalls am 27. Januar schrieben acht bedeutende Gewerk­
schaftsverbände an den Obersten Gerichtshof, um besonders 
allf das immer häufigere Verschwinden von Gewerkschafts­
führern hinzuweisen. 
Am 31. Januar richtete der Leiter des Solidaritäts-VikarialS 
der Katholischen Kirche, Vikar Cristian Precht Banados, ein 
Schreiben an den Obersten Gerichtshof, worin er unIer­
streicht: "Die B.ücger des Landes und besonders die Angehöri­
gen der Verschwundenen haben das Recht zu fordern, daß 
die Unachen, welche es auch immer sein mögen, für das Ver­
schwinden der Personen genannt werden und daß diese Ur­
sachen durch genaue und zuverlässige Nachforschungen fest­
gestellt we rden - das ist eine Aufgabe, die einem Gericht zu­
kommt" . 

GesetzgeIHmI unter Dnadt von zwei Seiten 

Der Oberste Gerichtshof halte bereits mehnnals die Forde­
rung, einen ,.Ministro en Visita" für del) Fall der "Verschwun­
denen" zu ernennen, zurückgewiesen. Diesmal jedoch gab er 
dem vielfältigen Druck nach. Am 31. Januar wurde Ruben 
Galecio, Richter am Appellationsgericht in Santiago, mit dem 
Fall der 13 "Verschwundenen" betraut. Damit bestand zum 
ersten Mal dje Hoffnung, daß die Judikat ive der unkontrol­
lierten Ausübung von Verbrechen durch die Faschisten ein 
Ende setzen würde, da Galecio für seine kritische Haltung der 
Junta gegenüber bekannt war. 
Doch Pinochet und die DINA manövrierten. Kaum einen Tag 
nach seiner Ernennung erkrankte Galecio p lötzlich und wurde 
vom profaschistischen Richter Aldo Guastavino abgelöst, der 
am 2. Februar d. J. seine Tätigkeit aufnahm. Er forderte vom 
Innenministerium Angaben über d ie 13 " Vc;rxhwundenen" 
an. Ve rdächtig schnell kam auch die Antwort, zusammen mit 
mehreren Dokumente n. Darin Wurde behauptet, daß acht der 
vennißlen Personen über die Anden nach Argentinien aus­
gereist seien : am 21. Dezember 1976 Reinalda Pereira, zu Fuß 
(obgle ich sie im sechsten Monat schwanger war); Lincoyan 
Berrios, ebenfalls zu Fuß bzw. per Anhalte r; am 22. 12. auch 
zu Fuß Eduardo Araya; am 6. 1. 1977 Edras Pinto, in einem 
Auto mit argentinischem Kennzeichen, sowie am gleichen Tag 
Horacio Cepeda und Luis Lazo, wobei die ' Art der Ausreise 
nicht angegeben wird ; am 11. 1. verließen angeblich Annando 
Portilla (möglicherweise in einem Auto mit dem Kennzeichen 
X0-60024) und Usandro Cruz (ohne genauere Angabe) das 

Von det DINA ve ,tdrlepp/e Gewe,/uchaf/,führet Bernado Arayo (J.J IUId 
UneOYCUI BettIOl. Genera/sekre/lir de, dlllw. dlen OTV 
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Land. Die entsprechenden Ausre isebescheinigungen der Aus­
landsabteilung der Polizei lagen der Antwort des Innenmini­
ste riums bei. Ober das Schicksal von Professor Femando Ortiz 
und der Gewerkschaftsführer Carlos Duran, Hedor Veliz. 
Fernando.Navarro und Waldo Pizarro wurde nichts ausgeSligt. 
Obgleich der Bericht äußerst ungenau war und über fUnf der 
13 Personen nichts bekannt war, gab sich Richter Guastavino 
damit vollauf zufrieden und e rklärte am 7. Februar den Fall 
für aufge klärt und abgeschlO!;sen. Klarer konnte er sich nicht 
a ls Büttel der Faschisten ausweisen. 
Die Angehörigen der " Verschwundenen" wiesen die Angaben 
de r faschistischen Polizei entschieden zurück : " Unsere Ver­
wandten sind im Lande verschwunden, weil sie verhaftet oder 
entführt wurden. Sie haben die Grenze nicht freiwillig über­
quert. We nn dies ges;chah, dann wurden sie dazu gC'ZWUngen. 
.. . Es ist Aufgabe der Judikative, die vorhandenen lnfonna­
tionen zu klären und zu bestätigen, indem sie Nachforschun­
gen anstellt, ob jene Personen tatsächlich nach Argentinien 
e inreisten und in welcher Lage sie sich jetzt befinden" . Die 
dre i Rechtsanwälte, die die 13 "Verschwundenen" vertreten, 
fo rderten eine Wiederaufnahme des Falles, was jedoch von 
Richte r Guastavino abgelehnt wurde. Daraufuin gingen sie 
am 10. Februar vor das Berufungsgericht, das einen Tag später 
gleichfalls die Wiederaufnahme des Falles ablehnte. Nun blieb 
den Rechtsanwälten nur noch der Weg zum Obersten Ge­
richtshof. 

Aufsdtlußreidie Widerspriit:be 

Die Angehörigen der 13 " Verschwum:lenen" luden zu einer 
Pressekonferenz e in, auf dcr sie über den Fall informieren 
wollte n, doch sie wurde am 11. Februar von den militärischen 
Machthabern' verboten. 
Am greichen Tag veröffentlichte die argentinische Regierung 
die erste Stellungnahme . Das Innenministeriwn erklärte : 
" In Bezug auf die Pressemineilung über die Einreise chileni­
scher Kommunistenführer, ist lediglich die Einreise von vier 
Führern registriert , die (olgende Namen angaben: Edras Pinto, 
Ho racio Cepeda, Luis Lazo und Hettor Veliz und die in einem 
Fahrzeug mit dem chilenischen Kennzeichen HG 19 anka­
men". Als Einreisedatum wurde der 6. Januar angegeben . 

Die offensichtlichen Widersprüche gegcnüber den Angaben 
der chile nischen Be hörden machten den Fall immer verwor­
rener. Diese halten Hector Veliz /licht unter den Ausgereisten 
angeführt und zudem behauptet, Edras Pinto sei in einem Auto 
mit argentinischem Kennzeichen gefahren. Wenig später be­
wiesen die Nachforschungen de r Anwälte der" Verschwunde­
nen", daß das Kennzeichen HG 19 in Chile nicht existiert , da 
es von der Stadtverwaltung in Santiago gestrichen worden 
war. Das bedeutet, daß nur ein Fahrzeug der DlNA mit diesem 
Kennzeichen gefahren sein kann. 
E in weiteres Komm uniqM der argentinischen Regierung gab 
bekannt , daß am 21. Dezember 1976 zwei Personen eingereist 
seien, die ihre Namen mit Reinalda Perei ra und lincoyan 
Berrios angaben und Touris tenvisa für 15 Tage beantragtcn .. 

Wiederholung einer alten Geschichte 

Die DINA versucht nicht zum ersten Mal, den Eindruck zu er­
wecken, daß Personen, die sie verhaftete, nach Argent inien 
ausgereist seien, was sie bereits 1975 praktizierte und dabei 
auch von argentinischen Rcgierungspersänlichkeiten unter­
stützt wurde. 
Die Farce begann damit, daß in Chile Presseorgane berich­
teten, chilenische " Extremisten" , die als verschwunden ga lten, 
seien in Argentinien in Gueri llakämpfe verwickelt gewesen. 
Am 15. Juli 1975 schrieb die Zeitschrift Lea aus Buenos 
Aires: "Als Ergebnis von lange währenden Meinungsverschie· 
denhei ten, gegenseitigen Vorwürfen und Geldstreitigkeiten, 



zu denen es innerhalb der verbotenen Gruppe MIR kam, wur­
den etwa 60 Per.;onen, die Mitglieder dieser Gruppe waren, 
von ihren eigenen Kampfgenossen in den letzten drei Monaten 
umgebracht". Diese 60 Per.;onen wurden namentlich aufge­
führt . Wenige Tage später veröffentlichte die brasilianische 
Zeitung O 'oia die Nachricht, daß weitere 59 chilenische 
Extremisten unter ähnlichen Umständen getötet worden seien. 
Die Nachrich t über diese 119 Opfer, die alle nach ihrer Ver­
haftung durch die DINA in Chile als verschwunden galten , 
rief in breiten Kre isen der Bevölkerung Entsetzen hervor. 
Viele versuchten, die Wahrheit he rauszufinden. Besonders das 
Friedenskomitee, das von den chilenischen Kirchen gegründet 
worden war, bemühte sich um e ine AufJclärung des Failes. Da­
zu fordert e es dreimal vom Obersten Gerichtshof, einen be­
vollmächtigten Richter zu ernennen, doch wurde dieser Forde­
rung nicht entsprochen. 

Die Farce wird aufgedeckt 

Um ihren Betrug glaubwürdiger zu gestalten, arrangierte die 
DlNA eine makabre Show. Am 12. Juli informierte ein Kabel 
der Nachrichtenagentur UPl, daß die Leichen von Luis 
Guendelman Wisniak und Jaime Robotham Bravo im Innern 
eines verbrannten Autos in der Onschaft Pilar, 45 km von 
Buenos Aires entfernt, aufgefunden worden wären und daß 
ein bei den Leichen liegendes Schild datauf hinwies, daß die 
MLR sie gerichtet hälle. Beide jungen Leute waren seit länge­
rer Zeit verschwunden und Robotham war in der Liste der 
Zeitung O ' Dia unter der Nr. 59 angeführt . 
Die Muller von G uendelmann reiste von Israel nach Argen­
linien, um die Leiche ihres Sohnes zu identifizieren. In der glei­
chen Absicht kam aus Chile ein Bruder von Robotham. Beide 
sagten in e ine r e idesstattlichen Erklärung aus, daß es sich bei 
den Leichen nicht um ihre Angehörigen handele. Außerdem 
wurde im Labor der Polizei von La Plata festgestellt, daß die 
Fo tos erst wenige Stunden vor der Entdeckung der Leichen 
in d ie Ausweise geklebt und eigenartigerweise von den Flam: 
men verschont worden waren . 
Kurze Zei t später gab die Presseagentur Latin Reuter bekannt, 
daß von der Zeitschrift Lea nur die eine Nummer erschienen 
war und zwar die mit der Liste der Toten unter der Verant­
wortung des bekannten argentinischen Faschisten Jose Lopez 
Rega. Die angeblich in der brasi lianischen Stadt Curitiba ver­
öffentlichte Zeitung O'Dia blieb vö llig unauffindbar, sie exi­
stierte nur in der von der Junta als "Beweis" vorgelegten Foto­
kopie. So wurden die dunklen Machenschaften der DINA auf­
gedeckt . Aber keiner der 119 entführten Chilenen tauchte bis­
her wieder auf. 

Der immer breitere Widerstand gegen die Junta im Inland und 
die wachsende internationale lso l i erun~ aufgrund der Ver­
letzung de r Menschenrechte, zwangen die Faschisten, Maß­
nahmen zu treffen, die den Anschein einer Liberalisierung er­
wecken sollten. So wurden im November 1976 angeblich die 
"letzten" politischen Gefangenen entlassen. Die über 3000 
bere its verurtei lten Patrioten oder Chilenen, gegen die noch 
ein Verfahren läuft und die sich in verschiedenen Gefängnis­
sen befinden, wurden dabei nicht berücksiCht igt. 
Gleichzeitig ging man dazu über, die neu verhafteten Pt!r­
se)ßen in geheime Lager zu bringen und ih re Verhaftung zu 
leugnen. Die Chile - ad hoc • Gruppe der UNO-Menschen­
rechtskommission stellte fest, daß im Jänuar t 976 5% der ver­
hafteten Pe rsonen verschwanden, im August des gleichen Jah­
res waren es schon 60 % und heute trifft dieses Schicksal alle 
von der DINA festgenommenen Widerstandskämpfer. Die 
verbreche rischen Methoden der olNA werden immer raffi· 
nierter. Ihre Schläge richten sich jetzt gezie lt gegen bewährte 
Arbeiterführer, die sie in ihren Folterhöhlen verschwinden 
läßt. So ve rhaftete sie im Jahr 1976 unter vielen ande ren am 
29. März in Santiago Jose Weibel, stellvertretender General-

sekretär des Kommunistischen Jugendverbandes, in einem 
öffentlichen Verkehrsmittel mit dem Kennzeichen SL 45. Am 
4. Mai den alten Gewerkschaftsführer Bernardo Araya und 
seine sechzigjährige Ehefrau in ihrer Wohnung. In der Con­
fe renda Straße Nr. 1587 in Santiago nahm die DINA am 
4. Mai Mario Zamorario und Jorge Munoz, am 5. Mai Jaime 
o onato und Uldaricio Donai re und am'6. Mai Elisa Escobar 
fest. Aus de r Wohnung des Ingenieurs Jorge Canto entführte 
sie am 12. Mai den stellvertretenden Sekretär der Kommu­
nistischen Partei Chiles, Victor oiaz. 
Obgle ich es für einige der Verhaftungen Zeugen gibt, werden 
die Festnahmen bis heute von der Junta geleugnet. Am 25 . 
August 1976 e rklärte der Vertreter der Junta, Sergio Diez, 
vor der ad hoc - Arbeitsgruppe der UNO-Menschenrechts­
kommission: " Bezüglidi Victor Diaz, Mario Zamorano, Jorge 
Munoz, Bemardo Araya, Elisa Esoobar, Uldaricio Donaire 
und Jose Weibel gibt es keine Anzeichen, daß sie in Chile ver­
haftet wurden oder sich dort in Haft befinden. Dies schließt 
nicht die Möglichk~it aus, daß sie das Land auf ille~a l e Weise 
mit falschen Papieren verlassen haben, wie es in IJnzähligen 
Fällen geschah oder daß sie in Chile im Untergrund tätig sind". 

Die Lügen der lunt" 

Die ad-hoc-Arbeitsgruppe der UNO-Menschenrechtskom­
mission stellte ihrerseits im Jahr 1976 erneut fest, daß man 
den A usführungen der Vertreter der Junta keinen Glauben 
schenken kann. Sie erklärte, daß sie im Fall von Jose Weibel, 
Victor'oiaz, Mario Zamorano, Jo rge Munoz u. a. glaubwür­
dige Zeugnisse besitze, die beweisen, daß diese Personen von 
der DINA verhaft et wurden . Die daraus abgeleitete Folge­
rung ist eindeutig: " So sieht sich die Gruppe alsodazu gezwun­
gen, die Wahrhaftigkeit der von der chilenischen Regierung 



gegebenen Information über andere verschwundene Personen 
in Frage zu stellen". 

Be i den Nürnberger Verhand lungen gegen die Verbrechen 
der Militärjunta in Chile, die vom 24. bis 26. November 1976 
in Bonn und Nürnberg stattfanden, berichtete der Zeuge Jorge 
Canto, wie Victor Oiaz in seiner Wohnung von der OINA 
festgenommen wurde. Am 25. Februar 1977 gab der siebzehn­
jährige Sohn von Victor Diaz auf einer P ressekonferenz, die 
im Rahmen der diesjährigen Tagung der UNO-Menschen­
rechtsko mmission in Genf stanfand, eine eidesstattliche Er­
klärung seiner Mutte r bekannt. 
Celenisa Caro. Ehefrau von Victor Diaz. bezeu~te darin in 
Santiago vor einem Notar, daß ihr am 6. Oktober 1976 von 
Agenten der DINA ei n Brief ihres Mannes gebracht wurde , in 
dem er sie bittet, keine weiteren Schrille für seine Fre ilassung 
zu unte rnehmen und daß er sich am 20. Oktober noch e inmal 
te lefonisch meldete und sich nach ihrem Befinden erkundigte. 
Sie fügt jedoch hinzu, daß ihr Mann sie schon vor seiner Fest­
nahme ö fters darauf hingewiese.n hatte, daß sie nichts, was er 
im Falle e iner Ve rhaftung schreiben oder sagen könne, glau­
ben dürfe, da es sicher unter Zwang geschehe . 
Dadurch daß· Celenisa Caro die Schrift und die Stimme ihres 
Mannes e indeutig erkannte, ist bewiesen, daß er zu diesem 
Zeitpunkt noch ·am Leben war und sich in den Händen der 
DINA befaAd. 

Doch sein Leben und das aller Verschwundenen ist in höchster 
Gefahr. Immer ö ft er werden in letzter Zeit an abgelegenen 
Orten Leichen gefunden. die so verstümmelt sind, daß sie nichl 
mehr identifiZiert werden können. Auch die "unerklärlichen" 
Unfalle vermehren sich. 
Anfang Juli 1976 verschwand der spanische Staatsangehörige 
Cannelo Soria Espinoza. Mitglied der UN-Wirtschaflskom­
mission für Lateinamerika in Santiago. Am 16. Juli wurde 
.seine Leiche in einem Stm8engraben bei Santiago gefunden. 

Ausländischer D ruck ble ibt nich t ohne Wirkung 

Angeblich war er das Opfer eines Unfa lls geworden, doch 
eine ärztl iche Untersuchung stellte fest, daß er gefesselt, ge· 
schlagen und erwürgt worden war. Weder in den Vereinten 
Nationen noch in Chile zweifelt man daran, daß die DINA ihn 
ermordete. 

Ein weiteres Opfer der grausamen Praktiken der DINA ist die 
Lehrerin und Ko mmunistenfü hrerin Marta Ug~e. Sie wurde 
am 9. August 1976 von der DINA verhaftet. Das Innen mini· 
sterium leugnete die Verhaftung. Am 12. September wurde 
ihre Leiche an e inem einsamen Strand nördlich von Santiago 
gefunde n, d ie Spuren grausamer Folterungen zeigte: tiefe 
Wunden an den Handgelenken, das Rückgrat gebrochen, der 
ganze Körper zerschunden. 
Der Gewe rkschaftsführer Pei:l ro Jam Alegria bezeugte. vor der 
UNO·Menschenrechtskommission, daß er noch am 24. 
August 1976 mit Marta Ugarte im Folte rzentrum Villa Gri­
maldi gesprochen habe. E r erklärte: " Ich wurde am 18. August 
1976 verhaftet .... Einen Tag vor meiner Entlassung wurde 
ich in eine andere Zelle gelegt. Do rt stellte ich fest, daß sich in 
de r nebenliegenden Zelle Marta Ugarte befand. In der Nacht 
konnten wi r uns unterhalten. Ihr größte Sorge galt Victor 
Diaz, dem sie scho n zweimal gegenübergeste llt worde n war 
und der noch viel schlimmer als sie behande lt wurde." 

Heute gilt es zu verhindern, daß die DINA die Ermordung 
von .,yerschwundenen" unkontrolliert fortsetzen kann . Der 
Druck, der vom In· und Ausland auf die chilenischen Gerichte 
ausgeübt wird, bleibt nicht wirkungslos. E r zwang bereits das 
Berufsungsgericht, nach einer ersten Weigerung am I. 3. 1977 
den Fall der 13 Verschwundenen doch wieder aufzunehmen. 
Nurdie ununterbrochene aktive Wachsamkeit der Völker aller 
Welt kann das Leben der ch ilenischen Patrioten rellen und 
ih re Freilassung erzwingen. Auch Du, der Du diese Zeilen 
liest, kannst dazu beitragen. 

Memorandum des Weltfriedensrates 

Gegen Folter, Mord Unterdrückung 
Im September des vorigen Jahres untersud~ te in Basel die vom Weltfriedensrat eingerichtete Lateinamerika-Menschenrechtskom­
mission umfangreiche Materialim und hörte Zeugenaussagen zur Repression faschistischer Regim~ in Lateinamerika. In Auswer­
tung der zusammengetragenen Beweise (darunter zu den" Verschwundenen " irl Chile und Guatemala, zum Mord an dem boli­
vianischen Expräsidenten Torres oder der Massenrepr~sion in Uruguay) verfaß/e das 8üro des Weltfriedensrates im Januar d. J. 
zwei Memoranden an die UN- Menschenrcchrskommission. 

Das die Verletzung der Menschenrechte in Chile behandelnde Memorandum bezeichnet die von den VINA-Agenten durchgeführ­
ten Versch feppllngen als die "dramatischste" Form des Terrors der faschiJtisdlen Machtlwber und klagt Pinochet an, "der Weft 
.großter Terrorist und Entführer unserer äit zu sein, zeichnet er doch direkt verantwortlich [ur alle von der V /NA in Chile verübten 
Verbrechen". Genannl wird in dem Memorandum die Zahl von rund Z 500 " Verschwundenen " Md 4 000 politischen Gefan­
genen. 
V as zwei/e, im Wortlaut dokumentierte Memorandum des WeftfriedensraJes gibt eine Obersicht über die MenschenrechtsveriewUl­
gen .und die lAge der politischen Gefangenen in den anderen mifitärfascllis/isch ugierten Ländern Loteinamerikas: Brasilietl, 
Umguay, Parag/lay, 8 olh'ien, Guatemala urrd Nilroraglla. 

1. ln Bolivien sind während der letzten fün f Jahre verbre­
cherische Taten begangen worden. Um nur einige zu e rwäh­
nen: ein Massake r an Bauern im Januar 1974; die Ermordung 
einer Vielzah l von Menschen durch Folter, Hinrichtung oder 
durch Mißbrauch des sogenannten "Flucht-Gesetzes"l, durch 
Verweigerung von ärz tl icher Hilfe und durch andere Todes­
arten. Dariiber hinaus haben d ie Machthabe r Konzentrations· 
lager e ingerichtet, geheime Gefängnisse und andere Inhaf­
tierungsorte. Sie mißachten und verletzen alle Freiheits- und 
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sonstigen Rechte der Bürger. Obe r 5000 bolivianische Staats· 
bürger wurden ins Exil geschickt ; einige von ihnen hallen 
unter Ve rfolgung zu leiden und wurden außerhalb ihres Lan­
des umgcbracht 2-. Die Machthaber haben d ie Staatsbürger 
ihres Rechtes und der Freiheit beraubt, sich in politischen. 
gewe rkschaftl ichen , studentischen und beruflichen Vereini­
gungen zusammenzuschließen. des Rechtes, ko llektiv Löhne 
auszuhandeln und zu stre iken, des Rechtes auf friedliche Ver­
sammlung, der Gedanken-, Me inungs- und Redefreiheit, 



des Rechtes auf Rechtsbeistand und auf Habeas Corpus und 
des Rechtes auf Privatsphäre und UnverletZ1lichkeit von 
Wohnung und Briefverkehr. 

2 . Die Herrschenden in Brasilien haben während der letzten 
fünf Jahre systematisch von den brutalsten Arten der Folter 
Gebrauch gemacht. Sie haben Volblührer entführt und um­
gebracht. Sie haben das Recht auf Habeas Corpus und jede 
andere Foun von Rechtsbeistand beseitigt. Es gibt unzählige 
Fälle von Hausdurchsuchungen ohne Durchsuchungsbefehl. 
von Entführungen und Einkerkerungen Hunderter von Per­
sonen. Es gibt e ine grimmige Unterdrückung der Arbeiter­
bewegung; unzählige Gewerkschaftsführer sind entführt und 
umgebracht worden. Die Unterdrückung richtet sich auch 
gegen Universitäten, Studenten, Professoren, die Presse und 
andere Massenmedien, die dem Regime fe indlich gesonnen 
sind. Jeder Professor oder Student kann ohne jegliche Er­
klärung von der Universität verwiesen werden. 

3. Während der letzten 22 Jahre hat die Führung in Guate­
mala politische Morde zum Mittel des Regierens erhoben, 
und die Zahl der Toten oder Vennißten überschreitet be­
reits 20 000. Die unte rdrückerischen Organe der Regierung 
sind verantwortlich befunden worden der Inhaftierung, der 
Folter und des Verschwindenlassens Hunderter von Personen, 
von Männe rn wie Frauen, von Studenten, Arbeitern, Bauern, 
Akademikern, deren Leichen fast nie außer durch Zufall 
gefunden wurden; und wenn sie entdeckt werden, tragen 
sie Spuren von Folterungen. Alle Beweise dafür sind von 
der Kommission für Entführte und Verschwundene der Stu­
dentenvereinigung Guatemalas, dem Komitee für Verwandte 
von Verschwundenen und dem Guatemaltekischen Friedens­
rat gesammelt worden. 

4. In Nikaragua unterdrückt eine dynastische Tyrannei das 
Volk seit über 40 Jahren, und in jüngerer Zeit ist es zu e inem 
neuen Anwachsen der grausame n Unterdrückung und der 
Verletzung von Menschenrechten gekommen. Durch Anwen­
dung des Kriegsrechts, dessen Vorschrifte n dergestalt sind, 
daß sie nicht mit der Gesetzgebung fü r den tatsächlichen 
Kriegsfall vergleichbar sind, fühn die Regierung Hunderte 
von ungerechtfenigten Verhaftungen durch. Die Inhaftienen 
we rden a llen möglichen Anen physischer und psychischer 
Folter unterworfe n, die auf die Erpressung von Aussagen 
abzie len, um sich e ine plausible Begründung fü r einen Pro­
zeß zu beschaffen. Vie l..: Häftlinge starben oder verschwan­
den ganz einfach in den Gefangnissen. Es gibt fe rner Beweis­
stücke für die sch.reck liche Lage von weiblichen Häftlingen, 
die allen möglichen Arten schlechter Behandlung ausgesetzt 
sind; es gibt viele Fälle von Vergewaltigung. Überdies wird 
den Gefangenen der Rechtsbeistand verwehrt , ihre Häuser 
we rden geplündert. und Verwandte leiden unter fortwähren­
der Belästigung. Die Regierung versucht , du rch eine strenge 
Pressezensur nichts über diesen Tatbestand an die Öffent­
lichkeit dringen zu lassen und die Entwicklung der Volks­
meinung durch eine ähnliche Zensur für kulturelle Äußerun­
gen zu verhindern. 

S. In Paraguay leben die Leute seit 25 Jahren aller Rechte 
und jeden Schutzes der Persönlichkeit beraubt. Es gibt repres­
sive Gesetze. Diese Sachlage hat sich seit 1974 durch Ver­
haftungen, Folter und Ennordung Hunderter von Paraguayern 
noch verschlimmert . Bauern wurden mißhandelt, gefoltert und 
de r "incomunicado"-Haft für unbestimmte Zeit unterzogen. 
Es gibt Gefangene, die über 18 Jahr~ im Gefangnis verbracht 
haben wie Antonio Maidana, Julio Rojas und Alfredo AJ­
corla. Die repressive Brutalität in Paraguay hat solche Ex­
treme angenommen , daß Frauen und kleine Kinder als Gei­
seln in Gefängnissen gehalten werden, daß Frauen in Gefäng­
nissen Kinder zur Welt gebracht haben, und man kennt einen 
Fall , wo drei Gene rationen derselben Fami lie in ein und der­
selben Ze lle waren. Unter den Personen, die neuerdings in­
haftiert wurden, ist eine junge Frau namens Margarita Baez, 
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die, nach ihren eigenen Aussagen, höchst grausam gefoltert 
worden ist. 

6. In Uroguay hat das seit drei Jahren helTSChende faschisti­
sche System das Land in ein einziges großes Gefangnis ver­
wandelt. Von 2,7 Mio Bewohnern im Land sind rund 7000 
politiSche Gefangene, die jeglicher VerteidigUngsmöglichkeit 
beraubt sind, die alle Arten physischer und psychischer Miß­
handlung e rleiden, was den Tod dutzender Gefangener ver­
ursacht hat . Es gibt schwerwiegende Verletzungen von poli­
tischen und gewerkschaftlichen Rechten und Verletzungen 
des Rechtes auf Ausbi ldung, der Presse- und Kulturfre iheil. 
Die Faschisten plündern Wohnungen und öffentliche Gebäu­
de, sie vernichten Bocher und sogar ganze Büchereien. Sie 
verwandeln Gewerkschaftshäuser und Privathäuser in Ge­
fängnisse und Folterzentren. Die faschistische Repression 
Uruguays geht sogar über die Landesgrenzen hinaus. Viele 
im Exil lebende Uruguayer sind in benachbarten Ländern 
ermordet worden. Die bekanntesten Fälle unter ihnen sind 
Hector Gutierrez Ruiz, Präsident des im Juni 1973 aufge­
lösten Repräsentantenhauses, und Senator Zelmar Michelini. 
Die Unterdrückung trifft auch PrieSl:er und außenstehende 
Zivilisten und Militärs, wie General Liber Seregni, Vietor 
Licandro. Oberst Carlos Zufrategui, die Abgeordneten Jost 
Luis Massera , Albe rto Altesor und Jaime Ptrez. Nach neu­
esten Meldungen schwebt der letztgenannte, ein Parlaments­
mitglied und frühe rer Gewerkschaftsführe r, in Lebensgefahr. 

7. De r Weltfriedensrat stützt sich auf die Entscheidung der 
Internationale n Kommission zur Untersuchung von Verlet­
zungen der Menschenrechte auf ihrer Tagung in Basel vom 
September 1976 und .wird we iterhin gegenüber der UNO­
Menschenrechtskommission und der Weltöffenrlichkeit die 
Verletzungen der Menschenrechte bekannt machen, die von 
den Regierungen begangen werden, die dieses Memorandum 
e rwähnt und die schon in Basel verurteilt worden sind . 

(Quelle : World Peace Council. Documents, Helsinki, Reihe 
3 , Nr.l /Januar 1977) 

Anmerkungen der Redaktion: 

I) Damit ist die Häufigkeit von ermordeten Demokraten gemeint, 
die von offiziellen Stellen als "auf der Flucht aus Gcfangnissen" 
zu Tode Gekommene ausgegeben werden. 

2) So wurde am' 3. 6. 1976 der bolivianische Expräsidcnt (1970-71) 
und General Juan Jose TOITe!!i im argentinischen Exil l!rschossen 
aufgefunden. 

3) Völlig von der AußenweIl abgeschlossen. 
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Politische Gefangene Uruguays 

y los patriotas uruguayos 

Jaime Perez 
Zum Zeitpunkt, da diese Zeilen geschrieben werden, ist ungewiß, 
ob Jaime P~rez noch lebt oder 101 iSI. Oie Militärbehörden wei­
genen sich, seiner Frau Tita Lorenzo irgendwelche Informationen 
zu geben. Sie hat ihn bereits seit 15 . September 1976 nicht mehr 
gesehen, als er in der Strafmllzugsanstah von Libenad. in der 
Provinz San Jost, festgehailen wurde. Sie fand ihn unteT erbärm­
lichen physischen Bedingungen infolge der Folterungen vor, die 
er seit mehr als zv,ei Jahren erdulden muß. Offensichtlich ist es 
das Anliegen der Diktatur, ihn physisch zu vernichten. 

Jaimc Perez ist Sekretär der Kommunistischen Partei Uruguays 
und Mitglied ihres Exekutivkomitees. Er vertrat Rodney Aris­
mendi in der Führung der KPU und leitete deren illegale Tätigkeit 
gegen die Diktatur vom 8. Mai 1974 an (als Arismendi verhaf­
tet wurde) bis zum 24. Oktober 1974 als er, :l;usammen mit dem 
Jugendfunktiooär Jo rge M~rovieh, gefangen genommen wurde. 
Er war Abgeordneter der Frente Amplio als der Staatsstreich 
vom 27. Juni 1973 das Parlament auflöste. Jaime PEr~ ist Arbei­
ter - Kürschner von Beruf - gehörte zu den Gründern der Pelz· 
arbeiter-Gewerkschaft Uruguays und war als Organisationssc:kre· 
tär de r Zcntralgewerkschaft UGT (Allgemeiner Bund der Werk­
tätigen) tätig. 
Seit dem Tag seiner Verhaftung wurde Jaime PErez systematisch 
gefolten, ununterbrochen und mit größter Brutalität. Zunächst 
brachte man ihn in die Nationale Direkt ion für Information und 
Po lizeiliche Sichcrheit (DN II), in die "Ecke der FollCrungen" 
(Maldonado und ParaguaystraBe). 
In der gleichen Nacht rogen ihm die Folterknechte nacheinander 
alle Fußnägel. Ein Häftling. der im Stockwerk darüber wach lag, 
höne die Schmerunsschreic: in rege lmäßigen Abständen von 
15 bis 20 Minuten. 
Er wurde: viele Monate gefangen gehalten im Gerangnis von Punta 
C3rretas, in MOnfevideo. Jaime PErez wurde an einem "die Hölle" 
genannten On gefolten, dem On des Bataillons Nr. 13 der Pan· 
zcrinfanterie unter dem direkten Kommando des Oberkomman­
dierenden des Heeres, Generalleutnant JuJio CEsar Vadora. 

Er wurde auch gefoltert in Gebäuden, die vom Geheimdienst 
de r armee -SIDE - benutzt werden und in der Kaserne des Kilo-­
meters 14 des Camino Maldonado. Außer der Anwendung von 
elektrischem Strom und dem "U-Boot" (Eintauchen des Kopfes 
in Wasser oder Exkremente bis an die Grenze des Ertrinkerrs 
oder Erstickens) und anderer Methoden wurden ihm sechs Monate 
lang die Augen verbunden. M ehrfach wurde er an den Handge_ 
lenken aufgehängt. wobei die: Hände auf dem Rücken :l;usam­
mengebunden wurden ; man hängte ihn an einem Strick an den 
Armen so auf, daß die Fußspitzen bis kurz über den Boden reichen 
konnten. Die Finger an bc:iden Händen blieben ihm taub. Zwei 
Monate lang mußte er den ganzen Tag sitzen, durfte sich nicht 
bewegen oder sprechen ; nur einige Stunden in der Nacht durfte 
er auf einem Strohsack licgen. Er wurde: geweckt und man ließ 
ihn Aufnahmen der Stimme seiner Frau und seiner Kinder hö ren, 
seiner Eltern und seines Bruders, die Schreie und Geräusche a1,J5.­
st ießen, als ob sie gefo ltert würden. 
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Mit der Standhaftigkeit eines wahren Revolutkmärs. die er wäh· 
rend seiner ganzen Haft an den Tag gelegt hat. klagte Jaime PEre:r. 
vor den MiJitärrichtcm diese: Folterungen an. Im Gerangnis von 
Ubertad sprach Jaime Pfrez seine Frau und seine Kinder am 
15. September 1976 durch ein doppeltes Melallgilter und per 
Telefon. Das Gespräch wurde aufgenommen. Es war das let l.te 
Z usammentreffen. 

Eine kürzlich veröffentlichte Erklärung der KP Uruguays enthüllt , 
daß sich Jaime Ptrez in einer dem Generalstab der Armee direkt 
unterstellten Militärcinheit und in den Händen der Henker der 
SIDE befindet, weshalb rur sein Leben die: Kommandierenden 
dieser Organe. Generalleutnant Julio Ctsar Vadora und General 
Amaury E. Prantl direkt verantwortlich zeichnen. 

Wir rufen die internatio nale Öffentliehkeit auf. wir rufen Orga­
nisationen jeder Art , insbesonde.re die Solidaritätsorganisationen 
Buf, schnellstens für die Rettung von Jaime Pt rez aktiv zu wer­
den und die Barbarei anzuklagen, die sich :rum Ziel gc.<;etzt hat. 
dieses wertvolle Leben auszulöschen. 

Es wird gebeten, Telegramme und Telefonanrufe zu richten an: 

Aparicio M~ndu: Casa de Gobierno, Montevideo Uruguay. 
General H ugo Linam 8 rwn: Ministerio dcl Interior. Julio Her­
rera y Obes y Mercedes. Montevideo, Uruguay, 
Tte. Generli Juoo CUar V.don;: Comandancia en Jefe del EjEr. 
eito. Paraguay y Soriano. Montevideo. Uruguay. 
Estado M.yOf" Conjunto: 8 de Octubre y Garibaldi. Montevideo. 
Uruguay. 
Alc:jandro Rom: Ministerio de Relaciones Exteriores. 18 de 
Julio CuarEim. Montevideo, Uruguay. 
'Gral. Esteban eristi: Regi6n Militar Nr. I Agraciada y 19 de 
AbriL Montevideo, Uruguay. 
Gral. Am.ury E. Prantl:o Servicio de Intelegencia del Ejtrcito. 
Bulevar Anigas y Palmar. Montevideo. Uruguay. 
Waller Ruenna: Ministerio de Defensa NacionaL 25 dc Ma)'O 
y Col6n. Montevideo, Uruguay. 
ComisiOO de DeredlO$ Humanos de i Cöowjo de ü!ado: Palacio 
Legislativo. Montevideo. Uruguay. 

Liber Seregni 
Uber Seregni ist seit Gründung der Frente Amplio am 5. Februar 
197 1 Präsident dieser demokratischen antiimpcrialistischen Ein­
heitsfrontbewegung. 

Als Offtzier verkörpert er den demokratischen und fortschritt ­
lichen Rüget der Streitkräfte, die in den kritischen Jahres des 
Landes - I968 bis 1972 - konsequent rur fongeschrillene Lösun­
gen auftraten. Seregni weigerte sich als Kommandant der ersten 
Division. der wichtigsten mit Sitz in Montevideo. gcgen die Arbei· 
terklasse und die Volksmll5SCn als bewaffneter Arm der Oligar. 
chie jlufzutreten. Er zÖgene nicht. um den Ruhestand lU billen 
und seine brillante Karriere :1;1,1 beenden - als einzige Möglichkeit. 
polilisch zu wirken und fü r ein besseres Uruguay' zu kämp· 
fen. 
Die Frente AmpIio wurde unter dem Vorsitl von Liber Sercgl1 i 
l.U einer neuen politiSChen und solialen Kraft, die zum ersten Male 
in der Geschichte des Landes eine klare und greifbare Alterna­
tive der Macht und des Fortschritts verkörpert. 

Nach der Errichtung der Diktatur Bordaberrys und der r«hten 
Militärs. am 27. Juli 1973. stellte .vch Sc:regni an die: Spitze des 
Kampfes für die Herstellung einer noch breiteren demokratischen 
Front gegen die Diktatur. Kurz nach dem Staatsstreich wurde 
Uber Seregni im Anschluß an eine große Manifesta tion gegen 
die Diktatur zusammen mit dem General Victor Licandro und 
dem Oberst Carlos Zufriategui verhaftet. Ein mit ultTilTechten 
Generälen besetztes Gericht degradierte Seregni. Gegen den auf­
rechten Patrioten wurden vic r Prozesse angestrebt. Die interna­
tionale Kampagne und der ullermüdliche Kampf der uruguayi. 
schen Patrioten erwirkte im November 1974 seine Freilassung. 

Das Regime verhaftete General Liber Seregni erneut Im 11. Fe­
bruar 1976. Man verschleppte ihn in eine Kaserne. wo der auf­
rechte Patriot noch immer brutal mißhandelt und gedemütigt wird. 



Südafrika 
Der AII/sulIl(f VOll Sowe/O !iegt ein dreiviertel Juh, zurück. Die Entwicklung seither hat bes/ötigt. daß die Bewegung der Schüler und 
SIlIdemen, daß die vielfältigen Aktionen der unterdrückten Massen das Rassistt!nregime zwar teilweise erheblich venmsichern, nicht 
jedoch in seinem Lebtmsnerv tre/fell und stürzen können. Dazu bedarf es eil/es /loch langeIl IUld orga/lisienen Kampfes unIer einer 
konsequenten FüllT/mg Will des Einsmzes der Hauptkraft der afrikanischen und farbigen Bevölkerung: der Massenstreiks der Arbei. 
terklasse. Der erfolgreiche Streik Ende August /976 wies hi,.r den Weg. 
Unter den siidafrikmlischen Jugendlichen nimmt dariiber hinaus die E,kellfllnis t.u, dap die Beseitigung des Systems felzllieh nur 
der bewaffnete Krmlp[ flnter Führung des Afrikanischen Nm;ona/kongresses (ANC) bringm wird - vü!t 1'011 ihnen setzten sich 
bereils in die Guerilla/oger des ANC nach Morambique ab. 

Der ANC, obwohl illegal, stellt als organisierende Kraft letztlich auch deli KristallisatiOllSktm für die engagierten Kämpfer gegell 
das Apartheid-System in den I'erschiedenen Gruppierungen der sogenannten "Block Consciollsness"-Bewegung (Schwarzes Selbst­
bewußtsein) (illr. 
In einem IlIIen/iew. tlas der Führer des Sowelo-Schiilerrates (SSRCj , Tsietsi Mashillini, im Oktober 1976 gegeben hatte, wurde dies 
bereits deutlich (vgl. AlB. Nr. 111977. S. 25-27). Das AlB dokumentiert nt/ch tliesem Jmerview nun ein weiteres erstmals in dew­
.~cher Sprache, (las eil/er tier Vorgiinger Mashininis im SSRC. Tebello Motapanyane, einem Redakleur des ANC-Organs Sechaba 
im Februar /977 in Dar es Salamn gab. Es bestätigt Zllm einen tlje Andeut/lngen Mashillinis über eine lange bestehende Arbeit von 
ANC- Mitgliellern in den Orgal/ismiollell des "B1ack Consciollsness". Es geht zum amieren /loch wesell/lich alls[l1hrlicher lind kon­
sequenter {/uf die Perspektiven des Kampfes der Jugendlichen im ul/d an der Seite lies A Ne ein. 

Interview mit lebello Motapanyane 

Der Widerstand 
braucht neue 

FRAGE: Sie waren an den Geschehnissen des letzten Jahres 
in Südafrika unter den Schülern vor allem im Gebiet um 50-
weto außerordentlich stark beleiligt. Welche Stellung hallen 
Sie "?ou der Zeil inne? 
T. MOT APANYANE: Die Südafrikanische Schülerbewe­
gung (SASM) hatle mich auf Landesebene, auf ihrem Kongreß 
in Roodepoort im MärL 1976. zu ihrem Generalsekretär ge· 
wähl!. Ich war zudem erster Vorsitzender des Aktionskomi· 
tees, das später in Sehülerrat von Sowcto (SS RC) umbenannt 
wurde. Es war der SSRC, der die Dcmonstrationen in 5oweto 
organisiertc . die die Schlagzeilen in dcr ganzen Welt am 16. 
Juni beherrschtcn. 

FRAGE: Allen Bcriehtcn zufolge war die SASM die Haupt­
kraft , die die aufrüttelnden Ereignisse einleitete und in Gang 
brachte. die am 16. Jun i in Sowelo begannen und mit weiteren 
Aktionen im ganzen Land. VDt allem untcr der Jugend. fortgc­
setzt wurden. Wie gründele sich die SASM. und wie entwik­
kelte sie sich seither? 
T. MOTAPANYANE: SASM wurde 1970/7 1 von Oberschü­
lern gegründc!. Sie W:IT hlluptsächlich an drei Schulen von 50-
weto verankert: dcr Orlando West-. der Diepk loof und natür­
lich an der Orlando Oberschule. 

FRAGE: Gab es untcr den Schülern bereits andere Organi­
sationen, bevor die SASM gegriindel wurde , uQd die danach in 
ihr aufgingen'! 
T. MOTAPANYANE: Außcrhlllb der Schulen bestanden 
Jugendklubs. Viele junge Leute gingen zu diesen Jugcndklubs 
und nahmen an dcn Treffen teil. Diese Diskussionen spiel ten 
für die Entscheidung der Schüler eine wichtige Rolle, die 



SASM als eine in Schulen verankerte Bewegung der Schüler zu 
grunden. Sie war anfangs unter dem Namen Afrikanische 
Schülerbewegung (ASM) bekannt. 

FRAGE: Die Afrikanische Schülerbewegung war auf die drei 
erwähnten Schulen beschränkt. Wie wuchs sie zu dem heran, 
was schließlich als SASM bekannt wurde? 

T. MOTAPANY ANE: Gleich nach der Gründung der ASM 
an diesen drei Schulen wurden alle anderen Schulen in der gan­
zen Republik Südafrika benachrichtigt. Die ASM griff schnell 
auf die anderen Schulen über, weil die Schüler merkten, daß 
sie ihren Wünschen entsprach. Im Jahre 1972 beschlossen wir, 
sie unter dem Namen Südafrikanische Schülerbewegung, also 
SASM, bekannt zu machen, da sie nun zu einer nationalen Be­
wegung geworden war. 

FRAGE: Wann hielt die SASM ihren ersten nationalen Kon­
greß ab? 
T. MOT AP ANY ANE: Der erste Kongreß - wir nannten ihn 
den Allgemeinen Schülerrat - fand Anfang März 1972 in 
Roodepoort statt. 

FRAGE: Wer war auf diesem ersten Kongreß vertreten? 
T. MOT APANY ANE: Ich würde sagen, nahezu alle Schulen 
waren vertreten, hauptsächlich die von Soweto, Ost-Transvaal 
und dem Ost-Kap, aber auch alle anderen Gebiete der RSA 
waren repräsentiert. ( ... ) 

FRAGE: Es ist allgemein behauptet worden, daß die SASM 
ein Ableger ' der Südafrikanischen Studentenorganisation 
(SASO) sei und daruber hinaus, daß sie von der Black Cons­
ciousness-Bewegung (Schwarzes Selbstbewußtsein, d. Red.) 
beeinflußt worden sei~ Können Sie dazu etwas sagen? 
T. MOT AP ANY ANE: Es ist einfach falsch zu behaupten, daß 
die $ASM ein Ableger der SASO ist. Ich habe schon darauf 
hingewiesen, daß die SASM selbständig gegründet wurde und 
vollkommen unabhängig war. Auch standen keine SASO­
Leuie an ihrer Spitze und die Entscheidungen nafen die Leute 
aus den Jugendklubs für die Bedürfnisse der Schüler - wir hat­
ten nicht vor, die SASO zu imitieren. Aber viele Ideen, die wir 
gewöhnlich konzipierten, zum Beispiel Black Consciousness, 
wurden auch von der SASO propagiert. 

Einftu8 der Blacli. Consdoasness-Bewegung 

FRAGE: In Südafrika und insbesondere an den Universitäten 
gab es damals einen Aufschwung, den man mit der Black­
Consciousness-Bewegung in Verbindung brachte. In welchem 
Maße, glauben Sie, wurden die Jugendlichen alJ den Schulen 
durch diese Aktivitäten und die Atmosphäre angeregt, die sich 
unter der Jugend allgemein abzuzeichnen begann? 
T. MOTAPANYANE: Di!! Rolle des Bla.ck Consciousness 
bestand darin, daß es die Schüler sensibilisierte. Das Vf:rbot 
des Afrikanischen Nationalkongresses (ANC) hinterließ im 
legalen Widerstandskampf eine Art politisches Vakuum , ob­
wohl der ANC im Untetgrund arbeitete. Wir hatten keinen 
unmittelbaren Kontakt zu denen, die uns politisch häHen an­
weiseri können und viele von' uns glaubten, <.laß die Black 
Consciousness-Bewegung ein Sensibilisierungsfaktor sein 
könne. Wir glaubten allerdings . keineswegs, daß einzig und 
allein Black Consciousness zur Befreiung führen könnte. Es 
war ein wertvolles Mittel, um diejenigen Schüler Zlt sensibi­
lisieren, die politisch nicht so bewußt waren, wie sie es hätten 
sein sollen. 

FRAGE: Sie erwähnten, daß .der ANC in dieser Periode im 
Untergrund arbeitete UIld keine direkte Verbindung zu der 
Gruppe hane, die die SASM gründete: War der ANC unter der 
Jugend bekannt? Waren seine Ideen eine Anregung für die 
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Schritte, die unternommen wurden? 
T. MOTAPANY ANE: Sicherlich. Ich würde sagen, der ANC 
war den Schülern bekannt, und seine Ideen beeinflußten viele. 
Wenn Sie die Mehrzahl der südafrikanischen Schüler fragen, 
welche die wichtigste revolutionäre Organisation ist, werden 
sie immer den ANC, seine Verbündeten und seine Führer nen­
nen, die zur Zeit auf Robben Island inhaftiert sind. Auch die 
Arbeit, die der ANC während der 60er und der 40cr Jahre ge­
leistet hat, ist vielen Schülern bekannt. 

Die Bedeutung des ANC 

FRAGE: Abgesehen vom Wissen um die Aktivitäten des 
ANC während der 40er, 50er und 60er Jahre war es zu der 
Zeit, als die SASM gegründet wurde, klar, daß der ANC eine 
Untergrundbewegung ist? War die Jugend sich darüber im 
klaren, daß der ANC tatsächlich arbeitet und versucht, den 
Kampffortzusetzen , nicht notwendigeIWeise mit offenen Ma.<;· 
senkampagnen, sondern auf irgendeine andere Art? 
T . MOTAPANYANE: Ja, das war mit Sicherheit bekannt. 
Es gab pol itische Prozesse, die den ANC betrafen. Wir wußten, 
daß der ANC arbeitet, denn wir hörten, daß diese oder jene 
Person in Durban, Kapstadt, Grahamstown usw. verhaftet 
worden war. Aus den Zeitungen hörten wir von den Aktivitä­
ten des ANC. Wir hörten über die Vorgänge, in die Guerillas 
des ANC mit der faschistischen Polizei und Soldaten in Zirn­
babwe verwickelt waren, als sie versuchten, heimzukehren, um 
den Befreiungskampf in Südafrika zu beginnen. Von Zeit zu 
Zeit gab es Material und Zeitschriften vom ANC, und wir 
sahen, daß es außer der Untergrundtätigkeit des ANC wenig 
anderes gab. 

FRAGE: Wie entwickelte sich nun die SChülerorganisation 
seit 1971? 
T . MOT AP ANY ANE: Seit 1971 breitete sich die SASM von 
einer Schule zur anderen aus. Wie Sie wissen, verursacht eine 
Sache, wenn sie neu ist, immer einige Aufregung; eine große 
Anzahl Schüler trat ihr bei. Sie hielten örtliche Versammlun· 
gen an ihren Schulen ab, sie diskutierten sowohl viele schuli· 
sche Probleme als auch solche allgemeiner Art - Z. B. die mit 
dem Unterdrückungssystem im Zusammenhang standen, oder 
den Mißbrauch unserer Eltern durch die Regierung. 1972 hiel­
ten wir einen weiteren Kongreß ab, wo wir neue Amtsträger 
wählten. Viele von ihnen wurden von der Polizei verfolgt, 
weil die SASM jetzt in Schwung kam und immer stärker wurde. 
1973 waren erneut einige M"itglieder gezwungen, das Land zu 
verlassen; sie gingen nach Botswana. 1974 wurden sechs Mit­
glieder der SASM verhaftet; die meisten stammten von der 
Morris Isaacson und der Orlando West Oberschule. Und wie­
derum wurden einige Schüler gezwungen, das Land zu verlas­
sen. 1975 passierte das gleiche und ein Prozeß von Grahams­
town verurteilte die Leute aufgrund des Gesetzes zur Unter­
drückung des Kommunismus und des Terrorismusgesetzes. 

FRAGE: Gab es eine Phase vor 1976, in der sich Schüler in 
engeren Gruppen organisierten, um den feindlichen Angriffen 
zu begegnen. die gegen eine offene Organisation, wie es die 
SASM zu werden begann, gerichtet waren und die sie unab­
lässiger Verfolgung aussetzte? 
T. MOTAPANYANE: 1974 wurden kleine organisierte 
Gruppen geSChaffen, die sich gewöhnlich an geheimen Orten 
trafen. Diese Zellen konzentrierten sich in der Hauptsache auf 
Soweto, Durban usw. Umgenau und direkt zu sein: Sie wurden 
von der nationalen Befreiungsbewegung, also dem ANC, ins 
Leben gerufen. 

FRAGE: Wie geschah das? Wurden sie vom ANC gegründet 
oder nahmen die Gruppen Verbindung zum ANC auf? 
T. MOTAPANY ANE: Sie wurden vom ANC gegründet . Wir 
von der SASM dachten eigentlich nicht daran, so etwas zu 



grunden. Wir operierten /egal und versuchten die SASM als 
eine bre ite legale Organisation zu erhalten. Aber einige von 
uns hö rten auf einige Ältere vom ANC, als sie sagten, wir be· 
nötigen mehr als nur eine legale Massenorganisation. Daher 
gründete n wir diese Untergrundzel len. 

FRAGE: pie Soweto·Ereignisse selbst datieren vom 16. Juni 
1976. Das ist der Zeilpunkt, als die Welt sich über die große 
Bedeutung der Schülerproteste klar wurde . Aber diesen Er· 
eignissen müssen offenkundig Vorbereitungen vorangegangen 
se in. Können Sie uns einen kurzen Abriß der Periode vor dem 
16. Juni geben? 
T. MOTA PANY ANE: Dieakute Frage war,daßdas Vorster· 
Regime uns Afrikaans als Unterrichtssprache aufzwingen 
wollte. Als die Anweisung vom Bantu·Eniehungsministerium 
veröffentlich wurde, daß bestimmte Fäche r in Afrikaans ge· 
lehrt werden sollten, reagierten die Schüler sehr abweisend. 
Scho n im März 1976 setzte man an derThomas Möfolo Schule, 
als der ersten Schule, Afrikaans durch und sofort gab es Schü· 
lerproteste. lm Mär.l 1976 rief der Schulleiter die Polizei, um 
d ie Schüler zu beruhigen und sie zu zwingen, Afrikaans zu 
akzeptie ren. Einige Schüler meiner Schule, der Naledi Ober­
schule, begannen die Probleme zu untersuche n. Wir besuchten 
auch Schulen in Meadowlands. Wir stell ten fest, daß diese 
Schüler auch empört waren über das, was d ie Regierung laI. 
Ab sofort gingen sie nicht mehr zum Unterricht, weil sie genau 
wie wir der Ansicht waren, daß ei ne klere Reaktion vonnöten 
war, 

FRAGE: War das im März, als sie aufhörten , den Unterricht 
zu besuchen? 
T. MOTAPANYANE: Ja, das war im März. Dannschrin der 
ö rtl iche Elternbeirat ein und brachte die Angelegenheit vor 
den Bantu-Erziehungsinspektor, der sehr arrogant war und un· 
nachgiebig darin , Afrikaans e inzuführen. Die Abteilung der 
SASM an der Naledi Oberschule besuchte auch die Orlando 
West Schule, wo wir mit den Schülern sprachen. Die dortigen 
Schüler stimmten mit uns überein und begannen, ihre Bücher 
zu vernichten und weigerten sich, am Unte rricht teilzunehmen. 
Die Orlando West Schule hatte Erfo lg. weil sich die Schüler 
klar darüber waren. was sie wollten . Sie waren einfach nicht 
bereit, auf die Regierung zu höre n. 

Trotz Dro hung des ßantu·Erziehungsinspektors, daß die 
Schu len geschlossen und daß sie von der Schulegejagt würden. 

MIlQMdemo",trallon Jet Sowelo·Sd!iller 1916 

blieben sie standhaft. Wir wgen weiter zu anderen Schulen. 
Bis Mai 1976 breiteten' sich Protestaktionen an vielen Schu­
len aus. ( ... ) 
Anfang Juni schick te die Pol izei ihre Männer, um einen unse­
rer Kameraden abzuholen. Ich glaube, es war der 4. Juni. Als 
sie an jene m Tag kamen, bemerkten wir sie nicht Sie verhaf· 
te ten einen Schüler, ließen ihn aber später frei . Dann kamen 
sie ;un 8. Juni wieder. Diesmal hauen sie Pech ; die Schüler ent­
deckten sie. Sie wurden geschlagen und ihr Auto wurde ver­
brannt. An dcm Tag waren sie erschienen, um den ö rtlichen 
Se kretär der SASM an unserer Schule zu verhaften und zwar 
im Zusammenhang mit den Schülerprotcsten an den Schulen 
in Soweto. 

FRAGE: Was taten die Schüle r in Soweto nach diesen Ereig· 
nissen am 8. Juni in der Naledi Oberschule, um sich weiterhin 
zu o rganisieren. 
T . MOT AP ANY ANE: Wir beschlossen, die Lehrerschaft von 
unserer Entscheidung zu informieren: Volle Ablehnung der 
halbjährlichen Prüfungen und keine Prüfungsarbeiten bis un­
sere Forderungen erfüllt sind! Dann rief die Abteilung der 
SASM in der Naledi Oberschule zu einer Versammlung am 
Sonntag, den 13. Juni auf, auf der dann tatsächlich massive 
Aktionen aller Schulen in Soweto beschlossen wurden. 

Die Radikalisierung der S4:hüler 

FRAGE: Wie war der Verlauf dieser Versammlung? 
T. MOTAPANYANE: Rund 300 bis 400 Schüler, die ganz 
Soweto vertraten, waren anwesend. Wir diskutierten die Am· 
kaans-Frage und wie wir die Regierung darauf aufmerksam 
machen könnten, daß wir gegen ihre Entscheidung waren. Die 
Vertreter beschlossen eine Massendemonslration aller Sowe· 
toschüle r. Die wichtigste Frage war, an welchem Tag und wie 
sie stattfinden würde . . Wir entschieden uns, ein Komitee zu 
gTÜnden, daß für al1 die Fragen verantwortlich war und aus je· 
weilszwe i Vertretern jeder Schule \'on Sowelo bestand.( ... ) 

FRAGE: Was hallen Sie im Rückblick für das wichtigste an 
den Ereignissen seit dem 16. Juni, vor allem was die südafrika­
nische Jugend betrifft? 
T. MOTAPANYANE: An erste r Stejle, daß die Jugend von 
Südafrika den status quo satt haI. Es ist deutlich geworden, daJl 
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die Jugend jetzt zu Aktionen bereit ist. Wir glauben nicht 
länger an Reden. Wir glauben an wirksame Aklionen,an etwas 
wie den bewaffneten Kampf. Die Schüler haben die Polizei 
sogar ohne Waffen angegriffen . Das zeigt, daß die Jugend fUr 
die große Sache tatsächlich bereit ist. Die Jugend sammelte 
auch reiche Kampferfahrungen . Das bereitete einen fruchtba­
ren Boden für den bewaffneten Kampf und andere wirkungs­
volle Aktion gegen das Rassistenregime. 

FRAGE: Wir wissen, daß kurL nach dem 16. Juni die Regie­
rung bei einem Versuch, die landesweiten Demonstrationen 
zu beenden, in der Afrikaans-Diskussion nachgab. Wir wissen 
auch, daß trotz dieses Nachgebens die Schüler weiter ihre 
militanten Aktionen fortsetzten. Können Sie dazu etwas 
sagen? 
T. MOTAPAJI,ryANE: Afrikaans war nicht die wirkliche 
Streitfrage. Das war nur der Funke, der in das Pulverfaß fiel. 
Afrikaans war zufällig die ak tuelle Frage. Die tatsächlichen 
Fragen si nd Rassismus, Unterdrückung, Ausbeutung usw. 

FRAGE: Sie sind also der Meinung, daß hinter den Aktionen 
der meisten Jugendlichen, die an diesen Demonstrationen teil­
nahmen , die Frage stand, den unterdriickerischen Staat 7.U 

zerstören und die rassistische Ausbeutung in Südafrika zu be­
enden. In welcher Weise haben gerade diese Demonstrationen 
dazu beigetragen, die Jugend auf eine höhere und fortgeschrit­
tenere Stufe des Kampfes vorzubereiten? 
T. MOTAPANYANE: Zuerst einmal würde ich sagen. daß 
es sie empfindlicher für die Lage gemacht hat, in der sie leben. 
Die Jugend hört den Reden ihrer Führer zu. Wenn sie von 
ihnen für eine Arbeit bestimmt wird. fUhrt sie sie ohne Zögern 
;/uSo Das Zögern der Vergangenheit ist vorbe i, als man Ver­
haftungen u. ä. fürc htete. Die Leute sind engagierter. Es ist 
ihre Kampferfahrung, die ihnen die Furcht vor der Poli?ei und 
die Furcht vor der Regierung genommen hat. Sie engagieren 
sich immer mehr im Kampf gegen Rassismus, gegen soziale 
UngereChtigkeit und Ausbeutung. 

Puerto Rieo 

FRAGE: Es ist wohl einleuchtend, daß allein durch diese 
Kampfform - die Konfrontation auf der Straße - der Feind 
nicht effektiv getroffen und gesch lagen we rden kann. Wie sicht 
nach Ihrer Auffassung die Jugend den zukünftigen Kampf in 
Südafrika? 
T . MOTAPANY ANE: Die Jugend hat deutlicher denn je die 
Notwendigkeit des bewaffneten Kampfes erkannt. Wir haben 
begriffen , daß wir es nicht mit Leuten zu tun haben, die berei t 
sind , uns zuzuhören , sondem die den status quo mit aller Ge­
walt aufrecht erhalten wollen. Wir müssen in gleicher Weise 
antworten. 

FRAGE: Wenn Sie mit ihrer Behauptung recht haben, daß 
die Jugend die einzige langfristige Lösung in der bewaffneten 
Konfrontation sicht, glauben Sie, daß künftig in Südafrika 
diese Art des Masscnkampfes, in den die Jugend die letzten 
sechs Monate verwickelt war. überholt ist? Und falls Sie glau­
ben, daß für solche Kampfformen Platz ist, meinen Sie, daß 
ihre Form die gleiche bleiben sollte oder daß ständig neue ge­
funden werden müssen, um den politiSChen und den bewaffne­
ten Kampf miteinan<ler zu verbi nden. 

T. MOTAPANYANE: Ich glaube. es gibt großen Raum rur 
das, was momentan passiert . Aber es müßte in etwas Fortge­
schrillencres weiterentwickelt werden. Wir wissen, daß der 
Kampf nichts statisches iSI. Er ist dynamisch, daher müssen 
wir neue Herangehenswciscn im Kampf suchen . Die taLSäch­
liehe Teilnahme Olm Kampf wird der Jugend neue weiterem· 
wickelte Methoden lehren, den Kampf auf eine höhere Stufe zu 
heben und neue Organisationsformen zu finden. Für die Ju­
gend ist es wichtig zu wissen, daß sie rester Bestandtei l der 
großen Befreiungsbewegung ist, die die Verantwortung für 
unsere völlige Befreiung trägt. Vor allem ist es für die Jugend 
wichtig, daß sie ihre A>ktivitäten mit der bedeutendsten natio­
nalen Befreiungsbewegung. dem ANC, verbindet. 

(Quelle: Sechaba, Official Organ of the ANC South Africa, 
Landon, Nr. 12 / 2. Vierteljahr 1971) 

J.Rodriguez Motive des 
US-Annexionskurses [2. Teil ) 

/11 tlem in A lB 3/ 1977 veröffem!icl!lel/ I . Teil seines Beitrages 
scllilderte der puerroricanische Wi.fSetlSch(lftfe r J. Rodrigue<. 
die aktuellen Bestrebungen Washingt(lIIs <.11f Eingliederung 
Puerto Ricos in die USA. 
Umer der Fragestellung nach deli Motil't'lI des US-Annexions­
kurses gab der Autor eine Ei".schöt<.lmg der jüngsten Wahlen 
auf der karibischen Insel und der Kolonialfrage in den inter­
n(lf;oflalen Organisationen. 
Der <.weite, abschließende Teil stellt mit der veränderten Lage 
in der Karibik und der Krise des kolonialen Wirtschaftsmodells 
weitere Ursache" für die der<.eitige I'uerto- Rico- Politik der 
USA vor. 

Obwohl der koloniale Status Puerto Rico relativ von den poli­
tischen Veränderungen in der übrigen Karibi k isoliert, werden 
die Errichtung und Konsolidierung antiimperialistischer Re-
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gimes in Jamaika und Guayana langfristig zum Vorteil der 
sozia listischen und die Unabhängigkeit fördernden Kriifte 
Puerto Ricos arbeiten. Erfolgreiche sozialistische Erfahrungen 
dieser Länder werden die Perspektive nationaler Unabhängig­
keit demonstrieren und der kolonialistischen Vorstellung, daß 
" Chaos" und " Hunger" dic-'einzige Alternati"e zu r gegen­
wärtigen Situation sei, ein Ende bereiten. Die Entfaltung enger 
regionaler Beziehungen zwischen Kuba, Jamaika und Guayana 
auf dem wirtschaftlichen Sektor wird die Chancen eines unab­
hängigen Pueno Rico vergrößern , sich wirtschafllich in eine 
breite regionale Gemeinschaft integrieren zu können. 

Neue Situation in der Karibik 

Ein weiteres Moment, welches die Polit ik Washingtons gegen­
über PuerIo Rico bestimmt. sind die Entwicklungen in 



P;mama. Die--.e gchcn im wesentlichen auf militärstrategische 
Erwägungen zurück. Zusammen mit der Kanalzone und 
Guantanamo 7 nimmt Puerta Rico in den imperialistischen 
Militäreinrichtungen eine Sch lüsselrolle in der Karibik ein. 
Neben anderen militärischen Einrichtungen besitzen die USA 
ein größeres Trainingslager auf dcr vorgclagcrtcn Insel Vic­
ques und eine 123 237 ha große Marinebasis, die Roosc­
velt Roads genannt wird '. Die Bcdcutung Pucrto Ricos für die 
Marine wird dadurch untcrstrichcn, daß das karibische (ein­
schlicßlich Panamas) und das südallantische US-Marinekom­
mando in der Roosevclt Roads untergebracht sinct. Also kann 
der wachsende Druck für einen neucn Kanalvertrag, der die 
vollkommene oder teilweise Aufgabe des Systems von Aus­
bildung, Nachrichl cnverbindungen und militärischen Ein­
rkhtungen in der Kanalzone nach sich ziehen könnle, den stra­
tegischen Wert Puerto Ricos für die Pentagonplaner nur er­
höhen . Fords Ruf nach Eingliederung rallt mit dem Interesse 
des Pentagon an cincr fortgesetzten und verstärkten militäri­
schell Nutzung Pucrto Ricos zusammen, da es als Versiche­
rung gegen militärische Folgcn zukünftige r politischer Verän­
derungen betrachtet wird. 

Vor dem Hintcrgrund de r sozial istischen und antiimperialisti­
schen Kräfte in der Karibik (d. h. der Festigung der kubani­
schen Revolution und des Erscheinens antiimpcrialistischer 
Regierungen in Panama. Jamaika und Guayana) käme die 
volle politische Angleichung der Insel an die USA einem Ver­
such gle ich, die koloniale Bevölkerung von diesen Entwick­
lungen abzuschneiden und Puerto Ricos Ro lle als Vermittler 
in der politischen, militärischen und ökonomischen neokoJo.. 
nialen Vorherrschaft zu sichern . Diese Bedeutung Puerto 
Ricos für die Aufrechtcrhaltung des Neokolonialismus in der 
Karibik wurde durch die Anwesenheit des Präsidenten der 
Dominikanischen Republik , Joaquin Balaguer, bei der Amts­
einführung des neuen Kolonialgouverneurs und seine aus­
drücklich geäußerte Meinung, .. Fords Vorschlag möge ange­
nommen werden", unterstrichen '. 

Die Krise des kolonialen Enlwicklungsmodells 

Die von der Demokratischen Volkpartei (POP) seit 1948 VOT­

genom.menen Änderungen am kolonialen Wi rtschaftsmodell 
_ ihre polilische Entsprechung war die Umformung Puerto 
Ricos zum ,. Freien Assoziierten Staat" 1952 - hatten die Ab­
lösung einer auf Zucker ausgerichteten Agrarwirtschaft durch 
das Muster •. kolonialer Industrialisierung" zur Folge. Das 
Wirtschaftskonzcpt der POP zeichnete sich vor allem durch 
das Aufgeben eigenständiger Entwicklungen in der vorhan­
denen staatlichen Leichtindustrie aus (Schuh-. Glas-. Papp­
und Zcmenthcrstellung). Dagegen baute es grundsätzlich auf 
den groß angelegten Zustrom von US- Industriekapita l als 
Hebel zu wirtschaftlichem Waehstum, wobei sich der koloniale 
Status anregend fUT ausländische Im'eslitionen auswirken 
solltc. 
Das neue Wirtschaftsmodell wurde folglich eingeleitet durch: 
I . ,.Entnationalisierung" der staatlichen Industrien, 2. Her­
stellung yon Bedingu ngen, die dem US-Industriekapital eine 
wesentlich höhere Profil rate als in den USA selbst garantierte. 
3. Herstellung des .,sozialen Friedens" mw. eines .,günstigen 
Inyeslitionsklimas··. 

Eine wese ntlich höhere Profit rate wurde durch die völlige 
Steuerfreiheit für ausländische Investitionen während der 
ersten zehn Jahre gewährleistet; des weiteren mittels einer 
direkten Unterstützun g durch wirtschaftliche Fördermaßnah­
men (Bau von IndustriellOlagen. Qualifikation der Arbeits­
kraft , billige Em::rgie usw.) und durch die Versorgung des aus­
ländischen Kapitals mit einem reichlichen Angebot an billiger 
Arbeitskraft. Um die Löhne niedrig zu halten. löste die POP 
die Organisation der puerloricanischcn Gewerkschaftsorgani-

sation (Allgemeiner Arbeiterbund) auf und regte standessen 
an, sie durch US-"intemationale" Gewerkschaften zu erset­
zen. Sie leistete Widerstand gegen die volle Anwendung der 
Gesetze über Mindestlöhne und schuf eine Reservearmee von 
Arbeitskräften, indem sie die Arbeitslosenquote niemals 
unter 10 % absinken ließ: 

Anteil von Arbeitslosen in % an der Gesamtarbeiterschaft fü r 
ausgewählte Jahre. 

1950 1960 1965 1970 1971 1972 1973 1974 1975 1976 

12.9 13.2 11.2 10.3 11.3 12.0 11.8 12.3 15.4 21.3 

Andererseits erforderte der ,.soziale Frieden" den willkürli­
chen Export der überschüssigen Bevölkerung (nicht weniger 
a ls ein Vierte l de r Gesamtbevölkerung wanderte während der 
50cr und 60cr Jahre aus). Um das Wachstum der Arbeitskraft 
in " vernünftigen' ; G renzen zu halten, wurde eine scharfe Be­
völkerungswachstumskontrolle durchgefü hrt: Die Pille wurde 
zuerst in Pue rto Rico getestet ; das Programm der Sterilisation 
von Frauen ist ebenfall s wohl bekannt. Jeder Art von polit i­
schem Widerstand gegen die neueren EntwiCklungen wurde 
mit starker Repression begegnet, so gegen die Nationalisti­
sche Partei und gegen die Kommunistische Partei. ,-:---.. 

San Juan: Elend Inmllll'n von Hodlhö/al'm 

Unter solchen Bedi ngungen noßdas US-Kapital in zunehmen­
dem Umrang in alle Bereiche der Kolonialwirtschaft. Das Aus­
maß dieses Vorgangs läßt sich an der Profilmenge ablesen, die 
US- amerikanische Firmen herausgeholt haben . Sie stieg von 
22 Mio Dol lar im Jahre 1950 auf 1.369 Mrd im Jahr 1975 an. 
Obwohl das neue Modell des " industrialisierten Kolonialis· 
mus" auf der " Oberausbcutung" der puertoricanischen Ar­
beitcrklasse beruhte. so ftihrt e es dennoch zu einem allmäh­
lichen Anstieg der Reallöhne. was sich wiederum stabilisie­
rend auf das koloniale System auswirkte. 

Profilboom durch "Satelliteninduslrien" 

Während in den 50cr Jahren die meisten der neuen Investi­
tionen im Bereich der Leichtindustrie getätigt wurden (vor 
allem TeKtil - und Bekleidungsindustrie), wurde in den frühen 
60cr Jahren deutlich, daß diese - trotz groß angelegter Aus­
wanderung - das anwachsende Arbeitskraftpotential nichl auf­
nehmen konnte . Daraufhin bemühte sich die Kolonialregie-
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Anregung von Projekten, wie das eines Hafenbaus für Super­
tanker und die AusbeulUng der Kupferlager inmitten der Insel, 
die hohe öffentliche Kosten unter dem derzeiligen System mit 
sich bringen' '. 

Zuspitzung der Wirtsc::haftskrise 

Die Rezession der US-Wirtschaft trug ebenfalls zu einer Ver­
schärfung der Krise des von der POP fonnulierten Wachstums­
modells bei. Die Worte des Ex-Gouverneurs Rafael Her­
nandes Col6n veranschaulichen dies: "Seit 1974 erleidet un­
ser und die schlimmste Wirtschaftskrise seit den 30er Jah­
ren." U Von 1974,-75 sank das puertoricanische Bruttosozial­
produkt um 2,4 %, während die Arbeitslosigkeit von 12,3 % 
auf 15,3 % stieg "Und für 1975-76 mit über 20 % geschätzt 
wurde. Die sich verschlimmernde ökonomische Lage wider­
spiegelte sich in einer Finanzkrise der Kolonialregierung, die 
es ihr unmöglich machte, die parasitären Beschäftigungen im 
Verwaltungsbereich auszudehnen oder die "sozialen" Ausga­
ben zu steigern. 
Der wesentliche Faktor, der ein scharfes Absinken des Lebens­
standards für die Mehrheit der Bevölkerung verhinderte, war 
die erhöhte Auszahlung von Bundesmitteln sowohl an die Re­
gierung als auch an Einzelpersonen. Nenoüberweisungen von 
Bundesmitteln stiegen von 1973-74 bis 1974-75 um 48,6 %, 

erreichten im letzten Jahr 1,5 Mrd Dolla~ und machten damit 
22,5 % des Privateinkommens in Puerto Rico aus. Die Bun­
desausgaben haben 1976 sogar noch mehr zugenommen. 
rung zunächst um US-Investitionen in der Schwerindustrie 
(petrochemische Werke) in der Hoffnung, daß die Entwick­
lung von "Satellitenindustri::n" die wachsende Arbeitslosig­
keit mindere . Obwohl mehrere - äußerst umweltfeindliche -
petrochemische Werke erricl:ltet wurden, hielt das US-Kapi­
tal den Aufbau von "Salellitenindustrien" in Puerto Rico für 
"wenig lohnend". Da die Petrochemie das Arbeitslosenpro­
blem offensichtlich nicht bewältigen konnte, erfolgte e ine Aus­
dehnung nichtproduktiver Beschäftigung im Verwaltungsbe­
reich (die Beschäftigung in der Verwaltung nahm von 1969 bis 
1973"um 50 % zu); des weiteren eine rapide erhöhung von 
Bundesmitteln für Privatleute ("Wohlfahrts"hilfen), sowie die 
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Muster sozialer Korrumpierung 

Dies bedeutet, daß sich die Bundesregierung, um eine kolo­
niale Ordnung aufrechtzuerhalten, die den multinationalen 
Konzernen "Superprofite" garantiert, in wachscndem Maße 
gezwungen sah, die niedrigen Löhne der arbeitenden Bevölke­
rung direkt zu subventionieren und der Masse der Arbeits­
losen ein Existenzminimum zu sichern. Dies hat günstige Be­
dingungen für die koloniale Lage zur vollkommenen poli ti­
schen Angliederung an die USA geschaffen: 

I. Das Muster der persönlichen Abhängigkeit eines beträch­
tiglichen Teils der Bevölkerung von der US-Bürokratie wird 
verstärkt (z. B. erhalten 70 % aller Familien Lebensmittel­
karten). Schon werden Forderungen nach nationaler Befreiung 
von den Kolonialisten als Gefahr für den " Lebensunterhalt" 
(in Fonn eines Schecks von einem US-Büro) der Bevölkerung 
hingestellt , und die kolonialistischen Parteien wetteifern, wer 
mehr Geld von Washington erhalten hat. 

2. Trotz des Anscheins der "Autonomie" ist die vcnnittelnde 
Rolle des kolonialen Status allmählich untergraben worden, 
da die US-Bürokratie mehr und mehr die Winschafts- und 
Sozialpolitik Puerto Ricos zu kontrollieren sucht. So war die 
Ausweitung der Bundesausgaben für die Insel von einem 
Trend zur "direkten Machtausübung"' der Imperialisten he­
gleitet. Der Höhepunkt dieser Entwicklung kann daher nur 
noch die Eingliederung in die USA durch Abschaffung ge­
setzlicher Beschränkungen sein, die sich aus dem Status eines 
"Freien Assoziierten Staates" e rgeben. 

3. Unter den Politikern Washingtons hat sich die Haltung ver­
stärkt und wird sich wohl noch weiter verstärken, Pucrto Rico 
an den Bundessteuern zu "beteiligen", was in der augenblick­
lichen Situation nicht möglich ist. In diesem Zusammenhang 
muß die. jüngste Entdeckung von etwa 4 Mio Tonnen umfas­
senden Ollagern an der nordöstlichen Küste Pueno Ricos ge­
sehen werden, die eindeutig unter HOheitsgewalt der Kolo­
nialregierung stehen. Eine steuerliche Beteiligung würde ge­
rade hier, nach der Eingliederung, den USA direkt zugute 
kommen. Auch wenn im Fall von Kupfer und anderen Boden­
schätzen eine andere Rechtslage herrScht, wird sich der Druck 
auf eine Ausbeutung aller Rohstoffquellen PuerIo Ricos durch 
nordamerikanische Konzerne in Zukunft von offizieller Seite 
her verstärken. 

Zum ersten Mal seit Beginn der US-Kolonialherrschaft von 
1898 besteht jetzt deutlich die Gefahr, daß die Imperialisten 
versuchen könnten, die staatliche Eingliederung als Minel 
einzusetzen, um so die nationale Befreiung und die Errichtung 
des Sozialismus ein für alle Mal zu verhindern. 

Die puertoricanische Bevölkerung wird jedoch die Zerstörung 
ihrer Nationalität und eine intensivierte kapitalistische Aus­
beutung nicht passiv hinnehmen. Die antiimperialistische Be­
wegung hat bereits zur Bildung einer Volksfront aufgerufen, 
um einer Verstärkung der kolonialen Abhängigkeit Wider­
stand entgegenzusetzen; aber es bedarf aktiver internationaler 
Solidarität, um ihre gewaltsame Unterdrückung zu verhin­
dern und um die neuen imperialistischen Manöver zu entlar­
ven. 

Anmerkungen: 'I Von den USA noch immer besetzte Basis auf Kuba; d. Red. 
8 Qaridad, Rio Piedras, 17.9. 1976 
9 EI Munda, San Juan, 3. I. 1977 

10 Offizielle Schätzungen der Planungskommission von Pueno Rioo. 
Nach exakteren Berechnungen belief sich die Arbeitslosenquote 
für 1975 nicht auf 15,4 %, sondern gar auf 30 %. Vgl. Planning 
Board of Puerto Rico, Report to the Governor, San Juan t975, 
S.234 

11) Vgl. L. MiIler, Puerto Rico: The Origins and Emergence of an In­
dustiialised Colony, Essex 1975 und J. J. VillamiI, EI Modt:lo 
Puenoriqueno: los limites del Crecimiento Dependiente, Mimeo 
1975 

12) EI Munda, 2. I. 1977 



US -Im erialismus 

Sudiman Satiadjaja 

Die neue US-Politik 
in Südost asien 

Der endgültige Sieg des victnamesischcn Volkes im dreißig­
jährigen Befreiungskrieg gegen den franz.Ösischen und US­
Imperialismus im Frühjahr 1975 war der Höhepunkt der 
von den nationalen Befreiungsbewegungen nach dem 2. Welt­
krieg e rrungenen zahlreichen Erfolge. Die Wiedervereini­
gung Vietnams und der Aufbau des Sozialismus im ganzen 
Lande eröffnen zugleich ncue Perspektiven für die anliimpe­
rialistische Bewegung in ganz SüdOSlasien. 
Die USA lassen ihrerseits nach dem Indochina-Debakel 1975 
nichlS unversucht, mit neuen Initiativen den imperialistischen 
Einfluß in den umliegenden Gebieten Asiens zu sichern. 

Washingtons Aufrüstung des aggressiven 
Suharto·Regimes 

US-Präsident Ford sagte, nachdem cr im Dezember 1975 
die sogenannte "Pazifi k·Doktrin" verkündet hatte, Indone­
sien sei einer der ne u gewonnenen Freunde der USA. Ande­
rerseits weiß sich das indo nesische Regime seit dem Sturz 
der antikommunistischen Regimes in Indochina in Gefahr. 
Die indonesischen Führer betonten wieder einmal, daß sich 
ihre Politik hauptsiichlilh gegen die " kommunistische Be­
drohung" richtc. So ist die Politik des Suharto-Regimes auf­
grund de r politischcn Entwick lungen in Südostasien offen 
auf den Westen und die USA ausgerichtet. Da die USA eine 
solche politische Orientierung begrüßen. haben sie sich für 
die Verdoppelung ihrer militärischen Unterstützung für indo­
nesien entschieden : die Rüstungshilfe beträgt nunmehr 
44 Mio Dollar. 

Die mililärische Aggression Indonesiens gegen 0l,1-Timor 
war cir crster Schrill zu r Verwirklichung de r Pazifik·Do ktrin, 

Pazifik -Doktrin 
I. Die militärische Stärke der USA ist eine notwendige Basis 

für jedes stabile Kräflegleiehgewichl im Pazifik. 
2. Die Partnerschaft mit Japan ist ein Pfeiler der amerikanischen 

Strategie. 
3. Die Vereinigten Staaten setzen die Nonnalisierung ihrer Be· 

ziehungen zu OIina fort. 
4. Die USA verfolgen weiter eine aktiye Politik in Südostasien. 
S. Die Verteidigung Südkoreas wird auch in Zukunft durch die 

USA garantiert. 
6. Die Vereinigten Staaten fOrdern eine wirtschaftliche Zusam-

menarbeit mi t allen asiatiSChen Nationen. 

(Quelle: Gesichter Asiens - zwischen Guam und Hawai. Amerikas 
Bollwerk im Pazifik. ein Filmbericht VOfl H. W. Berg, ARD. 
27. 12. 1976) 

in der besonders die Notwendigkeit hervorgehoben wird, 
Südostasien vor kommunistischem Einfluß zu schützen und 
bestehende ,revolulionäre Regierungen auszuschalten. Dja­
karta und Washington bezeichnen die fortschritt liche Be­
freiungsorganisation FRETlLIN unll die Volksdemokratische 
Republik Ost.Timor, die im November 1975 noch vor der 
indonesischen Aggression ausgerufen wurde, als eine " kom­
munistische Organisation und ein kommunistisches Regime". 

Da die USA vers'lchen, ihren Einfluß in diesem Gebiet ab-­
zusichern, messen sie auch der Errichtung militärischer Stütz­
punkte große Bedeutung bei. Besonderes Gewicht hat dabei 
der Aufbau des Stützpunktes Diego Garcia im Indischen 
Ozean. Von dem Stützpunkt aus wollen die Vereinigten Staa­
ten ihren Einfluß über diesen Ozean und die Länder dieser 
Region sichern, um die dortigen Bewegungen aufzuhalten, 
die für nationale Befreiung, Demokratie und Frieden in di~ 
sen Ländern kämpfen, und um die sozialistischen Länder von 
hier aus zu bedrohen. Bekanntlich fanden nach dem Sieg der 
Völker Indochinas in Thailand politische Veränderungen 
Statt , die dort zu e iner Auflösung der Militärstützpunkte dcr 
USA führtcn 1. 

Ebenso ist das Fortbestehen der militärischen Stützpunkte 
der USA auf den Philippinen gefährdet, da Regierung und 
Bevö lkerung dieses Landes die überprüfung des Vertrages 
über die dortigen Stützpunkte verlangen. Die Regierungen 
von Malaysia und Singapur haben mit Rücksicht auf.die län­
der Indochinas nicht die Absicht, eine Konfrontationspolitik 
zu verfolgen. Die einzige Hoffnung der US-lmperialisten ist 
die Regierung Indoncsiens. die einen zutiefst antikommu· 
nistischen Kurs steuert . 

Diesem Regime ist von den USA eine jährliche Zuwenqung 
von 500-700 Mio Do llar angeboten worden. wenn es der 
Errichtung eines " Marine-übungsstützpunktes für Mitglied­
staaten der ASEAN" auf der Morotai-Insel im nördlichen 
Teil der Molukken zustimmt . Er soll von den USA errichtet 
werden und soll ihnen das Recht garantieren, ihre 7. Flolte 
dort zu stationieren. Dieser Vorschlag wurde Generalleut­
nant Murto no von eine m Vertreter des Pentagon unterbrei­
tet, als Murtono im Herbst 1975 als Gesandter Präsident 
Suhartos nach Washington kam, um dort Militärverhandlun­
ge n mit den USA zu füh ren. 
Seitdem haben sich Delegationen beider Länder häufig ge­
Iroffen. Es wurde hauptsächlich die Frage diskutiert, wie ihre 
Verbindungen auf allen Ebenen , einschließlich der militäri­
schen. gestärkt werdcn könntcn . 

Aus den schlechten Erfahrungen mit den militärischen Aben­
teuern gegen die Völ ker Indochinas haben die US-fmperia­
listen gclernt, und sie halten es nun für notwendig, die Wirt-
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schaftshilfe für die Länder Südostasiens anzukurbeln. Mit 
dieser " Hilfe" wollen die USA ihren Einfluß in diesen Län­
dern erhalten. Die US-Regierung begrußt den Entwurf des 
Suharto-Regimes bezüglich der sogenan nten .. Nationalen 
Bestimmung", deren Hauptziel darin besteht, die mo ral ische. 
politische, winschaftliche und militärische Leistungsfähigkeit 
Indonesie ns so zu erhöhen, daß es in die Lage verse:.zt wird, 
der " inneren und äußeren Bedrohung" zu begegnen. Diese r 
Entwurf stcht in übereinstimmung mit dem 4. Punkt der 
Pazifik-D oktrin (siehe Kasten), in dem die Notwendigkeit 
hervorgehoben wird, in Südostasien politische Stabilität und 
Sicherheit zu gewährleistcn . 

Aufstockung der US-Wirtschaftshilfe für Djakarta 

Entsprechend versprachen die Vereinigten Staaten ihre wirt­
schaftl iche " Hilfe" aufzustocken. Ende 1975 betrugen private 
Kapitalinvestitionen aus den Vereinigten Staaten in Indonesien 
über I Mrd Dollar, die Olgeschäfte nicht inbegriffen. Dies 
macht e in Drittel aller ausländischen Privatinvcstitionen in 
dicsem Land aus. Das US-Kapital besitzt Anteile an 130 
Unternehmungen. Ocr Anteil der USA an der Ölproduktion 
bet rägt inzwischen zwei Drittel der gesamten Produktion. 
Als die staatliche Ölgesellschaft Pertamina wegen Korruption 
und Mißwi r;schaft am Rande des Bank rotts stand, stimmten 
die USA nicht nur zu, die Schuldenzahlungen aufzuschicben, 
sondern boten der Pe rtamina soga r neue Kredite bis zu I Mrd 
Dollar an. Auch andere kapitalistische Mitgliedstaaten der 
IGGJ2 haben ihre " H ilfe" für Indonesien aufgestockt, kon­
kret auf 980 Mio Dollar im Fi nanzjahr 1976/77 gegenüber 
859 Mio Dollar 1975/76. 

SEATO 
Der Südostasiatische Verteidigungspakt - SEATO (South Easl 
Asia Collective Defensc Treaty Organisation) wurde durch einen 
am 8. 9. 1954 unterleichneten Vertrag in Manila (daher auch 
" Manila-Pakt" genannt), gegründet. Die Gründerstaalen Austra· 
lien, Frankreich. Großbritannien. Neusceland. Pakistan. Philippi· 
nen, Thailand und die USA riefen die SEATO unter dem Ein­
druck der vernichtenden Niederlage des französischen Kolonia­
lismus in Vietnam ins Leben. Der Vertrag trug eindeutig die Hand­
schrift des damaligen US-AußcnminislCTS lohn Foster Dulles, er 
war ein Produkt der " Roll back"-Strategie des Imperialismus. 
Angeblich bestand die Aufgabe des Paktes in der Bekämpfung 
" kommunistischer Infiltration", in Wirklichkeit aber entsprach er 
den Absichten imperialistischer Kreise. nach dem Zusammenbruch 
des Kolonialsystems in Asien ihre Hegemonie in dieser Region 
abzusichern. Sehr deutlich wurde diese Funktion während der 
US-Aggression in Vietnam, die ihre Anfange im GTÜndungsjahr 
der SEATO nahm und bei der Truppen mehrerer SEATO·Mit­
gliedsstaaten zum Kriegseinsau: kamen. Auch die SüddeUlsche Zei­
tung sieht die Aufgabe des Pakts in der "Rechtfertigung einer 
bewaffneten Intervention sciner nichtasiatischen Mitglieder im 
Paktgebiet." (SZ. 29. 7. 1975) 

Mit den wachsenden Erfolgen der nationalen Befreiungsbewegung 
in Asien und dem veränderten Kräfteverhältnis in der Welt ver­
lor der "asiatische Zwilling der NATO" seine Stabilität. Bo.: reits 
1967 war Frankrekh aus dem Bündnis ausgetreten. 1972 fo lgte 
Pakistan. Als 1975 die Niederlage des US-Imperialismus in Indo­
china endgültig war, beschloß der Ministerrat der SEATO auf sei­
ner SiCtung in Ncw York, den thailändischen Generalsekretär der 
Organisation zu beauftragen, einen de taillierten Plan fü r den l!wei­
jährigen stufenweisen Auflösungsprozcß auszuarbeiten. Dieser 
Beschluß war auch eine Folge der Hahung der heiden einzigen 
asiatischen Paktmitglieder, Thailands und der Philippinen. die 
ebenfalls 1975 die Ansieht vertraten. die SEATO sei angesichts der 
Veränderungen in Südostasien überholt. 

Daß diese imperialistische Paktorganisation bis heute noch nicht 
offiziell aufgelöst worden ist. liegt sicherlich im Fehlen einer adä­
quaten Ersatl!- Inw. Nachfolgeorganisation begründet. Die sich in 
letzter Zeit mehrenden Versuche. die ASEAN derart umzufunk­
tionieren, sprechen in dieser Hinsicht eine deutliche Sprache. 

Die Bereitschaft der westlichen Länder, ihre Hilfe zu erhö­
hen, emspringt der Annahme. daß das Suharto-Regime be­
reit ist. die ihm gestellten Bedingungen zu erfüllen . Diese 
bestehen darin, den Kurs verstärkter Investitionen ausländi ­
schen Kapitals und der Ausweitung des privlllwin schaftlichen 
Sektors in Indonesien beizubehalten. Eine Zusage in diesem 
Sinne machte schon Ende 1975 Suhud. ein Bevollmächtigter 
Suhartos, der bei seine r Ankunft in den USA erklärte, daß 
die Ausweitung der Handelsbcziehungen mit den sozialisti­
schen Ländern und die offene Erk lärung der indonesi~hen 
Regierung bezüglich der Einschränkung ausländischen Kapi­
tal investitionen kei nerlei Änderungen des oben gcnannten 
Kurses bedeuten. 
U m seine Niederlage in l.ndochina und den Auflösungsprozeß 
der SEATO (siehe Kasten) auszubiigeln , wendet sich der 
US- Impe rialismus immer mehr seinen Verbündeten in Asien 
und im Pazifik zu, wie z. 8. Japan und Australien. und for­
dert von ihnen, in ihrem Einflußbereich die Mitgliedstaaten 
der ASEAN (das sind Indonesien, Philippinen, Malaysia, 
Singapur, Thailand) politisch auf ihre Seite zu ziehen , um 
aus der A SEAN ein Militärbündnis zu machen. 
In diesem Zusamme nhang hat Australien seine Militiirhilfe 
für Indonesien erhöht. In einem gemeinsamen Kommuniquc, 
das man gegen Ende des Besuches des australischen Premier­
ministen. Frazer im Oktober 1976 veröffentlichte, wurde 
be tont , daß beide Länder der Ansicht seien , daß der Friede 
im Indischen Ozean nur gewährleistet werden könne, wenn 
die militärischen Kräfte in diesem Gebiet in einem ausgewo­
genen Verhältnis zueinander stünden . Auf dem Treffen der 
bei der ASEAN akkredit ierten japan ischen Botschafter, das 
Ende 1976 in Bangkok stattfand, wurde der Frage nach der 



Jose Ramos-Horta 
Ost -Timor : das Vietnam Indonesiens 

lose Ramos-Horta ist Mitglied des Zen/ra/komitees und Sekretär 
der Ab/ei/ung /Ur auswärtige Bezit!huflgen du Befreiungsbewegung 
FRETILlN, Sprl!Cher dieSf'f Organisation bei den Vueimen Natio­
nen lind Außenminister der /kmQkratiscnen Republik Ost-Timor. 

Ein unbekannter- Krieg - bei weitem der bedeutendste in Süd­
ostasien seit dem Ende der Indochinakriegc - WUlct in Ost-Timor. 
Ungerahr 45 000 indonesische Soldotcn versuchen, eine vom Volk 
getragene Widerstandsbewegung nicdcroJliChlagen. 
Nach einer mehr als cin Jahr andauernden Intervention großen 
Ausmaßes, durchgeführt mit der Unterstützung von 15 Kriegs­
schiffen, 30 Hubschraubern (größtenteils als das französische Fa­
brikat Alouelle identifiziert), 15 Hcrcules-, Dakota-, B 25-Flug­
zeugen, SO Panzern und gepanzerten Fahrzeugen, kontrollieren 
die Indonesier weniger als 20 % des Territoriums. (. .. ) 
Selbst Djakarta-freundliche Berichte bestätigen die sei tens der 
FREllLIN über die indonesischen Grausamkeiten vorgebrachten 
Anschuldigungen. Ein "streng vertraulicher Berichl'· , der auf­
grund von Indiskretionen die australische Presse elTeicht hat und 
der von Kirchenvertretem, die das Territorium besichtigt hauen, 
verfaßt worden sein soll, trifft folgende Feststellungen: 
I. Mindestens 60 000 Menschen, vor allem Frauen und Kinder, 

sind seit der Invasion Ost-Timors durch tndonesien vom 7. De­
zember 1975 hingemordet worden. 

2. Die Diebstahls- und Einbruchsdelikte, die Brandstiftungen und 
die Vergewalligungen, deren sich die indonesischen Truppen 
schuldig gemacht haben, rogen eine massive Opposition gegen 
die Integrationsvorschläge Indonesiens nach sich. 

3. Die FRETIUN kontrolliert 85 % des landes, und der kampf 
dehnt sich schr weit aus. 

4. Die indonesischen Truppen üben die Kontrolle über 150000 
Personen aus (nach der vom Nationalen Wiederaulbaudienst 
der FRETILIN durchgeführten Volkszählung von 1976 liegt 
die Bevölkerung bei über 800 (00). 

5. Wenn eine wirkliche Volksabstimmung staufdnde, '"-irde das 
Volk die FRETILIN wählen. 

Heute führt das faschistische Regime von Djakarta, unterstützt 
von den USA. seinen Angriffiikrieg gegen die Demokratische Re­
publik Ost-Timor fort und setzt sich damit in grober Weise über 
die Resolutionen der Volh ! rsammlung und des Sicherheitsrates 
der Vereinten Nationen hinweg. Die Streitkräfte Ost-Tunorszählen 
15000 Soldaten (einschließlich 1000 Frauen und 1000 Studen­
ten), die gut ausgebi ldet sind und mit in Deutschland hergestell­
ten Waffen aus portugiesischen Beständen (NATO), G 3- und 
Mausergewehren, Mörsern großer und kleiner Reichweite, Ba­
rookas und einigen Augabwehrgeschützcn gut ausgerüstet sind. 

Das Gelände ist sehr bergig, und in den Bergen des Zentrums und 
an der Südküste ist die Vegetat ion dicht - Straßen und Brücken 
sind durch zwei Regenzeiten und durch die Streitkräfte der FRE­
TILlN beschädigt worden, welche die Taktik verfolgen, jeden mög-

.,militärischen Bedeutung der Präsenz der USA in Sj,idost­
asien'· besondere Aufmerksamkeit gewidmel. 

Die Mitgliedstaaten der ASEAN sind Japans HaupthandeIs­
partner. Aus diesen Ländern importiert Japan Rohstoffe, 
einschließl ich Öl. In vielen Fällen hat Japan versucht, die­
sen Ländern seinen Willen aufzuzwingen. Aber die Bevölke­
rung der betreffenden Länder hat sich gegen solche Versuche 
gewehrt. In den Jahren 1973 bis 1975 haben in Thailand_ 
Indonesien , Malaysia und anderen Ländern Massenaktionen 
gegen Japan stattgefunden. 

Versuch der Militarisierung der ASEAN 

Auf e ine m Treffen des indonesischen Außenministers A. 
Malik und einer Gruppe US-amerikanischer Kongreßabge­
ordneter, die im Dezember 1976 Indonesien besuchten, 

lichen Verbindungsweg zu Land zu zerstören, um den Vormarsch 
der indonesischen Infanterie zu verlangsamen. 
Das Land produziert seine Nahrungsmittel selbst: Reis, Getreide, 
Kartoffeln, Gemüse, Tapioka, Fleisch (Büffel, Kühe, Ziegen, 
Schweine, Damwild usw.) und Fisch. Die Verhältnisse sind ideal 
für einen Guerillakampf. Die Indonesier kennen das Gelände 
nicht, fallen leicht in Hinterhalte und müssen einer ihnen feindlich 
gesonnenen Bevölkerung gegenübertreten. 

Einer Sendung der Rundfunkstation Maubere der FRE11LIN vom 
24. Dezember -zufolge haben die Strei tkräfte Ost-Timors das Dorf 
Remexio, 30 km südöstlich von Dili gelegen, wieder eingenom­
men - sind die indonesischen Streilkräfte, die versuchten, das nur 
15 km westlich von Dili gelegene Dorf Tibar zu erobern, zurück­
gedrängt worden. Seit Dezember 1976 hat die FRETIUN 19 Pa­
sten von den Indonesiern zurückerobert und sich einer beträcht­
lichen Menge Waffen und Munition bemächtigt. In einem einzigen 
Kampf in Bailaco, nahe Di1i. wurden 600 Indonesier getötet. Im 
Zeitraum eines lahres haben die Streitkrähe der FRETILlN sech!_ 
Hubschrauber und ein Flugzeug abgeschossen und mehrere Pam:er, 
gepanzerte Fahneuge und lastwagen zerstört oder erbeutet. 
Verschiedene und unabhängige Informationsquellen in CanbelTa, 
Tokio, Singapur und Washington haben zugegeben, daß etwa 
10 000 bis 14 000 indonesische Soldaten in Ost-TLJTlOr getötet 
oder verwundet worden sind, und daß in einem lahr ungefahr 200 
Mio Dollar ausgegeben worden waren. Die Krankenhäuser in DiIi, 
Kupang, Denpassar und Djakarta sind voll von Kriegsopfem. ( ... ) 

(Quelle: Le Monde, Paris, 27. 1. 1977) 

wurde über die Frage der Militarisierung der ASEAN ver­
handelt. E in solcher Plan war schon seil längerem von reak­
tionären Kreisen der Mitgliedstaaten dieses Bündnisses in 
Erwägung gezogen worden. Das ganze e ndete mit einem 
Mißklang unter den Ländern, die in diesem Punkt unter­
schiedlicher Ansicht waren. Offiziell lehnt die ASEAN den 
Plan der Militarisierung ab. Auf der anderen Seite aber ist 
vom Suharto-Regime Solidarität mit Fords Pazifik-Doktrin 
betont worden . 
Andere Versuche der Imperialisten, aus der ASEAN ein mi li­
tärisches Bündnis zu machen, das proimperialistisch ist, . we r­
den deutlich anhand 
• der zunehmenden Aktivitäten des ANZUS-Paktesl, in 

dem Australien, Neuseeland und die Vereinigten Staaten 
organisiert sind ; 

• des Drucks der USA auf die Philippine n ; 
• der Unterstützung des konterrevolutionären Staatsstreichs 

41 



in Thailand durch die USA; 
• der Wiedererrichtung des elektronischen Spionagezen­

trums eben dort; 
• der Unterstützung der Erklärung reaktionärer Kreise der 

ASEAN-Staaten hinsichtlich der Notwendigkeit " kommu­
nistische Aufrührer" zu bekämpfen durch die USA. 

Die hannäckige Weigerung des Suharto-Regimes, 100000 
Patrioten aus den Gefängnissen und Konzentrationslagern 
zu entlassen, oder auch nur einige der ihnen vor den schlimm­
sten Strafmaßnahmen wie z. B. der "Umsiedelung in weit 
entfernte Gebiete" zu verschonen, ist eine Fonn des augen­
blicklichen Kampfes gegen " kommunistische Aufrührer", 
oder zumindest die Anwendung der Pazifik-Doktrin, die 
geg~n die nationale Befreiungsbewegung, Demokratie und 
Frieden in Asien und im Pazifik gerichtet ist. 

Entspannung: nicht nur hohle Worte 

Aber die Mitgliedstaaten der ASEAN werden zu Zeugen der 
Ausweitung und an manchen Stellen der Stärkung der Frie­
densbewegung gegen Imperialismus und Reaktion, zu der es 
aufgrund der int.ernationalen ~ituation kommt, die sich für 
Entspannung und Weltfrieden zu öffnen beginnt. Die Forde­
rung, der imperialistischen Einmischung ein Ende zu bereiten, 
und die internationalen winschaftlichen Beziehungen gerecht 
zu regeln, wird in diesen Ländern immer lauter gestellt. 

Wir können mit Sicherheit feststellen, daß der Gedanke der 
Entspannung, der gemeinsamen Sicherheit und Zusammenar­
beit in Asien, der von der SowjelUnion vorgeschlagen wird, 
in diesen Ländern große Unterstützung findet. Reaktionäre 

,-----ASE AN-Pakt 
Der Verband Südostasiatischer Staaten - ASEAN (Association of 
Squth-East Asian Nations), dem Indonesicn, Malaysia, die Philip­
pinen, Thailand und Singapur angehören, wurde am 8. 8. 1967 in 
Bangkok gegründet. In einer 7-Punkte-Deklaration vereinbarten 
die GTÜndungsstaaten eine enge Kooperation auf den Gebieten 
Kultur, Wirtschaft und Verkehr. Der Verband verfügt über ein 
ständiges Sekretariat in Djakarta ; in unregelmäßigen zeitlichen Ab­
ständen finden ,,Ministerkonferenzen für die winschaftliche Ent­
wicklung in Südostasien" (MEDSEA) statt; in diesem Gremium ist 
Australien Mitglied. 

Das Gebiet der fünf ASEAN-Staaten ist von hervorragender stra­
tegischer Bedeutung für den Imperialismus, besonders natürlich 
nach der US-Niederlage in Indochina. 
Auch winschaftLich sind die ASEAN-Staaten we~n ihres Roh­
stoffreichtums ein Faktor von überrajl;ender Bedeutung: Von der 
Welt produktion an Kautschuk entfallen 82 %, an Kopra 65 %, an 
Palmöl 60 %, an Zinn über 60 % und an Harthölzern etwa 50 % 
auf diese Staaten, die zuaem sehr wichtige Produzenten von Reis, 
Zucker, Kaffee, Tee, Tabak, Gewürzen, Kupfer und Nickel sind. 
Indonesien und Malaysia sind bedeutende Erdölförderländer, Thai­
land und die Philippinen könnten es werden. 

Auf dem ersten Gipfeltreffen der ASEAN, das Anfang 1976 auf 
Bali stattfand, wurde der widersprüchliche Cluirakter dieser 0'1la­
n"üon sehr deutlich: Während sich die Staatsoberhäupter einer­
seits·für die Schaffung einer südostasiatischen Zo_ne des Friedens 
aussprachen, vereinbarten sie, außerhalb des ASEAN-Rahmens 
die Kooperation in "SicherheilSfragen'" d. h. in militärischen Fra­
gen, fortzusetzen. Dies kommt den. imperialistischen Bestrebungen, 
die ASEAN zur Nachfolgeorganisation der SEATO zu machen, 
sehr entgegen. 
Die unterschiedlichen Positionen der einzelnen Mitgliedstaaten 
z. B. in ihrem Verhältnis zu den befreiten Ländem. lndochinas 
und ihre differierenden innenpolitischen Konzeptionen sowie der 
nicht zu leugnende Einfluß des Imperialismus haben bil;her ver­
hinden, daß der ProzeB der Schaffung einer Friedenszone in Süd­
astasien weiter vorankommen konnte. Die Frage nach der zukünf­
tigen Entwicklung der ASEAN aber bleibt offen. 
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Kreise versuchen ihr bestes und bedienen sich verschiedener 
Mittel, um die Verbreitung dieser Gedanken in ihren Ländern 
aufzuhalten. Aber sogar dem Suharto-Regime ist das nicht 
gelungen, weil die überwiegende Mehrheit der Bevölkerung 
für Frieden und Entspannung und gegen den Imperialismus 
ist. Das kommt auch in den Artikeln vieler Zeitungen zum 
Ausdruck. Das Regime wird dazu gezwungen, sich für den 
Frieden und für Zusammenarbeit in Asien auszusprechen. 
Aber wir wissen , daß das lediglich hohle Worte sind. Den­
noch haben solche E rklärung, die von diesem Regime ver­
lautbart werden, großen Einfluß auf die Bewegung für Frie­
den, Entspannung und Zusammenarbeit in Asien. Es zeigt 
auch den starken Wunsch des indonesischen Volkes nach 
Frieden, Entspannung und Zusammenarbeit. Ganz deutlich 
zeigt es, daß das reakt ionäre Regime keine andere Wahl hat, 
als sich d en Realitäten zu beugen. 

Die Regierung der Philippinen verfolgt augenblicklich einen 
realistischen Kurs bezüglich internationaler Beziehungen und 
im innenpolitischen Bereich. Diese neue positive Politik der 
Regierung ist auf die Lösung lebenswichtiger sozialökono­
mischer Probleme gerichtet. Seitdem die Philippinen nach 
dem 2. Weltkrieg unabhängig geworden sind, hatte ihre Re­
gierung auf US-imperialistische " Hilfe" vertraut, mit Hilfe 
derer die anstehenden Probleme gelöst werden sollten. 

Neuer realistischer Kurs der Philippinen 

Obgleich die Regierung zur Zeit noch stark an ausländisches 
Monopolkapital und hier besonders an das der USA gebun­
den ist, versucht sie, die Unterstützung breiter Schichtcn der 
Bevölkerung zu erhalten, und führt auf diese Weise alle fort ­
schrittlichen und demokratischen Kräfte des Landes zusam­
men . Im Zuge dieser neuen Politik hat die Regierung viele 
politische Gefangene, Kommunisten und Demokraten, frei­
gelassen . Die Regierung arbeitet mit ihnen in dem Bemühen 
um sozioökonomische Veränderungen zum Wohle der Nation 
zusammen . Auf internationaler Ebene hat sie diplomatische 
Beziehungen zu den sozialistischen Ländern aufgenommen 
und den Handel und wirtschaftliche und kulturelle Bcziehun­
gen mit ihnen erweitert. 
Sie stellt auch innerhalb der ASEAN eine fonschrinliche 
Kraft dar und setzt sich verstärkt für eine neue Weltwin­
schaftsordnung und die Bewegung der nichtpaktgebundenen 
Staaten ein. 

Die Stärkung der Bewegung fü r Frieden, Entspannung und 
Zusammenarbeit läuft parallel zu dem zunehmenden Kampf 
gegen Imperialismus und Reaktion. Diese Bewegung und 
dieser Kampf können Millionen von Menschen zusammen­
führen und vereinen, deren gemeinsames Z iel die vollstän­
dige Vernichtung der imperialistischen Vormachtstellung und 
E innußnahme in Südostasien ist , und die für ein demokra­
tisches Leben in diesem Gebiet, für die Verbreitung des Frie­
densgedankens, für Entspannung und Zusammenarbeit In 

Südostasien und auf der ganzen Erde kämpfen. 

Anmerkungen der Redaktion: 

1) Zur Revision dieses politischen Kurses in Thailand dureh einen 
vom US-Geheimdienst CIA mitgetragenen Rechtsputsch siehe 
O. Hartung, Militärputsch und Geschichte der Thai-Gesellschaft, 
in: AlB. Nr. 11-1211976 

2) Die Zwischenstaatliche Organisation zu Indonesien - IGGI (In­
tergovernmental Group on Indonesia), die von dem bundesrepu­
blikanischen Finanzmagnaten H. J. Abs mit gegründet wurde, 
umfaßt die bedeutendsten Gläubigerländer Indonesiens: die USA, 
Japan, die BRO, Holland, Frankreich, Belgien, Großbritannicn, 
Italien, ÖSterreich. Schweiz, Dänemark, Kanada, Australien Wld 
Neuseeland. 

3) Der ANZUS-Pakt wird auch "Pazifik-Pak'" genannt und wurde 
3m 1. 9. 1951 in San Francisco gebildet. Die Abkürzung ANZUS 
ergibt sich aus den Länderkürzeln: Australia (A), New ZeaJand 
(NZ) ud USA (US). 



Kurzinformation 

Vietnam 
Am 3 1. I. 77 fand in Ho Chi Minh -Stadt der Griindungskon­
greß de r neuen Vaterländischen Front Vietnams statt , mit 
dem cin weiterer Schritt im ProzeB der Wiedervereinigung 
des Landes vol17.ogen wurde. 
500 Delegierte repräsentierten die drei nun ' in einer Front 
zusammengeschlossenen Organisationen : 
• Die Vaterländische Front Vietnams, die am 10. 9. 1955 

gegründet worden war und - unlcr Führung der Partei der 
We rktätigen - Massenorganisationen sowie Einzelpersön­
lichkeitcn der De mokratische n Republik Vietnam umfa ßlc. 

• Die Na tior;:;k Fron! für d ie Befreiung Südvietnams (FNL), 
die am 20. 12. 1960 den Kampf gegen die Unterdrückung 
des Di em-Regimes aut'!iahm und in der fast 30 politische, 
gesellschaftliche und religiöse Organisationen zusammen­
geschlossen ware n. 

• Die Allianz der Natio nalen. Demokratischen und Friedens­
kräfte Südvietnams, en!standen am 20. 4. 1968 durch die 
Ve reinigung fri edliebender, patriotische r Vertreter de r 
städtischen Intelligenz und des Kleinbürgertums. 

De r Ko ngreß bestimmte die Leitungsgre mien der Front : 
d as Zentra lkomitee, dessen Pr'äsidium und Sekretariat. Z um 
Vo rsitzenden des ZK wurde Ho ang Quoc V iel . zum Gene ntI­
sekretär Nguyen Van Tien gewählt. 
Die Aufgaben de r Fro nt werden im G TÜndungsbeschluß da­
hingehend defmien , daß mit dem Zusammenschluß der bis­
herigen Ma!iSCn- und Bündnisorganisationen der Wille des 
victnamesischen Vo lkes zum Ausdruck gebracht werde, " in 
einheitlicher Fron! und solidarischer Aktion aller Klasscn und 
Schichte n der Bevölkerung unter Führung der Kommunisti­
schen Parte i Vietnams und auf de r Grundlage des festen Bünd­
nisses de r Arbeitcr und Dauern aktiv am Aufbau und bei der 
sozialistischcrr Umgesta ltung des Landes" mitzuwirken. 

Westsahara 
Ein Jahr nach der Proklamation der Demo k.ratischen Arabi­
schen Re publik Sahara (DARS) am 27. Februar 1976 ko nnte 
die revolutionäre Führung der Frente POLISARIO eine er­
mutigende militäriSCh-politische Bilanz verbuchen. Wie der 
Präside nt des Ministe rrates der DARS, M. Mohamed Laminc, 
erklärte, mußte die marokkanisch-mauretanische Seite im 
J ahr 1976 schwerc Verluste hinnehmen : 65 15 Tote. 6194 Ver­
wunde te, 845 Militärfahrzcuge und 25 A ugzcuge. Hinzu 
kommt d ie statt liche Anl.ahl von 100 Deserteuren, die sich 
de r Frente POLiSARIO anschlossen (vgl. Sahara Libre, 
Algier. NT. 29/ 1977). 
Ein angeschlagener Zustand wurde den Intcrventionstruppen 
auch von de m in die DARS entsandten Korrespondentcn der 
Time, David Beck.wi th, bestätigt. ü ber d ie Gegenwärtige 
Situatio n berichtet er: .. Die Marokkllner und Mauretanier 
halten d ie Dö rfer, aber wagen sich aus Angst vor einem Hinler­
halt nur vo rsict\t ig in die Wüste ; info lgedessen durchstreifen 
PO LISA RI O-Kämpfe r frei eine n Großteil des Territoriums" 
(Time. New York. 1. "3. 1977). 

Insbesonderc spürt Mauretanien die wachsenden mili tärischen 
Erfo lge der Sahi"3ouis. In den letzten Wochen des vergange­
nen Jahres unterbrach die PQLlSARIO vollständig die Eiscn­
erzlieferungen auf der 600 km langen Bahnlinie aus Zouerate. 
das im Landesinnere n liegt. zur Hafe nstadt Nouadhibou. d. h. 
e ine Verbindung, auf der 80 'Yo des Gesamtexports Maure· 
taniens befördert we rden . .. Dies hat", so D. Beckwith , .. Mau-

retanien an den Rand einer wirtschaftlichen Katastrophe ge­
führt " (ebe nda). 
Unterdessen sind Vermilt lungsversuche . wie die des saudiara­
bischen Kronprinzen Fahd Ibn Abdc1azis Ende 1976 ebenso 
gescheitert wie ein in die Organisation rur afrikanische Einheit 
(OAU) eingebrachte r Vorschlag. man solle einen Teil Slaal 
auf dem vom Mauretanien besc tzten Gebiet gründen, welchen 
die POLI$AR IO e ntschieden ablehnte. 

Der Westsahara-Konflik t ist im Stadium eine r liefen Knsc der 
Besatzungsmächte angelangt : Marokko und Mauretanien sind 
in der OA U wie im arabischen Raum isolie n , stehe n unler 
Druck ihrer internationalcn westlichen Finanzgaranten. und 
sind militärisch wie ökonomisch angeschlage·n. Die POLI ­
SARIO hingegen kann nicht nur spektaku läre mili tärische 
Erfolge vorweise n; ihr nationaldemokratisches Programm 
(Wortlaut in AlB, Nr. 11 - 12/ 1976) ist in de r Bevölkerung fest 
veranke rt und auch inlernationale politische Posilionsgewinne 
- der Westsaharako nflikt steht u. a . auf der Tagesordnung der 
nächsten Tagung de r OAU - zeichnen sich ab. 

Namibia 
In eine m Dringlichkeilsappell haI sich die Südwestafrikani­
sche Volksorganisation (SWAPO) erneut an die internatio­
nale Öffe ntlichkei t gewandt, jetzt die Anstrengungen zu ver­
vielfache-n, um den geplanten Mord Jlß den beiden SWAPO­
Funktio nären Allron Mushimbll und Hendrik Shikongo zu 
verhinde rn. Die beiden namibischen Patrioten waren im Mai 
le tzten Jahres aufgrund fragwü rdiger Indizien in einem Schau­
prozeß in SwakopnlUnd zum Tode verurteilt worde n. Zu­
sammen mit ihnen waren zwei junge Frauen zu langjähri­
gen Zuchthausstrafe n abgeurteilt worden. 
Starke inte rnationale Proteste gegen die Terrorurteile und 
zahlre iche Enthüllungen über die Verletzung sämtlicher 
inte rnatio nal ane rkannter Rechtsprinzipien während des Ver­
fahrens haben das Rassistenregime nunmehr gezwungen, 
e ine Be rufungsverhandlung zuzulassen. Die aufgrund des 
"Terrorismusgcsclzes" Angcklagten und Ve rurteilten waren 
systematisch gefOltert worden mit dem Ziel, Geständnisse 
zu e rpressen. In massiver Art .und Weise halle der südafri­
kanische Geheimdienst (BOSS) in das Gerichtsverfahren 
dire kt e ingegriffen. 

A ngesichts solcher Praktiken schweben Mushimba und Shi­
kongo auch nach de r Neuaufnahme des Verfahrens in höch­
ster Lebensgefahr. Mit ihm will das südafrikanische Be­
satzungsregime dem geplanten Mord einen neuerlichen An­
strich von .. Legalität " geben. Nicht zuletzt deshalb behan­
de lte am 16. 2. 1977 die in Genf tagende UNO-McJlS('hen­
rechtskommission die Rellung der Führe r der SWAPO als 
vordringliche Frage. Sie appellierte an UNQ -Generalsekretär 
Kurt Waldheim, umgehend Ma ßnahmen zum Schutz ihres 
Lebens zu ergreifen. 

Mit verstärkten Repressionsmaßnahmen zielt das südafri­
kanische Rassiste nregi me auch darauf, die legitime Ve rtre­
te nn des Volkes von Namibia. die SWAPO, im lnteresse 
seine r nTurnhalienpläne" zu schwächen. Die in der ehemali­
gen deutschen' Turnhalle von Windhoek tagende Verfassungs­
konferenz soll mit der Bildung einer "Obergangsregierung" 
unter dem Bantustan-Häuptling e lements Kapuuo und dem 
Ve rtrete r der weißen Minderheit Dirk Mugde eine neoko­
lo nialistische .,Lösung" der Namibia-Frage vorbereiten, mit 
~em Ziel, Namibia weiterhin im Bannbeis der Abhängig­
ke it Prcto rias zu halten (siehe dazu das Geheimmemoran­
dum in A lB, Nr. 2/ 1977). 
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"die beste linke Zeitschrift, sehr zu empfehlen" 
(sagt Tintenfisch 9: Jahrbuch für Deutsche Literatur) 
Das neue KONKRET erscheint jetzt im 4. 
Jahrgang. M~ den bislang erschienenen 31 
Ausgaben ist es zur führenden Monatsze~­
~chrift für Pol~ik und Kuttur geworden. 

KONKRET macht Pol~ik m~ Leidenschaft 
und Augenmaß. Unabhängige Pol~ik für 
Abhängige. M~ Autoren, die nicht jeder Mode 
und jedem Pfiff der Funktionäre gehorchen: 

Wolfgang Abendroth . Günter Amenctt . Wo~ Biermann . Watter Boehlich . Heinrich Böll 
PeterO. Chotjew~ . FranzJosefDegenhardt . F. C. Delius . Rudi Dutschke . Bernt Engelmann 
Hans Magnus Enzensberger . Huber! Rchte . Erich Fried Gerd Fuchs . Peter Hamm 
Wolfgang Harich . Günter Herburger · Watter Jens · Yaak Karsunke . Franz Xaver Kroetz 
Günther Nenning . Kar! W. Pawek . Hermann P. Piwitt . Peter Schneider · Horst T omayer 

Günter Wallraff . Martin Walser · Peter Paul Zahl 

Sie kennen das neue KONKRET noch nicht? Wir schicken Ihnen auf Anforderung gern ein 
paar kostenlose Probenummern. Sie kennen es und möchten endlich jemandem einmal ein 
vernünftiges Geschenk machen? Verschenken Sie zu Ostern ein KONKRET .Jahresabo! 

Sie sollen dabei nicht leer ausgehen: 
Als Dankeschön für diesen neuen Abon­
nenten schenkt Ihnen KONKRET eins 
der hier abgebildeten Bücher: 

= , -.-

konkret 
Die Monatsze~schrift fürPol~ik und Kuttur 

Auaec:hneIMn und elnMnden . n: 
KONKRET, ost ... ebo, ~"str. 7, 2000 HwnOurv 13 

ElnJahresalJc.nnerTlefll KONKRET m6chte iCh 

Hem\lFrau 
Strn8e _____________ _ 

~~--------------
abJUf'Ii 1977 (Heft 617n zu Ostern scheN<en. 
Die Rechrulg libOf DM 42,- emane iCh In KUrze von ItvemVertrleb. 
('N.a.ig. kein GekI 0.,8.. an IN schicken. erst die Rechnung abwMen? 
Als Pramie WlIlSChe ich fTW 

DCIA-fleport 0 llustr. KI,j:IJ· u. Sittoogeschdte des PrdemaI.s 
Oden neuen Halbrlttllf 0 Lexikon deI' Sexualital 
o KIasSIschef Journallsrrus 0 BOIIISIaed<:: Gedichte/Collagen 
Von lIIfIIQ8f1 ,1leIn IV lmIberte K~e ~ Botte deshalb zwei ~ 
anlcretllllll. Wr -'*'uns bernuhen,1hnen einen in jeOem F" N ertuh\) 

Metoe AnsctItlft 
Name: _ _ _________ __ _ 

Stra8e: ___________ __ _ 

Pl..ZMIohnort:--;;;;======"' ___ _ (DiesesAnoebOl gilt nur für die BRD und West-8erlin) 

A~ 0iuI ~ kann lmerhalb einer Woche sdviItlich widemJfen 
werden. Es {I8I"Ügt w8/ver1d dIeief Frisl _ Ml!leiUlg an KONKRET. Renizelstr 7, 
2000 H.n;.oJg 13 

Olllum Unterschrift 


